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Erreichbarkeit und Weiterent-
wicklung der linienhaften Infra-

struktur sind ein wichtiger Faktor

Innsbruck: Kombina-
tion von Integration 
und Stadtplanung 

Die Städte entlang der Donau werden langfristig 
von der EU-Donauraumstrategie profitieren, 

wie z. B. Budapest (Foto)
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Zuzug in die Stadt boomt
Der Trend, in die Stadt zu ziehen hält weltweit an. In Österreich lebt bereits mehr als die Hälfte der Bevölkerung 

in urbanen Räumen. Diese Entwicklung bringt einige Herausforderungen mit sich, hält aber auch Chancen  

bereit: Es gilt, die Wettbewerbsfähigkeit mit nachhaltiger Stadtentwicklung zu vereinbaren. Städte spielen eine 

zentrale Rolle, weil sie aufgrund ihrer dichten Siedlungsstruktur die größten Einsparungseffekte in Relation zur 

EinwohnerInnenzahl erzielen können. Siedlungs-, Verkehrs- und Infrastrukturplanung können in verdichteten 

Räumen besonders effizient betrieben werden.

Das Smart City-Konzept hält einige vielversprechende Antworten bereit, die eine zukunftsträchtige Stadtent-

wicklung ermöglichen: „SMART“ im Sinne von „sustainable, mobile, attractive, resilient and tolerant“ zeigt –  

über die reine Übersetzung als „intelligent“ oder „schlau“ hinaus – das moderne Planungsverständnis für eine  

lebenswerte Stadt. 

Österreichs Städte und Stadtregionen haben ihren Weg in eine „smarte“ Zukunft bereits angetreten: Im Jahr 

2011 erhielten neunzehn österreichische Städte als Ergebnis einer erfolgreichen Teilnahme an der ersten  

Ausschreibung des Klimafonds zum Thema „Smart Energy Demo - FIT for SET“ eine Förderungsgenehmigung. 

Im Übrigen bin ich der Meinung: Österreich braucht starke Städte, Europa braucht starke Städte!

Dr. Thomas Weninger
Generalsekretär des Österreichischen Städtebundes
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Die Donauraumstrategie umsetzen
Städte sind seit jeher die Knotenpunkte wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts, bei denen sich die  

Ressourcen für intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum räumlich bündeln. Die Mobilisierung  

dieser Ressourcen kann daher nicht nur ein Anliegen der Städte selbst sein, sondern muss auch als ein  

europäisches und nationales Anliegen gesehen werden.

Gerade die von der EU verabschiedete Donauraumstrategie ist ein guter Rahmen, sowohl für die Berück-

sichtigung der Anliegen der Städte, Gemeinden und Regionen als auch Österreichs. Es wird wichtig sein, 

die Synergien, die sich durch die Zusammenarbeit ergeben, optimal zu nutzen. 

Die Städte, Gemeinden und Regionen, die letztlich den direkten Kontakt zu den Bürgerinnen und Bürgern haben, 

kooperieren schon seit langer Zeit im Kontext des Donauraums auf ganz praktischer Ebene. Dabei geht es  

beispielsweise um den Austausch von Know-how im Bereich der Verwaltung, in der Sicherstellung kommunaler 

Services oder um die Anwendung moderner Technologien und Strategien in der Stadt- und Regionalent

wicklung.

Letztlich wird die Donauraumstrategie nicht alle Probleme lösen können, aber einen Beitrag zur Verbesserung 

der Lebensqualität von 115 Millionen Menschen in 14 Ländern leisten.

Bürgermeister Dr. Michael Häupl
Präsident des Österreichischen Städtebundes
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Städtebund Aktuell
Wissenschaftspreis 2011 ging an  
Rechtswissenschafterin Renate Fuchs

Im Rahmen des kommunalwissenschaftlichen Symposiums zum 
Thema „Freiwilligenarbeit“ vergab die Kommunalwissenschaftli-
che Gesellschaft (KWG) am 3. November im Wiener Rathaus 
den Kommunalen Wissenschaftspreis 2011. Die Auszeichnung 
ging an die Linzer Rechtswissenschafterin Renate Fuchs. Ihre an 
der Universität Linz eingereichte Dissertation mit dem Titel 
„Kommunale Pflichtaufgaben – dargestellt am Beispiel des Ab-
fallwirtschaftsrechts“ wurde vom Vorstand der KWG ausgewählt 
und mit 1.500 Euro prämiert. „Die Auszeichnung soll Ansporn 
zur Beschäftigung mit Fragestellungen von besonderer Relevanz 
für die österreichischen Städte und Gemeinden sein“, sagte Dr. 
Thomas Weninger, Generalsekretär des Städtebundes.

Eine Verländerung der Grundsteuer 
bringt keine Verwaltungsvereinfachung

Der Österreichische Städtebund begrüßt die aktuelle Diskus-
sion über die Grundsteuer, die zuletzt durch Vorschläge von Fi-
nanzministerin Maria Fekter entfacht wurde: „Endlich kommt 
Bewegung in die seit Jahren stagnierende Diskussion, denn die 
derzeitige Situation ist mehr als unbefriedigend“, sagte der Ge-
neralsekretär des Städtebundes Dr. Thomas Weninger. 
Der Österreichische Städtebund setzt sich seit Jahren für eine 
grundlegende Reform des völlig veralteten Systems der Grund-
steuer ein, das gleichzeitig immer noch von Verfassungswidrig-
keit bedroht ist. Entscheidend ist, dass die Grundsteuer eine 
Steuer der Städte und Gemeinden ist. Die Höhe errechnet sich 
auf Grund des Einheitswertes, den die Finanzämter festlegen. 
Aufgrund dieses Wertes erstellt die Stadt bzw. Gemeinde den 
Steuerbescheid. Die Einheitswerte wurden seit Jahrzehnten 
nicht valorisiert. Das führte zu einer Stagnation bei den Ein-
nahmen. Dies ist einer der Gründe, warum der Anteil der ge-
meindeeigenen Steuern sich seit Jahren sukzessive verringert.

Die Kommunalforen 2011 wurden in Bruck 
an der Mur und Salzburg veranstaltet 
 
Österreichs Städte und Gemeinden sind noch immer der wich-
tigste öffentliche Investor. Insgesamt zwei Milliarden Euro 
(ausgenommen Wien) werden jährlich in Infrastruktur inves-
tiert und kommen damit der heimischen Wirtschaft zugute. 
Das hat wesentlich dazu beigetragen, dass die jüngste Wirt-
schaftskrise in Österreich gut abgefedert werden konnte. Doch 
die Verschuldung macht auch Österreichs Städten zu schaffen. 
Daher standen die alljährlichen Kommunalforen, die der Ös-
terreichische Städtebund gemeinsam mit der Bank Austria, 
dem Gemeindebund und dem KDZ veranstaltet, heuer unter 
dem Thema „Gemeindehaushalte gesamthaft finanzieren – Be-
teiligungen integrieren“. Als Experten kamen unter anderem 
der ehemalige Finanzminister Ferdinand Lacina, Bank Austria-
Chefökonom Stefan Bruckbauer und Peter Biwald, Geschäfts-
führer des KDZ, zu Wort.

Neue Mittelschule ist ein Meilenstein 
 
„Es ist ein guter nächster Schritt, aber wir sind nicht am Ende 
des Weges“, so kommentierte Städtebundpräsident Bürger-
meister Dr. Michael Häupl die erzielte Einigung auf Bundes-
ebene betreffend den Ausbau der Neuen Mittelschule. Der von 
Unterrichtsministerin Claudia Schmied vorgestellte Gesetzes-
entwurf, mit dem die Neue Mittelschule ins Regelschulwesen 
übernommen wird, wurde vom Österreichischen Städtebund 
ausdrücklich begrüßt: „Mit den Neuen Mittelschulen eröffnen 
die österreichischen Städte ein innovatives Bildungsangebot, 
das den Schülerinnen und Schülern optimale Zukunftschan-
cen bietet“, sagte dazu Dr. Thomas Weninger, Generalsekretär 
des Österreichischen Städtebundes. „Die Städte und Gemein-
den sind in Österreich zuständig für die Erhaltung der Pflicht-
schulen. Schulen sind Orte des Lernens und des Miteinanders. 
Umso wichtiger ist, dass die ersten Jahre der Ausbildung auch 
gleiche Chancen für alle eröffnen“, so Dr. Thomas Weninger.
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Sabine Marchart, Juristin des Österreichischen Städtebundes 
und die Preisträgerin Renate Fuchs (vlnr.). w
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Die kommunalen Haushalte müssen saniert und finanziert  
werden, um die Leistungen zu sichern. Foto: Stadt Salzburg
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Treten Sie näher, treten Sie heran. Der 

Wiener Wurstelprater ist um eine 

Attraktion reicher und sie steht gleich 

im Eingangsbereich. Digitale Infosäulen, 

die optisch an überlebensgroße iPods 

erinnern, wissen minutenaktuell über 

alle Veranstaltungen im Vergnügungs-

park Bescheid. Entwickelt wurden die 

2,2 Meter hohen Digilights™ von der 

Wiener Firma Digilight Werbe- und 

Netzwerk GmbH. Unübersehbar infor-

mieren sie seit der Saisoneröffnung 

2011 am Gabor-Steiner-Weg und auf der 

Straße des 1. Mai die Gäste in drei 

Minuten über was, wann und wo.

Digilights™ sind europaweit die ersten 

sonnenlichttauglichen, zweiseitig be-

spielbaren, digitalen Infosäulen. Hoch-

wertige Komponenten vom Display mit 

Sicherheitsglas über den Edelstahl-

rahmen bis zum Rechner machen das 

System optisch ansprechend und stabil. 

Das Design ist italienisch, das Gehäuse 

tschechisch und das Herz – die Software 

– kommt aus Wien. Die patentierten 

Geräte werden in Wien fertig zusammen-

gebaut und mit Inhalten versehen. 

Eigene Schocksensoren zur Notabschal-

tung und eine nanobeschichtete Oberfl ä-

che schützen die digitalen Plakatständer 

vor Vandalismus. Selbstverständlich er-

füllen die Infosäulen im öffentlichen 

Raum die Richtlinien der Straßenver-

kehrsordnung. Der permanente Online-

status sichert stets aktuelle Informa-

tionen. Dank einer eingängigen und 

benutzerfreundlichen Software ist das 

Bespielen mit multimedialen Inhalten 

leicht und rasch möglich. 

20 Jahre Erfahrung stecken im gekonn-

ten Einsatz der digitalen Technik. Die 

Ablöse herkömmlicher Plakatständer 

bedeutet nicht nur einen Vorsprung in 

der Aktualität, sondern auch 7,5 Prozent 

weniger Kohlendioxid-Emissionen. Die 

Prater Service GmbH, ein Unternehmen 

der Stadt Wien, ist für Verwaltung, Ent-

wicklung und Marketing des Original 

Wiener Vergnügungsparks zuständig. 

Für die Erstellung eines neuen Mutime-

diakonzepts waren die Verantwortlichen 

auf der Suche nach einem modernen An-

kündigungssystem: „Eine gute Software, 

aktuelle Hardware, die Versicherung 

gegen Vandalismus, Garantieleistungen 

und die Anlieferung von aktuellen 

Wetter-News waren Argumente, die uns 

im Zuge einer Evaluierung möglicher 

LieferantInnen überzeugten“, erklärt 

Christian Rötzer, Geschäftsführer der 

Prater Service GmbH. Die Gäste be-

kommen aktuelle News, Veranstaltungen 

und Attraktionen angezeigt. „Die 

Vorlaufzeit dafür reduziert sich im 

Vergleich zu Plakaten von Tagen auf 

Minuten. Zudem bieten bewegte Bilder 

mehr Möglichkeiten und machen die 

Botschaften plastisch vermittelbar“, ist 

Christian Rötzer überzeugt.

Alexander Christ, Geschäftsführer der 

Digilight GmbH, freut sich über den 

großen Bekanntheitsschub für sein Pro-

dukt durch die Aufstellung im Prater. 

„Die Prater Service GmbH als Kunden 

gewonnen zu haben ist eine bedeutende 

Referenz. Wir sehen den Auftrag der 

Stadt Wien als immense Chance für 

unser Produkt und unser Unternehmen“, 

ergänzt er. Für die Multimediaspezia-

listen der Digilight Werbe- und Netz-

werk GmbH ist WienWin „die Möglich-

keit, innovative Lösungen in der Stadt 

vorzustellen. Es erleichtert die Kontakt-

aufnahme mit unterschiedlichen 

Abteilungen“.

Digilight Werbe- und Netzwerk GmbH: 

http://www.digilight.at/

Prater Service GmbH: 

www.praterservice.at/
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Bewegte Bilder bieten mehr 
Möglichkeiten und machen 

die Botschaften plastisch 
vermittelbar.

Gäste des Wiener Wurstelprater 

aktuell informiert

Digilight™: 
Digitales Plakat
Digilight Werbe- und 
Netzwerk GmbH und 
Prater Service GmbH

ZIZ.indd   1 23.11.11   14:10
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Kommunalnews

sozialbereich im Mittelpunkt –  
Keine weitere Belastung der Schwachen 
 
Am 21. November 2011 diskutierten im Wiener Ringturm im 
Rahmen der Veranstaltung „Wie viel Markt verträgt der Sozial-
bereich?“ zuständige PolitikerInnen sowie ExpertInnen die 
Rolle sozialer Dienstleistungen in Bezug auf sozialen Zusam-
menhalt sowie Organisation, Finanzierung und wirtschaftliche 
Aspekte. Der Österreichische Städtebund und die Gewerk-
schaft der Gemeindebediensteten/Kunst, Medien, Sport, freie 
Berufe luden zu dieser Diskussionsrunde ein.  
Angesichts der Finanzkrise und dem damit einhergehenden 
Druck auf die öffentlichen Haushalte droht gerade die Erfül-
lung sozialer Aufgaben unter die Räder zu kommen. Die 
Schwachen und Benachteiligten dürfen nicht diejenigen sein, 
die den Preis zahlen für eine unzulängliche Verteilungsgerech-
tigkeit, für Krisen und für Fehlentwicklungen in Politik und 
Gesellschaft.

Science Event des Umweltbundesamtes 
 
Freie Flächen in Stadt und Land werden immer rarer, die Nut-
zungsbedürfnisse vielfältiger. Wie können die daraus entste-
henden Konflikte gelöst werden? Dieser Frage widmete sich 
der Science Event am 10. November im RadioKulturhaus in 
Wien. Ausgehend von globalen Trends spannte der Science 
Event den Bogen vom Österreichischen Raumentwicklungs-
konzept bis zu regionalen Beispielen wie dem Metropolitan-
raum Zürich und der Umwelthauptstadt Hamburg. Themen 
wie Globalisierung, Urbanisierung, Klimawandel und postfos-
sile Energiewirtschaft standen im Mittelpunkt. Keynote Spea-
ker waren Hans Heinrich Blotevogel, Technische Universität 
Dortmund und Winfried Blum von der Universität für Boden-
kultur. In einer Podiumsdiskussion beleuchteten VertreterIn-
nen aus Wissenschaft, Verwaltung und Politik Handlungsbe-
darf und Spielräume in der Entwicklung in Stadt und Land. 
Weitere Infos unter www.umweltbundesamt.at/sciencevent11.
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Wiener MA 6 unterstützt österreichische 
Morbus Crohn-Vereinigung

Am Sonntag, 9.10.2011 fand das Fußball-Charity Turnier der 
MA 6 - Talente, Team 18 zu Gunsten des Vereins ÖMCCV-Ös-
terreichische Morbus Crohn-Colitis ulcerosa Vereinigung statt. 
Folgende Teams nahmen am Bewerb teil: Bank Austria Unicre-
dit Group, Fujitsu, KPMG, MA 6, MA 67, ORF, T-Systems, 
Tele2, Wirtschaftskammer und Wien Kanal. Allen Mannschaf-
ten gilt ein ganz großes Dankeschön, dass sie sich für die gute 
Sache Zeit genommen haben und einen Sonntag zur Verfügung 
gestellt haben. Dem Team 18 ist es gelungen, dass dem Verein 
ÖMCCV, vertreten durch seinen Obmann Herrn Breitenber-
ger, am Ende des Tages ein Scheck mit der großartigen Summe 
von 12.000 EURO überreicht werden konnte.

„Generationenstadt“: Ausstellung in 
Mürzzuschlag eröffnet

Viele Städte sind derzeit mit einschneidenden demografischen 
Veränderungen konfrontiert. Wie können Kommunen diesen 
Entwicklungen aktiv begegnen? Wo bieten sich Gestaltungs-
möglichkeiten? Eine Ausstellung in Mürzzuschlag liefert lokale 
und internationale Anregungen. Die Eröffnung fand am  
19. November 2011 statt.

INFOS:
Ausstellung „Generationenstadt“
Kuratorinnen: Christiane Feuerstein und Angelika Fitz
Jahresmuseum im kunsthaus muerz | www.kunsthausmuerz.at | 
www.generationenstadt.at 

Ausstellungsdauer: 20. November 2011 bis 5. Februar 2012
Für Rückfragen zur Ausstellung und zur Projektwerkstatt steht 
Ihnen Frau Architektin Christiane Feuerstein unter  
office@generationenstadt.at gerne zur Verfügung.
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Auf der Suche nach einer generationenübergreifenden Stadt- 
entwicklung sollen verschiedene Szenarien entworfen werden.

Präventive soziale Angebote sollen mithelfen, gravierende Krisen 
gar nicht erst entstehen zu lassen. Diese kosten aber Geld.
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Kommunalnews

Der „Equal Pay Day“ in österreichs Städten: Qualifikation statt Krawatte

Unter dem Titel „Qualifikation statt Krawatte“ wurden am 4. 
Oktober österreichweit in den größeren, aber auch kleineren 
Städten Papierkrawatten verteilt. Einerseits wurde so wieder da-
rauf hingewiesen, dass Männer grundsätzlich mehr verdienen, 
einfach weil sie Männer sind, andererseits sollte damit die For-
derung des Frauenausschusses des österreichischen Städtebun-
des nach zumindest 40-Prozent-Quoten in Vorständen und 
Aufsichtsräten untermauert werden.

Vorbildliche Stadt Salzburg
Sehr erfreulich! Salzburgs Bürgermeister Heinz Schaden will die 
Forderung des Frauenausschusses sofort in die Tat umsetzen, 
mehr sogar noch. Er will den Frauenanteil in stadtnahen Unter-
nehmen sogar auf 50 Prozent erhöhen. Schon jetzt liegt der An-
teil in vielen Gremien der Stadt Salzburg bei 50 Prozent und 
darüber, z.B. bei der Entsendung in den Altstadterhaltungs-
fonds und ins Salzburg Museum, 100 Prozent sogar sind es im 
Rockhouse und Literaturhaus. Doch damit ist Schaden noch 
nicht zufrieden. 33 Prozent beträgt der Anteil der Frauen der-
zeit im Durchschnitt in den 14 Unternehmen, an denen die 
Stadt Salzburg beteiligt ist, wie beispielsweise Salzburg AG, am 
Salzburger Flughafen oder der GSWB. Möglich ist dies durch 
einen Beschluss des Stadtsenats, der die Entsendung der Auf-
sichtsrätInnen vorschlägt. „Die Entsendungen in die Aufsichts-
gremien soll nach dem Reißverschlussprinzip erfolgen, ähnlich 
wie bei den Wahllisten für den Gemeinderat“, so der Salzburger 
Bürgermeister. Schon jetzt werden in Salzburg Interessensbe-
kundungen von Frauen gesammelt, um diese auf die Aufgaben 
als Aufsichtsrätinnen vorzubereiten“, so Bürgermeister Dr. 
Heinz Schaden.

Gesetzliche 50-Prozent-Frauenquote
In Wien gibt es innerhalb des Magistrats seit 2001 eine gesetzli-
che 50-Prozent-Frauenquote. Seither steigt die Zahl der Frauen 
in den Führungsetagen der Stadt kontinuierlich: 2010 waren 
bereits 22 von 62 Magistratsabteilungen in Frauenhand. Das 
entspricht einem Frauenanteil von 35 Prozent. Zum Vergleich: 
1997 standen nur 5 Prozent der Magistratsabteilungen unter 
weiblicher Führung.

Graz setzt auf Einkommenstransparenz
Die Stadt Graz beispielsweise startete einen eigenen Gehalts-
rechner. Hier zeigte sich, dass Frauen aus Graz ca. um 18,5 Pro-
zent weniger als ihre Kollegen verdienen. Für österreichische 
Verhältnisse ist dies schon fast als tolles Ergebnis zu bezeichnen. 
Interessant dabei: je höher die Qualifikation, umso höher ist 
auch der Gehaltsunterschied. Dies deckt sich auch mit Untersu-
chungen, wonach Österreich, wie viele andere Staaten, einem 
Muster folgt, wonach es immer schwieriger wird, gleiches Ge-
halt für gleiche Arbeit zu bekommen, je höher die Bildung der 
Frau ist. Es gibt auch Staaten, die anderen Mustern folgen, wie 
beispielsweise Belgien oder Litauen – dort ist es vor allem in 
handwerklichen Berufen schwierig.

Frauen sollen sich ihr gerechtes Stück vom Kuchen holen:  
Frauenministerin Heinisch-Hosek (rechts) und StR.in Frauenberger.
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SPÖ-Chefin StR.in Dr.in Martina Schröck (rechts) und  
Frauenbüroleiterin Dr.in Priska Pschaid vor dem Grazer Rathaus.
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Salzburgs Bürgermeister Dr. Heinz Schaden setzt sich für Quoten 
von 50% in stadtnahen Betrieben ein, links: Mag.a Stranzinger.
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Das Jahr 2008 kennzeichnete einen be-
merkenswerten Wendepunkt: Erstmals 
lebten weltweit mehr Menschen in Städ-
ten als auf dem Land. Auch innerhalb der 
EU wohnen bereits 70 Prozent der Men-
schen in urbanen Räumen1. Und in Ös-
terreich hatten im Jahr 2011 bereits 55 
Prozent der Bevölkerung ihren Wohnsitz 
in einer der 73 Städte mit mehr als 
10.000 EinwohnerInnen. 2

Das Wachstum der Städte und die Aus-
breitung städtischer Lebensformen sowie 
urbaner Lebensstile werden durch sozio-
ökonomischen Wandel und technologi-
schen Fortschritt vorangetrieben. Der 
Trend zum Zuzug in die Stadtgebiete 
wird auch weiterhin anhalten. Die Folge 
sind intensive funktionale Verflechtungen 
zwischen Kernstadt und Umland. Durch 
vermehrte Zuwanderung ergeben sich für 

die Ballungsräume einerseits stadtent-
wicklungspolitische Herausforderungen, 
vor allem im Hinblick auf ein erhöhtes 
Verkehrsaufkommen und einen gesteiger-
ten Bedarf an leistbaren Wohnungen. An-
dererseits eröffnet gerade der Trend zu 
Stadterneuerung und Stadtverdichtung 
eine Chance, die eine Umsetzung zu-
kunftsträchtiger Konzepte zur Forcierung 
einer kompakten, nachhaltigen und dabei 
lebenswerten Stadt bzw. Stadtregion er-
möglicht, da sich das Zusammenleben im 
Agglomerationsraum wesentlich effizien-
ter, kostengünstiger und nachhaltiger ge-
stalten lässt.

Bevölkerungsentwicklung und 
Wanderungsbewegungen
Aktuelle Trends der demografischen Ent-
wicklung zeigen für die gesamte EU ähn-

liche Muster: wie sinkende Geburtenra-
ten, steigende Lebenserwartung, Rück-
gang des Bevölkerungswachstums und der 
Erwerbsbevölkerung. Wesentlich ist daher 
die zunehmende Bedeutung von Migra-
tion von außen sowie von Binnenmigra-
tion, die gemeinsam als Motor der urba-
nen Bevölkerungsentwicklung anzusehen 
sind. Meist führen Arbeit und Beruf, Bil-
dung und Ausbildung sowie die Steige-
rung der Lebensqualität allgemein, aber 
auch private Gründe wie die Gründung 
eines gemeinsamen Haushaltes, zum Zu-
zug in die Stadt. Dabei zeigt sich, dass 
Frauen wesentlich mobiler sind als Män-
ner: 51 Prozent der Frauen, aber nur 35 
Prozent der Männer leben in ihrer Hei-
matgemeinde nicht seit ihrer Geburt. 
Ganz allgemein wird die Lebensqualität 
in Österreichs Städten von 86% der Bür-

gerInnen als sehr hoch be-
wertet3. In Österreichs Städ-
ten liegen außerdem knapp 
drei Viertel aller Arbeits-
plätze und sämtliche Mög-
lichkeiten zur höheren Bil-
dung.4 Wien wird entgegen 
dem Trend der Überalterung 
aufgrund der vorhandenen 
Bildungsmöglichkeiten und 
Arbeitsplätze durch Zuwan-
derung sogar „verjüngt“. In 
der Altersgruppe zwischen 
30 und 45 Jahren zieht es 
dagegen viele Jungfamilien 
aus der Stadt in das Umland 
der Städte. Der Wunsch 
nach einer naturnahen Um-
gebung steht allerdings ei-
nem erhöhten Mobilitätser-

Neue Strategien für die 
Stadt-Umland-Entwicklung
Das Smart City-Konzept trägt die intelligenten Kernelemente einer zukünftigen Stadtentwicklung 
bereits im Namen. „SMART“ ist im Sinne von „sustainable, mobile, attractive, resilisent and tolerant“ 
zu verstehen. Das Konzept offenbart über die reine Übersetzung als „intelligent“ oder 
„schlau“ hinaus das moderne Planungsverständnis für eine lebenswerte Stadt.
Generalsekretär Dr. Thomas Weninger und Dipl.-Ing. Melanie Lutz, Österreichischer Städtebund

Smart City
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fordernis gegenüber und führt so zu einer 
reell negativen Ökobilanz eines solchen 
Lebensstils. Auch auf ältere Menschen 
übt der urbane Raum aufgrund der guten 
Versorgungssituation, der Kultur- und 
Unterhaltungsmöglichkeiten sowie der 
Gesundheitsleistungen eine große Anzie-
hungskraft aus5.
Ein Blick auf die Wanderungsbilanz zeigt 
daher auch für Österreich das eindeutige 
Bild einer Bevölkerungszunahme im Be-
reich der Ballungszentren. Im Raum 
Wien ist zu beobachten, dass fast die ge-
samte CENTROPE-Region6 von diesen 
Wanderungsgewinnen profitiert, wobei 
die Wiener Umlandgemeinden zwischen 
1981 und 2001 ein Wachstum von bis zu 
60 Prozent aufwiesen. Die starke Interde-
pendenz dieser Gemeinden mit der Kern-
stadt Wien markieren die 527.600 Pend-
lerInnen, die laut aktueller „Kordonerhe-
bung Wien“ an einem Werktag die Stadt-
grenze in Richtung Wien passieren, wo-
von wiederum 79 Prozent den eigenen 
PKW nutzen.7 Ein gemeinsamer Lebens-
raum für ältere Menschen und Migrant
Innen, Jungfamilien und Intellektuelle er-
fordert einen umfassenden sozialen und 
ethnischen Integrationsansatz in der 
Stadtentwicklungspolitik. In dieser Hin-
sicht wurden die europäischen Städte in 
der Präambel der Leipzig Charta beson-
ders gewürdigt. Im Hinblick auf ihre 
„kulturellen und baulichen Qualitäten, 
auf die großen sozialen Integrationskräfte 

und die außergewöhnlichen ökonomi-
schen Entwicklungschancen“ 8 als Wis-
senszentren und Quellen für Wachstum 
und Innovation haben sie das Potenzial, 
auch die damit verbundenen Probleme 
wie den Bedarf an Wohnungen, die Ver-
kehrsbelastung, Umweltverschmutzung 
und soziale Segregation zu bewältigen.

Auf dem Weg zur integrativen,  
effizienten und nachhaltigen 
Stadt(region)
In städtischen Agglomerationsräumen er-
möglicht eine Stadt-Umland-Koopera-
tion, Sachprobleme losgelöst von territo-
rialen Grenzen einzelner politisch-admi-
nistrativer Einheiten zu bewältigen.9 Auf 
nationaler als auch auf europäischer 
Ebene muss daher gemeinsam mit den 
städtischen und regionalen Akteuren die 
abgestimmte Ausbildung einer „Agglo
merationsentwicklungsstrategie“ erfolgen. 
Darunter fallen Anreize und bessere (ge-
setzliche) Rahmenbedingungen für die 
Zusammenarbeit von Städten mit ihrem 
Umland sowie aller Verwaltungsebenen 
und relevanten AkteurInnen in einer 
funktionalen urbanen Region (FUA), die 
durch innovative, maßgeschneiderte und 
funktionsfähige Governance-Lösungen 
geschaffen werden müssen.10 Die Installa-
tion einer „Kooperationsplattform Stadt-
region“, die als eine der Umsetzungspart-
nerschaften des ÖREK 201111 unter Fe-
derführung des Österreichischen Städte-

bunds konzipiert wurde, dient als Vehikel 
für die Stadtregionen, um mithilfe des ge-
genseitigen Erfahrungsaustauschs zu ei-
nem besseren Miteinander von Städten 
und ihrem Umland zu gelangen. Dabei 
werden vorrangige Themen wie die Bau-
landmobilisierung, die Nahverkehrspro-
blematik, Integrationsbelange und Frei-
raumkonzepte bearbeitet. Durch dieses 
gemeinsame Vorgehen soll es auch gelin-
gen, Aufmerksamkeit für die besonderen 
Bedarfe der Städte zu erzielen und Stadt-
regionen zukunftsorientiert in Politik und 
Verwaltung zu positionieren.12

Eine intelligente, integrative und nach-
haltige Stadt(regions)entwicklung ent-
spricht nicht nur den Vorgaben der EU-
Strategie für Europa 2020, sondern ist ge-
nerell ein zentrales Anliegen der „Smart 
Cities“: So bezeichnen sich Städte, die ei-
nen vorausschauenden und nachhaltigen 
Umgang mit ihren energetischen, finanzi-
ellen und lebensweltlichen Ressourcen 
pflegen.

„Smart City“: Urbanisierungs- 
prozesse im 21. Jahrhundert
Vor dem Hintergrund ökonomischer und 
technologischer Veränderungen, stehen 
die europäischen Städte vor der Heraus-
forderung, Wettbewerbsfähigkeit mit 
nachhaltiger Stadtentwicklung zu verein-
baren. Das Smart City-Konzept kann 
diesbezüglich als der nächste notwendige 
Schritt im Urbanisierungsprozess angese-

hen werden. Städte spielen 
eine zentrale Rolle, wenn es 
um Energieverbrauch und 
Klimawandel geht, weil sie 
aufgrund ihrer dichten Sied-
lungsstruktur die größten 
Einsparungseffekte in Rela-
tion zur EinwohnerInnen-
zahl erzielen können. Sied-
lungs-, Verkehrs- und Infra-
strukturplanung können in 
verdichteten Räumen beson-
ders effizient betrieben wer-
den. Energieeffiziente Sied-
lungsstrukturen, eine ge-
samtheitliche, intermodale 
Verkehrsplanung oder die 
zentrale Energiesteuerung 
öffentlicher Einrichtungen 
ermöglichen Einsparungen 

Smart City
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im Bereich Energie, Finanzen und Roh-
stoffe. Hier bieten Smart Cities intelligente 
Lösungen, um die Lebensqualität und die 
Wirtschaftlichkeit von Ballungszentren 
deutlich zu erhöhen.
Mittels der Anwendung neuer Forschungs-
ergebnisse, Technologien und Konzepte 
soll die Versorgung der Stadt mit sauberer, 
erneuerbarer Energie ermöglicht und die 
Effizienz des Energiesystems unterstützt 
werden. Daher bedingt der Erfolg einer 
„smarten“ Energie- und Klimaschutzzu-
kunft eine besonders enge Verknüpfung 
mit allen Bereichen der Stadtentwicklung, 
um der zugrundeliegenden Zielanforde-
rung einer „Zero Emission“-City gerecht 
zu werden. Die Motivation für eine Stadt, 
intelligent zu werden, ist aber nicht nur 
ideeller, sondern vor allem auch finanziel-
ler Natur, wenn zum Beispiel für die Über-
schreitung von EU-Grenzwerten wie der 
erlaubten Feinstaubbelastung möglicher-
weise bald hohe Strafen fällig werden. Wer 
nicht umdenkt, wird zukünftig im Wettbe-
werb der Städte als Standort für Unterneh-
men nicht mehr konkurrenzfähig sein – 
die Stadt der Zukunft denkt daher mit.
Das Smart City-Konzept trägt die vielver-
sprechendsten Prämissen einer zukunfts-
trächtigen Stadtentwicklung bereits in sei-
nem Namen: „SMART“ im Sinne von 
„sustainable, mobile, attractive, resilient 
and tolerant“ macht über die reine Über-
setzung als „intelligent“ oder „schlau“ hin-
aus das moderne Planungsverständnis für 
eine lebenswerte Stadt transparent. Aus der 
gebräuchlichen, englischen Definition er-
geben sich somit die grundlegenden In-
halte einer integrativen Stadtplanung nach 
heutigem Verständnis.

Ausblick
Österreichs Städte und Stadtregionen ha-
ben ihren Weg in eine „smarte“ Zukunft 
bereits angetreten. 
Im Jahr 2011 erhielten neunzehn österrei-
chische Städte14 als Ergebnis einer erfolg-
reichen Teilnahme an der ersten Ausschrei-
bung des Klimafonds zum Thema „Smart 
Energy Demo - FIT for SET“ eine Förde-
rungsgenehmigung.
Die Mitglieder des Österreichischen Städ-
tebundes werden auch weiterhin ihre Po-
tenziale und Kompetenzen progressiv da-
für einsetzen, eine ressourceneffiziente, 

umweltverträgliche und sozial gerechte 
Entwicklung für Städte, Stadtregionen und 
dem mit diesen in Beziehung stehenden 
ländlichen Raum zu sichern. Der Leitsatz 
für die Zukunft lautet daher: „Be smart, 
think local, act global.“ � ■

1	 Vereinte Nationen, 2008. Siehe auch http://esa.un.org/unpd/
wup/unup/index_panel2.html und http://www.unfpa.org/pds/
urbanization.htm – Bericht des Bevölkerungsfonds.

2	 Statistik Austria: Österreichs Städte in Zahlen 2010. www.
statistik.at.

3 	Vgl. Städtebarometer 2010.
4 	Vgl. Städtebarometer 2008, 2009, 2010.
5	 Statistik Austria, Bevölkerungsentwicklung in Österreich nach 

Gemeinden, errechnete jährliche Wanderungsbilanz 2006-
2010, Datenstand 1.1.2010.

6 	Die Centrope-Region, auch „Region Europa Mitte“ genannt, 
umfasst in Österreich Wien, Niederösterreich und das Burgen-
land. Darüber hinaus gehören Regionen und Städte in den 
Nachbarländern Tschechische Republik, Slowakei und Ungarn 
dazu.

7	 Vgl. Kordonerhebung Wien 2011: DI Rittler Christian, Tech-
nisches Büro für Verkehrswesen und Verkehrswirtschaft; Koor-
dination: DI Alfred Dorner, Roman Rataj (Planungsgemein-
schaft Ost); Hrsg. Planungsgemeinschaft Ost, Wien 2011, S 
107.

8	 Vgl. Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt. An-
genommen anlässlich des informellen Ministertreffens zur 
Stadtentwicklung und zum territorialen Zusammenhalt am 
24. Mai 2007, S 2.

9	 Vgl. ÖROK Schriftenreihe Nr. 179, Stadtregionen in Öster-
reich (Wien 2010) S 15.

10	Vgl. Positionspapier des Österreichischen Städtebundes, „Positi-
onspapier österreichischer Städte zur Umsetzung zur EU-Regi-
onalpolitik 2014+“, Wien 2010.

11	Österreichisches Raumentwicklungskonzept 2011; Strategi-
scher Handlungs- und Umsetzungsleitfaden für die österreichi-
sche Raumentwicklung bis 2020, erstellt von den Mitgliedern 
der Österreichischen Raumordnungskonferenz (ÖROK).

12	Vgl. Österreichische Raumordnungskonferenz: Österreichisches 
Raumentwicklungsprogramm 2011/ÖREK 2011 (Wien 
2011) S. 35.

13	Richard Florida, Creative Cluster und Modell der drei T´s 
(Technologie, Talent und Toleranz), 2002.

14	Linz, Villach, Klosterneuburg, Weiz-Gleisdorf, Marchtrenk, 
Wien, Klagenfurt, Wörgl, Bruck an der Mur, Urban Region 
Vorarlberg Rheintal/Bregenz, Leoben, Salzburg, Amstetten, 
Perchtoldsdorf & Brunn am Gebirge, Graz, Innsbruck, 
Deutschlandsberg, Hartberg und Baden.

Die Ausschreibung des Klimafonds verlief für die Kommunen (z.B. Wörgl) sehr erfolgreich.
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Sustainable: Nachhaltiger Umgang mit den be-
grenzten Ressourcen durch vorausschauende und 
effiziente Siedlungs- und Infrastrukturplanung so-
wie sparsamen Ressourcenverbrauch (Energie, 
Wasser, Boden) zur Sicherung qualitätsvoller Le-
bensbedingungen der heutigen und zukünftigen 
StadtbewohnerInnen.

Mobile: Städtische Mobilität definiert sich 
durch gute Erreichbarkeiten und einen Pool 
an multimodalen Transportmitteln zur 
Befriedigung der unterschiedlichen 
Mobilitätsbedürfnisse sowie eine hohe 
Verfügbarkeit von und Zugänglichkeit zu 
Informations- und Kommunikationstechnologie.

Attractive: Die Attraktivität einer Stadt 
beinhaltet ästhetische Gesichtspunkte ebenso 
wie eine hohe Lebensqualität für die BürgerInnen. 
Wirtschaftstreibende, Forschende und Kreative 
werden von günstigen Standortfaktoren wie 
hochwertiger Infrastruktur und qualifiziertem 
Arbeitskräftepotenzial angezogen.

Resilient: Den Herausforderungen der Zeit – 
wie Klimawandel, Umweltverschmutzung, 
Ressourcenknappheit, Verkehrsaufkommen 
und Bevölkerungsentwicklung – begegnen 
die Städte mit Flexibilität und neuen 
Konzepten und Strategie.

Tolerant: Das Wertschöpfungspotenzial einer 
Gesellschaft liegt in ihrer Kreativität begründet, 
die eine Folge kultureller Diversität ist.13 Um eine 
solche zu erreichen, ist es wichtig, ein tolerantes 
Umfeld zu schaffen, das einer Gesellschaft aus 
unterschiedlichen Charakteren und Ethnien ein 
harmonisches Zusammenleben sichert.

Smart City
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Als Antwort auf die zukünftigen Heraus-
forderungen an das städtische Umfeld 
wird im bmvit die transnationale Pro-
gramm-Initiative „Urban Europe“ vorbe-
reitet, in der unter österreichischer Feder-
führung 13 Länder ein gemeinsames 
F&E-Programm zum Thema Urbanisie-
rung entwickeln1. Urban Europe stellt 
sich diesen komplexen Herausforderun-
gen mit einem besonderen Fokus auf die 
Entwicklungsperspektiven europäischer 
Städte im globalen Kontext. Sie leistet ei-
nen Beitrag indem sie eine Plattform zur 
Entwicklung neuer Ansätze für zukünf-
tige Stadtentwicklung und Stadtmanage-
ment bietet, neueste technologische Ent-
wicklungen in innovative Stadtkonzepte 
integriert und neue interdisziplinäre For-
schungsansätze generiert.

Das Ziel ist ein integrativer 
Forschungsansatz
Europa verfügt auf dem Gebiet der Stadt-
forschung über eine lange Tradition und 
hat dabei häufig eine Vorreiterrolle in der 
internationalen Forschungsszene einge-
nommen. Trotz dieses hochwertigen Pro-
fils und ihres hervorragenden Rufs ist die 
europäische Stadtforschung jedoch auch 
zersplittert und muss sich zunehmend Sy-
nergien zu Nutze machen. Eine verstärkt 
integrative Perspektive ist ein unabding-
bares Erfordernis für das Verständnis und 
die Gestaltung von Transformationspro-
zessen hin zu nachhaltigen, wirtschaftlich 
und sozial erfolgreichen europäischen 
Städten. Die Initiative Urban Europe 
stützt sich daher in ihrem Forschungsan-
satz auf folgenden Grundprinzipien:
In Ergänzung zu den meisten bestehen-
den, technologisch orientierten For-

schungsaktivitäten soll der Mensch im 
Zentrum der Forschungsanstrengungen 
stehen. Technologische Forschung und 
Entwicklung wird dabei als Enabler für 
neue Lösungen gesehen und spielt für die 
Realisierung neuer Konzepte eine essenti-
elle Rolle. Gleichzeitig soll der sozioöko-
nomischen Forschung und sozialer Inno-
vation breiter Raum gewidmet werden.
Urban Europe verfolgt einen integrativen 
Ansatz entlang der Schnittstellen der vier 
Grundpfeiler – Wirtschaft & Innovation, 
Technologie, Gesellschaft und Ökologie. 
Dazu ist ein interdisziplinärer For-
schungsrahmen erforderlich, der neue 
Forschungskonzepte hervorbringen und 
über bestehende disziplinäre oder sekto-
rale Grenzen hinweg einen Mehrwert für 

die Forschungs- und Innovationsszene 
schaffen soll. Um die Forschungsergeb-
nisse in reale Lösungen überzuführen, 
neue Management- und Governance-
Konzepte zu erproben, bedarf es eines in-
tensiven Dialogs zwischen sämtlichen Sta-
keholdern: Forschung, Stadtplanung, 
Stadtverwaltung, Technologieentwicklung 
und Unternehmen. 
Der Diversität europäischer Städte und 
ihrer Anforderungen aufgrund regionaler 
Spezifika (klimatisch, geopolitisch, Größe 
etc.) soll dabei ebenso Rechnung getragen 
werden wie den Besonderheiten europäi-
scher Städte in Hinblick auf ihr histori-
sches Erbe.
Der Forschungshorizont ist auf 2050+ 
ausgerichtet, um in Ergänzung zu beste-
henden Forschungsstrategien die nächste 
Phase der Transformation urbaner euro-
päischer Räume zu gestalten und Hand-
lungsbedarfe für Forschung, Innovation 
und Politik ableiten zu können.

Ausblick
Dieser integrative Ansatz wird bereits 
2012 bis 2013 in einer Pilotphase umge-
setzt. Ein Maßnahmenbündel ist in Aus-
arbeitung, dass auf unterschiedliche Inst-
rumente zurückgreift und der For-
schungs- und Innovationscommunity 
eine länderübergreifende Plattform für 
Forschungs- und Vernetzungsaktivitäten 
bieten soll. Details zur Pilotphase folgen 
in einer der nächsten ÖGZ-Ausgaben.� ■

1 Derzeit sind 13 EU-Mitgliedstaaten bzw. assoziierte Staaten 
an Urban Europe beteiligt (in alphabetischer Reihenfolge): 
Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, 
Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Schweden, Tür-
kei und Zypern. Deutschland, Portugal und Spanien neh-
men als Beobachter teil. Weitere Infos und Hintergrunddo-
kumente sind unter www.jpi-urbaneurope.eu zu finden.

Urban Europe:  
Europäische Städte der Zukunft
Das 21. Jahrhundert wird oft als das „urban century“ bezeichnet. Den stark wachsenden 
Städten in Asien – besonders China –, Afrika und Südamerika stehen die „reifen“ Städte 
Europas und Nordamerikas gegenüber. Mit dem großen Bevölkerungszuwachs kommen 
gewaltige Aufgaben auf die Städte zu.
Dr. Margit Noll, AIT-Austrian Institute of Technology GmbH

Großstädte wie Paris haben große soziale 
und logistische Probleme.
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Im polyzentrisch strukturierten Vorarlber-
ger Rheintal mit seinen 29 Gemeinden le-
ben und arbeiten fast 248.000 Personen. 
Dieser attraktive Lebensraum mit hoher 
wirtschaftlicher Dynamik, in dem zwei 
Drittel der Vorarlberger leben, wird im 
Norden vom Bodensee, im Westen von der 
Schweiz und im Süden und Osten von den 
Ausläufern der Alpen umsäumt. Die Lan-
deshauptstadt Bregenz markiert das nördli-
che und die Montfortstadt Feldkirch das 
südliche Zentrum. Dazwischen liegen die 
Städte Hohenems und Dornbirn.

Energiezukunft Vorarlberg
Im Rahmen des Fit4Set-Programms 
wurde das Vorarlberger Rheintal als Pro-
jektgebiet für ein Smart City-Demonstra-
tionsprojekt vorgeschlagen. Leitlinie ist 
die Vision samt Handlungsempfehlungen 
aus dem Prozess Energiezukunft Vorarl-
berg und der einstimmige Beschluss des 
Vorarlberger Landtages, bis 2050 die 
Energieautonomie erreichen zu wollen. 
Zudem finden bestehende strukturrele-
vante Entwicklungskonzepte des Landes 
Vorarlberg wie die Vision Rheintal oder 
das Verkehrskonzept Berücksichtigung, 
welche die ambitionierten Ziele der 
Raumordnungs-, Verkehrs- und Energie-
politik im Hinblick auf eine ökologisch, 
ökonomisch und sozial nachhaltige Ent-
wicklung dieses Lebensraums markieren. 
Das Projekt baut auf bestehenden Projek-
ten wie dem e5-Programm für energieeffi-
ziente Gemeinden auf. Im Projekt 
VLOTTE wird mit 315 elektrisch betrie-
benen Fahrzeugen im Rheintal gerade die 
Alltagstauglichkeit der heute verfügbaren 
Technologie für E-Autos mit bereits mehr 
als 1,5 Millionen zurückgelegten Fahrkilo-
metern eindrücklich nachgewiesen. Darü-

ber hinaus weist Vorarlberg die höchste 
Dichte an Gebäuden im Passivhausstan-
dard auf.
Was liegt also näher als die Vision der 
Energieautonomie im Rahmen von Smart 
City realer werden zu lassen? Unter der 
Leitung des Landesenergieversorgers ill-
werke vkw hat sich ein Konsortium mit 
Vertretern der Stadt Bregenz, der Stadt 
Feldkirch, dem Vorarlberger Verkehrsver-
bund sowie den renommierten Bauträgern 
Rhomberg, Prisma, Hefel Wohnbau und 
I+R Schertler gebildet, um die ambitio-
nierten Ziele einer Smart City am Beispiel 
des Vorarlberger Rheintals zu demonstrie-
ren. Ziel von Smart City-Konzepten ist es 
ja, bestehende Aktivitäten in einer Stadt 
oder Region zu einen System der Systeme 
zu verbinden und dadurch mit multipli-
zierbaren Projektideen vor allem einen 
Beitrag zum Effizienzziel der EU aufzuzei-
gen. Mitte September 2011 haben dazu 
mehr als 60 Vertreter aus den beteiligten 
Organisationen an zwei Tagen ihre Pro-
jekte anhand von Smart City-Kriterien be-
wertet, Potenziale identifiziert und auf die 
Realisierbarkeit, also Verkaufbarkeit, ge-
prüft. Dabei kamen interessante und viel-
versprechende Aspekte zu Tage.

Smarte Mobilität verbindet Städte
Als zentrales energetisches aber auch geo-
graphisches Element, quasi als Rückgrat, 
des Projektes „Smart City Rheintal“ wurde 
die S-Bahnachse von Bregenz nach Feld-
kirch definiert. Denn eine erfolgreiche 
Verschiebung des Modal Split im Vorarl-
berger Rheintal zugunsten nachhaltiger 
Mobilitätsformen stellt eine wesentliche 
Voraussetzung zur Erreichung des Ener-
gieautonomieziels bis 2050 dar. Bereits 
heute wird diese Achse täglich von 32.000 

Personen in Anspruch genommen. Als Be-
standteil des integrierten Vorarlberger Ver-
kehrsverbundes fahren ausgehend von den 
Bahnhöfen 76 Buslinien insgesamt über 
870 Haltestellen im ganzen Land an. Um 
die nachhaltig verträglichen Mobilitätsfor-
men noch attraktiver zu machen, werden 
die Bahnhöfe im Rheintal sukzessive mo-
dernisiert und die Verbindungen in die 
benachbarte Schweiz ausgebaut.
In Dornbirn und Feldkirch ist das bereits 
passiert. In den kommenden zwei Jahren 
werden die Bahnhöfe von Hohenems, Lau-
terach und Rankweil mit einem Budget von 
insgesamt 77 Millionen Euro im Zuge eines 
fünfjährigen Rahmenplans der ÖBB umge-
baut. Danach folgen Götzis und Bregenz. 
Ein eigens gegründeter Infrastrukturbeirat – 
bestehend aus Vertretern der ÖBB, der Lan-
desverwaltung, des Verkehrsverbundes Vor-
arlberg, der Standortgemeinden und der Ar-
chitekten – stellt sicher, dass die Bedürfnisse 
der verschiedenen Stakeholder bei den ge-
planten Baumaßnahmen – wie Park/
Bike&Ride-Stationen, Über- bzw. Unter-
führungen für FußgängerInnen und Fahr-
radfahrerInnen, sowie die Bahnhofsvor-
platzgestaltung für Busse – entsprechend 
berücksichtigt werden.

Smarte Konzepte werden in  
die Stadtplanung integriert
Die zukunftsorientierte Gestaltung der in-
neren und äußeren Seestadt in Bregenz in-
klusive dem Neubau des Bregenzer Bahn-
hofes mit Tiefgarage durch zwei – von der 
Prismagruppe bzw. Rhomberg angeführte 
– Konsortien sind ein wesentlicher Be-
standteil der Smart City Rheintal. Die 
mögliche Seewassernutzung zur Behei-
zung und Kühlung der energieeffizient ge-
stalteten Gebäudekomplexe für Wohnen, 

Zukunftsprogramm: 
Urban Region Rheintal-Bregenz
Bis zum Jahr 2050 will Vorarlberg die Energieautonomie erreichen. Smart City-Konzepte 
sollen mithelfen, dieses Ziel zu verwirklichen. Die ersten Projektideen konnten bereits 
erfolgreich in der Praxis umgesetzt werden.
DI Gerhard Günther

Smart City
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Arbeit und Freizeit ist dabei eine lokal 
mögliche Besonderheit in Richtung einer 
effizienten und klimaverträglichen Lö-
sung. Ein weiteres Highlight ist die Reali-
sierung des Life-Cycle-Towers – einem 
Hochhaus aus dem regional verfügbaren 
Werkstoff Holz. Als Signal für einen nach-
haltigen Umgang mit der Natur und ih-
ren Ressourcen wird damit Holz als Bau-
material in die Stadt gebracht. Ein Team 
von hochqualifizierten ArchitektInnen, 
PlanerInnen und IngenieurInnen gewähr-
leistet dabei nicht nur reduzierte Lebens-
zykluskosten und eine hohe Werterhal-
tung der Gebäude, sondern ebenso höchs-
ten Komfort und modernste Sicherheits-
anforderungen.
Passend zur energieeffizientestes Stadt Ös-
terreichs innerhalb des e5-Programms ent-
steht in der sensiblen Feldkircher Altstadt 
ab 2012 das neue Montforthaus als Kon-
gresszentrum für Green-Meetings. Beteili-
gung von BürgerInnen und ExpertInnen 
und die konsequente Orientierung an den 
Lebenszykluskosten und ökologischen As-
pekten charakterisiert die Planungsphase 
für dieses Gebäude. Das integrierte Mobi-
litätskonzept ermöglicht im Betrieb einen 
autofreien Bereich in diesem Stadtteil und 
die attraktive Anbindung an die Verkehrs-
adern in Richtung Bregenz, Walgau und 
Schweiz. Das mit Grundwasser beheizte 
und gekühlte Montforthaus wird ein Zero-
Emission-Gebäude, das u.a. mit einer ar-
chitektonisch ansprechenden gebäudeinte-

grierten Photovoltaikanlage ausgestattet 
sein wird. Der Altstadtteil wird im Zuge 
der Umbauten auch auf einen möglichen 
Geothermieanschluss vorbereitet.

Smarte Energielösungen für  
die Energieautonomie
In Lauterach entsteht ab 2013 unter der 
Führung von Hefel Wohnbau ein neuer 
Ortsteil, dessen Siedlungs- und Baukör-
perstruktur Ergebnis eines bereits gestar-
teten breiten Beteiligungsprozesses sein 
wird. Dichte sowie leistbares, energieeffi-
zientes Wohnen sind zentrale Bestim-
mungselemente in diesem Entwicklungs-
prozess. Aber auch der Integration des bis 
dahin neu gestalteten Bahnhofareals und 
visionären Mobilitätssystemen in Verbin-
dung mit Smart Grids wird Raum ge-
schaffen. Neben der angestrebten energie-
effizienten Bauweise wird sicherlich auch 
die energetische Integration benachbarter 
Industriebetriebe ein interessantes Thema 
dieses Prozesses sein. Die Realisierung at-
traktiver vielschichtiger Umnutzungskon-
zepte von ehemaligen Betriebsgebieten 
aus der Zeit der Hochblüte der Vorarlber-
ger Textilindustrie steht hinter dem in 
Götzis entstehenden Projekt Garnmarkt 
der Prismagruppe und dem Projekt 
Wolff-Areal in Hard von I+R Schertler. 
Die energieeffizienten Wohn-, Gewerbe- 
und Bürogebäude werden mit Nahwärme 
aus Biomasseheizwerken versorgt. Eine 
Grundwasserwärmepumpe in Kombina-

tion mit einer 1.300-m2-Photovoltaikan-
lage auf dem Dach des neuen Harder Ge-
meindezentrums ist als mögliche Alterna-
tivlösung zum Heizen und Kühlen in 
Hard angedacht. Im Sinne der Ressour-
ceneffizienz werden beim Wolff-Areal 
Stahlbeton, Asphalt und Ziegel vor Ort 
aufbereitet und beim Aufbau wieder ver-
wendet. Eine Öko-Lounge am Standort 
als sichtbares Statement für die Energie-
wende ermöglicht zukünftigen interessier-
ten KäuferInnen Zugang zu aktuellen 
wissenschaftlichen Ergebnissen im Hin-
blick auf Klimawandel, Energie und Res-
sourceneffizienz.
Quasi als Nerven und Synapsen von 
Smart City Rheintal wird ein erstes Smart 
Grid ausgewählte Verbraucher, Speicher 
und Erzeugungseinheiten in den oben be-
schriebenen Teilprojekten miteinander in-
telligent zu verbinden versuchen. Basis 
sind die Erfahrungen, die bei illwerke 
vkw in den letzten Jahren bei Smart
Meter- und SmartHome-Projekten sowie 
beim Elektromobilitätsprojekt VLOTTE 
gesammelt wurden, aber auch die Bedürf-
nisse der NutzerInnen, welchen dadurch 
die Verwendung energieeffizienter Tech-
nologien und Verhaltensweisen leicht ge-
macht werden soll. Attraktive und akzep-
tierte Kommunikationsmöglichkeiten 
zwischen Mensch und Technologie wer-
den einen wesentlichen Beitrag zur Ener-
gieautonomie und damit zur Erreichung 
der Effizienzziele leisten können.� ■

Das Vorarlberger Rheintal ist Projektgebiet für eine „smarte“ Zukunftsentwicklung. Im Bild: Bregenz mit der Pfänderbahn.
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Vielmehr versuchte man über Kurzarbeit, 
ArbeitnehmerInnen im Betrieb zu halten, 
um ihr Know-how nicht zu verlieren. Mei-
nes Erachtens ist dies ein Beleg für einen 
neuen generellen Trend am Arbeitsmarkt: 
die zunehmende Wichtigkeit von Smart 
Jobs. Was darunter gemeint ist und wie 
solche Jobs gefördert werden könnten, soll 
hier kurz dargestellt werden:
Betrachtet man die Bilanz eines typischen 
Unternehmens, so finden sich an Kapital 
die Sachanlagen und die Finanzvermögen. 
Das gilt selbst für ganz kleine Unterneh-
men wie beispielsweise meine Agentur. 
Nach diesem Kapital wird der Wert des 

Unternehmens bemessen und davon hängt 
seine Kreditwürdigkeit ab. In meinem Un-
ternehmen, wie in vielen anderen, sind 
aber nicht die Laptops, der Kleiderkasten 
oder die Flipcharts das Wesentliche – das 
wahre Kapital sind die MitarbeiterInnen. 
Es geht also um Humankapital: ein Be-
griff, der nicht eine Verdinglichung des 
Menschen bedeutet, sondern genau im 
Gegenteil eine besonders hohe Wertschät-
zung gegenüber der Arbeitskraft, gegen-
über dem Menschen, der nicht beliebig 
austauschbar ist, vermitteln soll.
Die industrielle Produktionsweise zeich-
nete sich lange Zeit durch lineare, betriebs-

wirtschaftlich gut fassbare Zusammen-
hänge aus: ein Mensch – eine Schaufel, 
fünf Menschen – eine Fertigungsmaschine. 
Wurde ein Unternehmen, ein Prozess pro-
duktiver, dann brauchte man eben nur 
mehr vier Menschen für eine Fertigungs-
maschine, oder drei oder überhaupt nur 
mehr einen, der selbsttätige Roboter über-
wacht.
Nicht so in der Dienstleistungsbranche. 
Auch hier kann es zwar zu Rationalisierun-
gen kommen und für bestimmte Prozesse 
werden weniger Arbeitskräfte als vorher 
benötigt werden, im Allgemeinen ist aber 
Automatisierung nur bis zu einem be-
stimmten Ausmaß möglich. Insbesondere 
dort, wo es sich um Smart Jobs handelt, 
wo Kompetenz und Wissen eine Rolle 
spielen.

Was sind Smart Jobs?
Es gibt allerdings keine gängige Definition 
von Smart Jobs. Sucht man den Begriff im 
Internet, so finden sich einerseits Websites 
mit Plattformen für Zeitarbeit und ande-
rerseits Dokumente der Europäischen 
Kommission zu Berufen und Tätigkeiten 
in der green economy. 
Meine Definition von Smart Jobs ist aber 
eine völlig andere: Bei Smart Jobs handelt 
es sich um Arbeitsplätze, bei denen das in-
trinsische, das innere, nicht so leicht erfass-
bare Wissen der Erwerbstätigen laufend 
zunimmt. Derartige Arbeitsplätze finden 
sich dabei selbstverständlich nicht nur im 
Dienstleistungsbereich, sondern auch (und 
wohl in zunehmendem Ausmaß) in der in-
dustriellen Fertigung.

Smart Jobs: 
Die Kombination aus Wissen, 
Netzwerk und Kompetenz
Die Wirtschaftskrise hat (bislang) noch zu keinen starken Beschäftigungseinbrüchen in 
Österreich geführt. Im Gegenteil: Es gibt einige Bereiche, die auch in den letzten Jahren 
ein klares Wachstum aufwiesen, z.B. im Gesundheits- und Sozialbereich oder bei den 
unternehmensbezogenen Dienstleistungen. Und auch in den Industriebetrieben, die  
stark unter der Exportkrise zu leiden hatten, wurden wenige Arbeitsplätze abgebaut.
MMag.a Agnes Streissler, wirtschaftspolitische Projektberaterin
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Die Stadt als Innovationsraum stärkenDie Stadt als Innovationsraum stärken
Städte sind die Wirtschafts- und Innova-
tionsmotoren einer Gesellschaft, in ihn-
en konzentrieren sich das Wissen der
Menschen, ihre Kreativität, Bildungs-

Pöchhacker Innovation Consulting
(P-IC) ist auf die strategische Stärkung
und Entwicklung von Innovationsstand-
orten spezialisiert. Unsere Kunden sind

und Forschungseinrichtungen und viele
Unternehmen.
Städte sind zunehmend gefordert –
ähnlich wie Länder in den vergangenen
Jahren -, strategische Konzepte für die
erfolgreiche wirtschaftliche und gesell-

zahlreiche Ministerien, Landesregier-
ungen und Städte sowie Innovations-
agenturen und Interessensvertretung-
en in Österreich und Deutschland.

www.p-ic.at Dr. Johann Lefenda
E t füerfolgreiche wirtschaftliche und gesell

schaftliche Entwicklung zu erstellen.
www.p ic.at Experte für 

Stadtentwicklung

Im Unterschied zu früher kann man sich 
heute weitaus weniger darauf verlassen, 
dass eine einmal erworbene Ausbildung für 
ein ganzes Erwerbsleben von Relevanz ist. 
Vielmehr sind es heute ganze Kompetenz-
bündel (die sich noch dazu laufend verän-
dern), die gefragt sind: ExpertInnenwissen 
ist wichtig und notwendig, hat aber eine 
sehr niedrige Halbwertszeit. Mit ausrei-
chend Schulungen lässt es sich weiterent-
wickeln. Aber erst in Kombination mit or-
ganisationskulturspezifischem Wissen, mit 
sozialer Kompetenz (von der Fähigkeit zur 
Teamarbeit bis hin zur Zielgruppenorien-
tierung) und der Fähigkeit und Bereit-
schaft interdisziplinär zu denken und zu 
arbeiten, wird es zum wahren Kapital, wird 
ein Expert Job zum Smart Job. 
Projektmanagement, Vertrieb und Kund
Innenorientierung werden heute vielfach 
nicht von eigenen, in der Hierarchie ge-
trennten Einheiten erbracht, sondern ge-
hören zu einem deutlich angereicherten 
Kompetenzbündel jeder Technikerin und 
jedes Experten dazu. Diese Multikompe-
tenz und Interdisziplinarität macht Smart 
Jobs aus, auch wenn sie ansonsten sehr un-
terschiedlich sein mögen: Es kann sich so-
wohl um eine Designerin handeln, die mit 
ihren Ideen in globalisierten Unternehmen 
rund um den Erdball Eingang findet, als 
auch um einen Krankenpfleger, der eng 
mit seiner regionalen oder städtischen 
Wirtschaftsstruktur verwoben ist. Oder 
um eine Unternehmensberaterin, einen 
Life-Science-Forscher, um einen Lehrer im 
Integrationsbereich oder um eine Mechat-
ronikerin. Wenig greifbar? Zugegeben. 
Neue Trends am Arbeitsmarkt lassen sich 

nicht immer ganz klar umreißen, sondern 
manifestieren sich erst mit der Zeit. So 
zeigt beispielsweise auch das AMS-Qualifi-
kationsbarometer, dass es eine sehr breite 
Streuung von Qualifikationen gibt, die in 
Zukunft mehr nachgefragt werden. Auffal-
lend dabei vor allem: Fachqualifikationen 
(wie juristisches oder betriebswirtschaftli-
ches Fachwissen, Kenntnisse der Agraröko-
nomie, Umwelttechnik, Software- und IT-
Kenntnisse) sind zwar notwendig, ebenso 
oft werden aber Soft Skills wie Kommuni-
kationsstärke, Verkaufstalent, Fremdspra-
chen-Kenntnis, Reisebereitschaft, Service
orientierung, Lernbereitschaft oder inter-
kulturelle Kompetenz gefragt: Smart Jobs 
eben, die Wissen, Kompetenz und Vernet-
zung miteinander verbinden.

Wie viele Smart Jobs  
gibt es in Österreich?
Smart Jobs in der Arbeitsmarkt- und Be-
schäftigungsstatistik zu finden, ist schwie-
rig. Man kann sich hier nur annähern. So 
weisen die OECD-Statistiken im Dienst-
leistungsbereich sogenannte „wissensinten-
sive“ Tätigkeiten aus. Sie sind in der Ge-
sundheitswirtschaft ebenso zu finden wie 
bei den Wirtschaftsconsultants, bei Ban-
ken und Versicherungen ebenso wie in der 
Architektur. Gemeinsam ist ihnen, dass 
ihre Leistung auf Wissen und Expertise be-
ruht, dass Beratung ein wesentliches Ele-
ment des Interaktionsprozesses ist.
Hinzu kommen aber noch jede Menge 
Smart Jobs in der Sachgüterproduktion. 
Hier sind es nicht einfach die Hightech-
Jobs, sondern wahrscheinlich sind sogar 
tendenziell mehr Smart Jobs im Bereich 

der mittleren Technologien zu finden, wo 
Ausbildung und Erfahrungswissen zusam-
menkommen und so zu neuen Erkenntnis-
sen und Tätigkeiten führen. 
Im Jahr 2008 gab es über 500.000 wis-
sensintensive Dienstleistungsarbeitsplätze 
und etwa 250.000 Medium- und High-
tech-Industriearbeitsplätze. Lässt man 
diese Zahlen als Annäherung gelten, so 
wäre etwa jeder fünfte Arbeitsplatz in Ös-
terreich als Smart Job zu bezeichnen. Wie 
gesagt, abgesehen von Wissen und Techno-
logie machen aber vor allem auch Kompe-
tenz und Netzwerkdenken solche Arbeits-
plätze aus. Und dies wird von der Statistik 
nicht erfasst.

Wie lassen sich  
Smart Jobs fördern?
Grundlegend ist natürlich die Ausbildung: 
In Kindergarten und Schule müssen die 
Grundsteine für vernetztes Denken, für so-
ziale Kompetenz, für Teamarbeit gelegt 
werden. Lebensbegleitendes Lernen muss 
Synergien zwischen Erfahrungswissen und 
neuen Erkenntnissen und Wissensanforde-
rungen schaffen. 
Um die Kompetenzen von Smart Jobs und 
ihren Wert für die Wirtschaft sichtbarer zu 
machen, werden aber auch Wissensbilan-
zen immer notwendiger werden. Nur 
durch sie kann Humankapital sichtbar, 
sein Beitrag zu Unternehmenserfolg und 
Arbeitsplatzqualität deutlicher werden und 
in weiterer Folge durch gezielte Unterstüt-
zungsmaßnahmen weiterentwickelt wer-
den – zum Nutzen des Wirtschaftsstand
ortes und zum Nutzen der Arbeitneh-
merInnen.� ■
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Das Ziel der europäischen Kohäsionspolitik 
bleibt dabei unverändert: Sie soll dazu bei-
tragen, die erheblichen Ungleichheiten in 
der EU bezüglich Wohlstand, Produktivität 
und Beschäftigung abzubauen und damit 
den Zusammenhalt zu fördern. Ändern sol-
len sich jedoch der Einsatz der Mittel und 
die Modalitäten der Vergabe. Die Kohäsi-
onspolitik soll zukünftig primär auf die 
Umsetzung der „Europa 2020“-Strategie 
fokussiert werden und eng an die jeweiligen 
Nationalen Reformprogramme gebunden 
werden. Hinsichtlich der „städtischen Di-
mension“ ist die Europäische Kommission 
(EK) mit ihren Vorschlägen wieder „back 
on stage“.

Das „Paket“:  
Diskussionsstoff fürs nächste Jahr
Insgesamt hat die EK am 6. Oktober neun 
Dokumente veröffentlicht. In einer über-
greifenden Verordnung werden die gemein-
samen Regelungen für den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), 
den Europäischen Sozialfonds (ESF), den 
Kohäsionsfonds (KF), den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raumes (ELER) und den 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds 
(EMFF) festgelegt. Darüber hinaus gibt es 
drei gesonderte Verordnungen für den 
EFRE, den ESF und den Kohäsionsfonds, 
zwei Verordnungen über das Ziel „Europäi-
sche territoriale Zusammenarbeit“ (ETZ) 
und den Europäischen Verbund für territo-
riale Zusammenarbeit (EVTZ) sowie zwei 
Verordnung über den Europäischen Fonds 
für die Anpassung an die Globalisierung 
(EGF) und das Programm für sozialen 
Wandel und soziale Innovation. Den Ab-
schluss bildet eine Mitteilung zum Solidari-
tätsfonds der Europäischen Union (EUSF).
Diese Vorschläge werden nun, vor dem 

Hintergrund der jeweiligen spezifischen 
Herausforderungen, Rahmenbedingungen 
und natürlich der erhofften Finanzmittel in 
ganz Europa diskutiert: auf EU-Ebene 
durch den Rat und das Europäische Parla-
ment (EP). Ziel ist die Annahme des Pakets 
bis Ende 2012, damit die neuen Struktur-
fondsprogramme zeitgerecht 2014 begin-
nen können. Voraussetzung dafür ist aber 
zuerst eine Einigung über das nächste EU-
Budget – vor dem Hintergrund der aktuel-
len Entwicklungen kein einfaches Unter-
fangen.
In Österreich erfolgt die Diskussion auf 
Länderebene innerhalb der ÖROK sowie 
auf Bundesebene im Rahmen „interminis-
terieller“ Weisungsrunden, an denen auch 
die Länder, die Sozialpartner sowie Vertre-
ter anderer Stakeholder (z.B. der Städte-
bund) teilnehmen. Angesichts des Umfangs 
des Pakets ist klar, dass man sich derzeit 
(Mitte November) noch vielfach in einer 
Diskussionsphase befindet, in der es um ein 
gemeinsames Verständnis und eine einheit-
liche Interpretation der Texte sowie um die 
Klärung offener Fragen geht.

Koordination der Fonds
Besonders betont wird von der EK, dass 
mit der übergreifenden Verordnung für alle 
Strukturfonds ein besseres Zusammenspiel 
der Fonds ermöglicht und eine stärkere 
Schlagkraft der EU-Maßnahmen erreicht 
werden soll. Ob diese Absicht in der Praxis 
tatsächlich erreicht werden wird, bleibt ab-
zuwarten. Generell fielen aber die ersten 
Reaktionen, etwa vom Regionalausschuss 
des EPs oder von einzelnen Mitgliedsstaa-
ten, eher positiv aus. Dies ist insofern nicht 
verwunderlich, als es sich bei den Vorschlä-
gen überwiegend um eine Weiterentwick-
lung des bisherigen Systems handelt. Als 
Kernfragen der anlaufenden Diskussion 

zeichnen sich die neuen (makroökonomi-
schen und Performance-) Konditionalitäten 
und Ergebnis-Indikatoren, der (misslun-
gene?) Versuch der Vereinfachung und die 
Flexibilität der Politik vor Ort ab.
Über die Zuweisung der Gelder an die 
Mitgliedstaaten (MS) bzw. die förderfähi-
gen Regionen wird erst nach der endgülti-
gen Einigung über den mehrjährigen Fi-
nanzrahmen und der Annahme des Verord-
nungspakets entschieden. Die EK hat in 
Summe 336 Mrd. Euro für die kohäsions-
politischen Instrumente vorgesehen. Ob 
diese Größenordnung tatsächlich hält, darf 
bezweifelt werden. Die finanziellen Rah-
menbedingungen der Diskussion sind also 
noch „ergebnisoffen“.

Konzentration auf „Europa 2020“
Als wesentliche Weiterentwicklung der zu-
künftigen Kohäsionspolitik wird von der 
EK ihre enge Verknüpfung mit der Europa-
2020-Strategie betont: Die Verordnungs-
vorschläge richten die EU-Investitionen an 
der europäischen Agenda für Wachstum 
und Beschäftigung aus: damit soll in ganz 
Europa für mehr Wachstum und Beschäfti-
gung gesorgt werden. Diese Instrumentali-
sierung der Kohäsionspolitik als „Erfül-
lungsgehilfe“ der Europa-2020-Strategie 
diente auch der Vermeidung unliebsamer 
Fragen über die Wirksamkeit der bisheri-
gen EU-Kohäsionspolitik.
Die Konzentration auf eine geringere An-
zahl von Investitionsprioritäten im Ein-
klang mit den Zielen des jeweiligen Natio-
nalen Reformprogramms (NRP) steht im 
Zentrum der neuen Partnerschaftsvereinba-
rungen, die die MS mit der EK vorlegen. 
In diesen sollen klare Zielvorgaben festge-
legt werden. Wie der Prozess der Anbin-
dung der Kohäsionspolitik an die Nationa-
len Reformprogramme im Detail aussehen 

Die „städtische Dimension“ der 
EU-Kohäsionspolitik nach 2013
Unter dem Titel „Mehr Schlagkraft für kohäsionspolitische Investitionen nach 2013“ legte die 
Europäische Kommission am 6. Oktober 2011 ihr Vorschlagspaket für die künftige Kohäsionspolitik vor.
Mag. Reinhard Troper, Magistrat der Stadt Wien, Abteilung für EU-Strategie und Wirtschaftsentwicklung
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wird, ist derzeit noch in Diskussion. Zent-
ral sind dabei Fragen der tatsächlichen Ein-
beziehung der Stakeholder, der unter-
schiedlichen Fristigkeiten sowie der Ausge-
staltung und Überprüfung von Zielvorga-
ben auf Ebene der einzelnen Operationel-
len Programme (OPs).
Eine nicht ganz unwesentliche Vorfrage 
wird aber weitgehend tabuisiert: Nämlich 
jene, warum die Europa-2020-Strategie er-
folgreicher sein sollte als ihre gescheiterte 
Vorgängerin, die Lissabon-Strategie?

Eine verstärkte  
städtische Dimension
In den Verordnungsentwürfen wird der 
wichtige Beitrag von Städten zu Wachstum 
und Beschäftigung in einer Reihe von De-
tailbestimmungen anerkannt. Speziell posi-
tiv hervorzuheben sind dabei:

•	Der EFRE fokussiert auf eine begrenzte 
Anzahl thematischer Ziele und Investiti-
onsprioritäten. Explizit genannt werden 
dabei: 1. die Förderung von städtischen 
Strategien zur Reduktion von CO2; 2. die 
Verbesserung der städtischen Umwelt; 3. 
die Förderung einer nachhaltigen städti-
schen Mobilität; und 4. die Erneuerung 
von städtischen Problemgebieten. Dazu 
ist allerdings anzumerken, dass für Städte 
in den österreichischen Ziel-2-Gebieten, 

also den höher entwickelten Regionen, re-
alistischerweise nur die Förderung von 
Strategien zur Reduktion von CO2 zur 
Verfügung steht.

•	Indem zumindest(!) 5 Prozent der Mittel 
für integrierte Maßnahmen für eine nach-
haltige städtische Entwicklung reserviert 
sind, soll der EFRE stärker auf Städte fo-
kussieren. Dabei sollte das Management 
der Gelder – wo immer möglich – an die 
Städte delegiert werden. Die geographi-
sche Abgrenzung kann dabei flexibel er-
folgen, d.h. keine kleinräumige Abgren-
zung von Problemgebieten. Die EK geht 
in internen Kalkulationen davon aus, dass 
zukünftig mindestens etwa 10 Mrd. Euro 
zur Förderung integrierter Stadtentwick-
lung zur Verfügung stehen könnten.

•	Die EK will sich zukünftig auch selbst 
wieder direkt mit dem Städtethema befas-
sen: 0,2% (etwa 400 Mio. Euro) der 
EFRE-Mittel sind für innovative städti-
sche Maßnahmen reserviert, mit denen 
Pilot- oder Demonstrationsprojekte von 
europäischem Interesse gefördert werden 
sollen.

•	Basierend auf den Erfahrungen mit 
JESSICA sollen die Finanzierungsin
strumente für eine nachhaltige städtische 
Entwicklung ausgebaut werden.

•	Zur Unterstützung des politischen Dia-
logs und zum Austausch mit Städten auf 

EU-Ebene soll eine „Europäische städti-
sche Entwicklungsplattform“ eingerichtet 
werden. Dabei wird auf den Erfahrungen 
mit URBACT aufgebaut. Insgesamt sol-
len daran maximal 300 Städte, maximal 
20 pro MS, teilnehmen. Entsprechende 
Städte-Listen sollen die Partnerschaftsver-
träge enthalten.

•	Letztlich könnte aber der Vorschlag der 
EK, dass zukünftig in den entwickelten 
Regionen der Anteil des ESF mindestens 
52% der Strukturfondsmittel betragen 
soll (in Österreich bisher 48%), v.a. für 
Städte mit höheren Arbeitslosenraten po-
sitive (indirekte) Konsequenzen haben.

Mit diesen ambitionierten Vorschlägen ver-
sucht die EK die städtische Dimension der 
Kohäsionspolitik, im Unterschied zur lau-
fenden Periode, deutlich zu stärken und 
sich selbst wieder ins Spiel zu bringen. 
Auch die Rhetorik von so manchen EU-
Vertretern dieser Frage ist, wenn auch stark 
publikumsabhängig, durchaus bemerkens-
wert. Es bleibt allerdings abzuwarten, wie 
die Reaktion der MS auf diese Ambitionen 
ausfällt. Sie sind nun das Hauptziel des 
Lobbyings.� ■

Im Europäischen Parlament in  
Straßburg soll das Förderpaket bis 

Ende 2012 freigegeben werden.
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Städte werden als Lebens- und Arbeits-
umfeld immer attraktivere Orte. Sie 
wachsen und werden dichter – in Öster-
reich und weltweit. Und auch die unmit-
telbare Umgebung von Städten – das 
Einzugsgebiet – wird stärker genutzt. Ge-
meinsam mit den Veränderungen im Le-
bensstil, der Flexibilisierung von Arbeits-
zeiten, dem Trend zu Ein-Generationen-
familien und der größeren Möglichkeit, 
Freizeit aktiv zu gestalten, bedeutet dies, 
das Menschen mehr unterwegs sind – es 
herrscht mehr Bewegung in und um un-
sere Städte.
Gemeinden, kleine und große Städte ha-
ben die Möglichkeit, darauf aktiv einzu-
gehen, indem sie Verkehrssysteme gestal-
ten, die den Bedürfnissen der Menschen 
nach Mobilität entgegenkommen, aber 
gleichzeitig die Städte lebenswert gestal-
ten, also z.B. Kohlendioxidemissionen 
senken, Feinstaub vermindern und trotz-
dem Zonen lebendigen Austausches 
schaffen.
Wir leben im Zeitalter der Städte. 10 
Prozent der Weltbevölkerung waren im 
Jahr 1900 Stadtbewohner, im Jahr 2010 
waren es 53 Prozent, 2050 werden es 75 
Prozent sein. Diese Zahlen sind auch für 
Europa und Österreich signifikant, hier 
sehen wir die gleichen Trends. Das stellt 
hohe Anforderungen an Stadtplanung, 
Energieversorgung und Mobilität.

Urbane Mobilität –  
Forschungsziele und internationale 
Einbindung des AIT
Ziel der ForscherInnen des Teams „Dy-
namic Transportation Systems“ am AIT-
Austrian Institute of Technology ist es 
daher, Planungs- und Steuerungswerk-
zeuge zu entwickeln, die einen leistbaren, 
„grünen“ und sicheren Mobilitätsmix für 
Städte und Gemeinden ermöglichen. 
Intelligente Technologien und neue wis-

senschaftliche Methoden werden von der 
Forschungsgruppe entwickelt, um ge-
meinsam mit Kommunen und Verkehrs-
betreibern den Weg zu einer Smart City 
zu gestalten. Von der flexiblen Personen-
zählmatte, die Verkehrsbetreibern eine 
kostengünstige Erhebung des Fahr-
gastaufkommens sichert, über die Nut-
zung von Taxiflotten zur Erstellung des 
Verkehrslagebildes bis zur intelligenten 
Steuerung von Bahnhöfen und U-Bahn-
stationen bei Großveranstaltungen for-
schen die WissenschafterInnen am Ver-
kehrssystem der Zukunft.

Erfolgreiche Beispiele  
aus anderen Staaten
International sind Amsterdam, Hamburg, 
Kopenhagen oder Santander als „Smart 
Cities“ Vorreiter. Mit dem Fit4Set-Pro-
gramm des Klimafonds wird jetzt auch in 
Österreich ein kräftiger Impuls gesetzt. 
Was macht eine Kommune, Stadt oder 
Stadtregion zur Smart City? Smart Cities 
nutzen intelligente Technologien in allen 
urbanen Bereichen, um nachhaltiges 
Wachstum und eine hohe Lebensqualität 
zu erreichen. Für die Mobilität bedeutet 
das, Komfort, Sicherheit, Effizienz und 
Freiheit in der Bewegung in einer intelli-
genten Steuerung der Verkehrsflüsse mit-
einander zu verbinden. Die technologi-
schen Fortschritte der letzten 20 Jahre er-
lauben heute, das Mobilitätsverhalten in 
Stadtregionen direkt zu erfassen und zu 

analysieren. Systeme zur unmittelbaren 
und dynamischen Verkehrssteuerung wer-
den umfassend ausgebaut und neue Tech-
nologien werden entwickelt. Maßgebliche 
Kriterien für deren Einsatz sind neben 
Energieeffizienz und Sicherheit auch Kos-
tenminimierung. Die Zielsetzungen der 
österreichischen Smart Cities-Initiative 
bieten somit österreichischen Unterneh-
men, die Vorreiter auf dem Gebiet tech-
nologischer Produkte und Dienstleistun-
gen sind, internationale Marktchancen. 
Daher ist es wichtig, innovative Beispiele 
sichtbar zu machen.

Die ForscherInnen des Austrian Institute 
of Technology entwickeln daher Technolo-
gien und Methoden für ein intelligentes 
Gesamtverkehrssystem, bei dem die Ba-
lance zwischen individuellem Nutzen für 
die/den einzelne/-n BürgerIn und dem 
Gesamtnutzen für die Gemeinschaft für 
unterschiedliche Städte lokalspezifisch ge-
funden werden kann.

Zusammenarbeit im Team  
und mit ExpertInnen aus den  
Städten und Gemeinden
Entscheidend für den erfolgreichen Ein-
satz der Entwicklungen ist die Zusam-
menarbeit mit den Kommunen. Es ist da-
her unsere Aufgabe, eine bestmögliche 
Verschränkung von Technologieentwick-
lung, Mobilität und Stadtplanung bzw. 
Siedlungsentwicklung zu garantieren: da-

Smart Mobility in Smart Cities
Die Veränderungen in der Lebenswelt und Gesellschaft stellen hohe Anforderungen an 
die verantwortlichen Institutionen. Eine Berücksichtigung von Anforderungen, lokalem 
Expertenwissen und Technologien ist für den Erfolg ausschlaggebend. Essentiell ist dabei 
auch die umfassende Beteiligung der BürgerInnen.
Katja Schechtner MSC, AIT-Austrian Institute of Technology
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her arbeiten im Team StadtplanerInnen, 
ElektrotechnikerInnen, IT-SpezialistInnen 
und PhysikerInnen eng mit den Auftrag-
gebern und Forschungspartnern aus Städ-
ten, Verkehrsbetrieben und Industrieun-
ternehmen zusammen.
Anerkennung fanden dieser Ansatz und 
die Forschungsleistungen der Gruppe z.B. 
beim diesjährigen Forum Alpbach, wo es 
darum ging, die Zukunft der urbanen 
Mobilität besser verstehen und gestalten 
zu können, sowie beim Symposium „Sen-
sing Place/Placing Sense - Medienkunst 
und Stadtforschung“ im Rahmen der Ars 
Electronica in Linz, bei dem Potenziale 
experimenteller technologischer und 
künstlerischer Ansätze für die Stadtfor-
schung zur Wahrnehmung und Gestal-
tung des öffentlichen Raumes diskutiert 
wurden. Gleichzeitig ist die Gruppe an in-
ternational führende Forschungsinstituti-
onen, wie z.B. das Massachussetts Insti-

tute of Technology (MIT), durch einen 
intensiven ForscherInnenaustausch ange-
bunden.

Angewandte Beispiele –  
Umsetzungen in Städten
Viele der entwickelten Technologien und 
Forschungsprojekte können in jeder Ge-
meinde individuell angepasst und umge-
setzt werden. Dazu gehören etwa effizi-
ente und kostensenkende Systeme für die 
Entsorgungslogistik, welche die spezifi-
schen Anforderungen von Kommunen, 
Gewerbe und Entsorgungsunternehmen 
berücksichtigen und zusätzliche Umwelt-
belastungen vermeiden. Auch die attrak-
tive Gestaltung von Haltestellen ist ein 
Ziel vieler Verkehrsbetreiber im städti-
schen wie im ländlichen Raum, um Men-
schen zum Umstieg auf den öffentlichen 
Verkehr zu bewegen. Im Forschungspro-
jekt WAIT! werden derzeit in Städten und 

Gemeinden Österreichs interaktive Ange-
bote zur Verkürzung der Wartezeit um-
fangreich getestet und die Wirkung unter-
schiedlicher Angebote ermittelt. Als Er-
gebnis wird eine Toolbox vorliegen, mit 
deren Hilfe Verkehrsunternehmen das Po-
tenzial solcher Angebote für Fahrgäste ef-
fizient überprüfen können.
Die Überalterung der Gesellschaft fordert 
mehr Serviceangebote in der mobilen Be-
treuung und Pflege: Wie kann es uns ge-
lingen bestmögliche Betreuung kosten-
günstig anzubieten? Die Wegzeit und Zu-
verlässigkeit des Ankunftszeitpunkts bei 
einzelnen Patienten spielt hier eine bedeu-
tende Rolle. Gesundheitslogistik ist daher 
ein weiterer Forschungsschwerpunkt der 
Gruppe: Modelle und Methoden für eine 
optimierte intermodale Tourenplanung 
führen nicht nur zu bedeutenden Effizi-
enzsteigerungen bei gleichzeitiger Kosten-
reduktion, sondern auch zu mehr Zufrie-
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denheit beim Personal und einer verbes-
serten Patientenbetreuung. Die von den 
Wissenschaftlern entwickelten neuen Me-
thoden zur Routenoptimierung werden so 
z.B. bereits zur Senkung der Kosten für 
kommunale Fahrzeugflotten eingesetzt.
Im Stadt-Umland-Bereich müssen funkti-
onale Verflechtungen – wie beispielsweise 
der Pendlerverkehr – in der Planung eines 
Mobilitätssystems berücksichtigt werden. 
Vorauszusehen ist auch, dass der Anteil 
von Zwei- und Drei-Rädern am Modal 
Split steigen wird. Elektrofahrzeuge wer-
den wesentlich stärker zum Einsatz kom-
men. Im Umstieg vom Auto auf andere, 
kleinere Verkehrsmittel liegt ein großes 
Potenzial. Zukunft hat besonders der An-
satz „Nutzen statt Besitzen“. Dafür wer-
den neue Mobilitätsservices und „Mobi-
lity on demand“-Systeme, wie Car- oder 
Bikesharing mit Elektrofahrzeugen, wei-
terentwickelt. Fahrräder und Elektrofahr-
räder sind eine Alternative für viele Wege, 
der Aufwand muss für die NutzerInnen 
möglichst einfach und rasch abzuwickeln 
sein, um den erwarteten Umweltnutzen 
zu bringen.
Nicht nur die Alltagsmobilität erfordert 
neue Technologien, sondern auch die 
Freizeitmobilität. Die effiziente Leitung 
und Lenkung von Personenströmen, etwa 
bei großen Events wie Sportveranstaltun-
gen oder Open-Air-Konzerten, stellt die 
veranstaltenden Gemeinden vor Heraus-
forderungen. Sicherheit ist dabei ein 
wichtiges Thema. Sensorik, Simulations-
modelle und Systeme der AIT-Forscher-
gruppe unterstützen in der effizienten so-
wie sicheren Planung und Abwicklung 
solcher Events – unter Einbeziehung der 
Schnittstellen zum öffentlichen und Indi-
vidualverkehr.

Neueste Ansätze –  
Einbeziehung der BürgerInnen in der 
Entwicklung von Mobilitätsservices
Die Veränderungen in der Lebenswelt 
und Gesellschaft stellen hohe Anforde-
rungen an PolitikerInnen, die sie tatsäch-
lich nur gemeinsam mit anderen Interes-
sensträgern wie Verkehrsbetreibern, Bau-
trägern, gemeinnützigen Wohnungsgesell-
schaften oder Energieversorgern, und 
eben der Forschung, lösen können.
Essentiell ist dabei aber die umfassende 

Beteiligung der BürgerInnen, nicht nur 
durch Einbindung in Gremien wie bei-
spielsweise einen Fahrgastbeirat, sondern 
auch durch die unmittelbare Teilnahme 
an Planungsprozessen und der gemeinsa-
men Entwicklung von maßgeschneider-
ten Lösungen und Technologien: z.B. zur 
Steuerung von Verkehr im eigenen Stadt-
viertel, aber auch der Belichtungsstärke in 
Nebenstraßen, abhängig von tatsächlicher 
Bewegung in der Gasse.
Im Rahmen von „Crowd Sourcing“ stel-
len bereits jetzt BürgerInnen eigene Infor-
mationen anderen zur Verfügung. So nut-
zen AIT-ForscherInnen diesen Ansatz, um 
in den gemeinsam mit Partnern durchge-
führten Projekten „My ITS“ und „Cap-
tain Kirk“ mobile Mobilitätsinformati-
onssysteme zu entwickeln: Verkehrsteil-
nehmerInnen bekommen die Möglich-
keit, Informationen über das Verkehrssys-
tem selbständig zu generieren, georeferen-
ziert zu speichern und zu kommentieren. 
Dadurch sollen KundInnen an den öf-
fentlichen Verkehr gebunden werden. 
Diese Services können in einem persona-
lisierbaren Konzept mittels eines selbstler-
nenden Systems an die Bedürfnisse spezi-
fischer Zielgruppen, wie etwa Eltern oder 
ältere Menschen, angepasst werden. Diese 
vielfältigen Entwicklungen der Verkehrs-
dienstleistungen und Informationssys-
teme werden den BürgerInnen ein größe-
res Ausmaß an Wahl- und Teilhabemög-

lichkeiten eröffnen. Und diese Systeme 
funktionieren: So wurde z.B. die „Urban 
Sensing“-Plattform www.pachube.com, 
bei der BürgerInnen freiwillig und unent-
geltlich ihre Daten teilen, in ein Baukas-
tensystem für die Entwicklung neuer 
Stadtservices für Städte in GB und den 
USA integriert – und so ein Nutzen für 
alle geschaffen.

Ernsthafte Zusammenarbeit  
erzielt exzellente Lösungen
Die Integration von Anforderungen, loka-
lem ExpertInnenwissen und Technologien 
ist für den Erfolg ausschlaggebend – ob es 
nun um die Entwicklung neuer Stadtteile, 
wo Verkehrsdienstleistungen völlig neu ge-
plant und umgesetzt werden können, oder 
die Umgestaltung bestehender Stadtteile 
geht. Städte und Gemeinden sind sichtbar 
gemachte politische Programme. Urbane 
Mobilität lässt unmittelbar und täglich die 
räumliche Ausformung politischer Ent-
scheidungen begreifen. Was heute betref-
fend Mobilität geplant und bedacht wird, 
wird die Lebensqualität in Städten und 
Gemeinden in zehn Jahren maßgeblich 
beeinflussen.� ■

INFO: katja.schechtner@ait.ac.at
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Hand in Hand gehen. Im Bild sieht man 

das  Aufladen eines Elektroautos.
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Fast schon inflationär werden dabei land-
auf, landab Veranstaltungen, Events, Jahr-
märkte, Festivals, Sportveranstaltungen 
etc. angeboten, die sich großteils in Titel, 
Konzeption und Ausführung wenig vonei-
nander unterscheiden und teilweise von 
Veranstaltungsort zu Veranstaltungsort 1:1 
übernommen und weitergereicht werden. 
„Billige“ und breitenwirksame Unterhal-
tung für eine Erlebnisgesellschaft steht 
vielerorts einer qualitativen, die Stadt und 
ihr Profil langfristig prägenden Veranstal-
tungspolitik gegenüber.

Im Rahmen einer Diplomarbeit an der 
FH Kärnten, Lehrgang Public Manage-
ment, wurde mit einer empirischen Un-
tersuchung der Frage nachgegangen, mit 
welchen Hauptzielsetzungen Österreichs 
Städte Events veranstalten und auf welche 
image- und profilbildenden Wirkungen 
diese für den Austragungsort ausgerichtet 
sind. Weiters wurde untersucht, ob es Bei-
spiele in der kommunalen Praxis gibt, wo 
bei der Gestaltung des Veranstaltungska-
lenders Zielsetzungen zur Identitätsorien-
tierung als strategisches Instrumentarium 

für eine langfristig angestrebte Positionie-
rung und damit Chance auf Alleinstel-
lung, Prägung und Ausbildung von Merk-
malen für die „Markenpersönlichkeit“ des 
Veranstaltungsortes eingesetzt werden. 
Dann frei nach Musil „lassen sich Städte 
auch an ihren Veranstaltungen erkennen 
und unterscheiden“.

Austauschbarkeit und Beliebigkeit  
– vergebene Chance im  
Eventmarketing von Städten
Aus der empirischen Befragung von 74 
Stadtmarketingorganisationen ergibt sich 
folgendes Bild: Obwohl 95% der befrag-
ten Organisationen die Bedeutung einer 
identitätsorientierten Ausrichtung von 
Veranstaltungen hervorheben, zeigt sich, 
dass in der Praxis – insbesondere mangels 
strategischer Ausrichtung – dieses Ziel 
weit verfehlt wird. Die Chance, Stadt oder 
Region als „Premiummarke“, als etwas 
ganz Besonderes mithilfe von Veranstal-
tungsinhalten emotional aufzuladen, zu 
stärken oder gar positiv zu verändern, 
wird nur in selten Fällen wahrgenommen. 
Damit wird auch eine weitere zentrale 
Zielsetzung von Eventmarketing, nämlich 
in den Köpfen der BesucherIn-
nen ein einmaliges, besonderes 
Bild der Stadt entstehen zu las-
sen und dies langfristig als At-
traktivitätsanker festzusetzen, 
nur selten angesprochen. Die 
Studie bestätigt, dass vielerorts Beliebig-
keit, Austauschbarkeit, oberflächliche In-
szenierung, kurzfristige Frequenz- und 
Umsatzeffekte das kommunale Veranstal-
tungswesen prägen. Klare Zielsetzungen, 
welche mit den Leitzielen der Stadtent-
wicklung übereinstimmen und die „Soll

identität“ (zukünftige Merkmale, Bilder, 
Attribute der Stadt) als bewusst geplante 
Wahrnehmung der Stadt authentisch wi-
derspiegeln, werden im Eventmarketing 
nur sehr selten festgelegt.
In den Fällen, wo eine definierte Stadt-
Sollidentität auch Maßgabe für das Veran-
staltungswesen ist, wird dieses Instrumen-
tarium im überwiegenden Ausmaß zur 
Differenzierung, also Unterscheidung von 
anderen Gemeinden, eingesetzt. Die 
Chance, identitätsbildende Effekte durch 
Eventmarketing als gemeindeübergrei-
fende Maßnahme etwa zum Aufbau eines 
neuen, die territorial/administrativen 
Grenzen überschreitendes Regionalbe-
wusstseins im Raum einzusetzen, wird 
hingegen nur von 28% der Befragten 
wahrgenommen.
Identitätsorientierung im Eventmarketing 
wird von den befragten Stadtmarketing
organisationen übereinstimmend als ein 
wesentlicher Baustein zur Profilbildung 
und Attraktivitätssteigerung von Städten 
angesehen, der künftig für beide Zielkun-
dengruppen – die der eigenen BürgerIn-
nen, aber auch jene der potenziellen Besu-
cherInnen, Gäste, Investoren, etc. – noch 

deutlich an Bedeutung gewinnen wird. 
Um diese Beiträge zur Stadtentwicklung 
leisten zu können, wird es notwendig sein, 
für den Bereich des kommunalen Veran-
staltungsmanagements klare Ziele, Quali-
tätskriterien und Steuerungsindikatoren zu 
erarbeiten und verbindlich festzulegen.� ■

Identitätsorientierung im  
Eventmarketing von Städten
Städte und Regionen befinden sich in einem intensiven Standortwettbewerb um Wahrnehmung 
und Bekanntheit – und um qualifizierte Arbeitskräfte, Investoren, Touristen, etc. Vor diesem  
Hintergrund setzen Städte vielfach verstärkt auf Marketingaktivitäten. Dieser Artikel beschäftigt 
sich mit der Rolle des Eventmarketing als strategisches Instrumentarium der Stadtentwicklung.
Johanna Pucher und Oskar Januschke, FH Kärnten, Public Management

Städte lassen sich an ihrem 
Gang erkennen, wie die Menschen.
Robert Musil

Veranstaltungen sind fester Bestandteil des 
städtischen Lebens. Foto: Altstadt Lienz 
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Unaufhaltsam läuft die Weltbevölkerungs-
uhr. Rechnerisch wächst die Zahl der Er-
denbürger um 2,6 Menschen pro Sekunde, 
158 pro Minute und 83.276.563 pro Jahr. 
In den vergangenen Monaten hat die 
Weltbevölkerung die Sieben-Milliarden-
Marke überschritten. Seit 2009 leben zum 
ersten Mal in der Menschheitsgeschichte 
mehr Menschen in Städten als auf dem 
Land. Bis 2025 werden es voraussichtlich 
bereits 56,6 Prozent der Weltbevölkerung 
sein und 69 Prozent bis 2050. Die Mega
städte dieser Welt sind bereits heute so 
groß wie ganze Länder – und sie wachsen 
weiter. In den kommenden zwanzig Jahren 
wird die Stadtbevölkerung weltweit um 
1,4 Milliarden Einwohner zunehmen.
Auch der Trend in Österreich geht in diese 
Richtung. So sind die 72 großen Städte 
mit 10.000 und mehr EinwohnerInnen 
zwischen 2001 und 2010 um 7 Prozent 

gewachsen. Auch in der Zukunft werden 
Städte und ihre Umlandgebiete, insbeson-
dere der Großraum Wien, an Bevölkerung 
gewinnen. Bis 2030 wird Wien um 13 
Prozent und Graz (mit Umland) um 15 
Prozent wachsen. Städte sind aufgrund ih-
rer steigenden ökonomischen Bedeutung 
die Wachstumsmotoren der Zukunft und 
bieten damit eine Chance für Entwick-
lung, Beschäftigung und Wohlstand. So-
weit die positive Zukunftsprognose. Die 
pessimistische Variante ist, dass das rasante 
Wachstum die Kluft zwischen Gewinner
Innen und VerliererInnen immer größer 
werden lässt.

Herausforderungen und  
Lösungsansätze
Global betrachtet stehen die 600 größten 
Städte für die Hälfte der Leistung der Welt-
wirtschaft. Die besonderen Bedürfnisse von 

Städten sind eine enorme Herausforderung 
für die nationalen Politiken. Gesellschaftli-
che und soziale Aspekte müssen bei der Be-
wältigung, nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund der weltweiten Veränderung der Al-
terspyramide, im Zentrum stehen. Das 
Wachstum führt aber auch die urbanen In-
frastrukturen immer mehr an ihre Grenzen. 
Und zumindest in Teilbereichen, wie etwa 
mit modernen U-Bahnsystemen sind Infra-
strukturen durchaus in der Lage mitzuhel-
fen, soziale Unterschiede in den städtischen 
Gesellschaften auszugleichen. Und der Kli-
mawandel betrifft uns ohnehin alle glei-
chermaßen. Er ist außerdem eng an die de-
mographische Entwicklung gekoppelt, da 
der Verbrauch an natürlichen Ressourcen 
in Städten besonders groß ist. So werden 
75 Prozent der weltweiten Energie in Städ-
ten verbraucht. Darüber hinaus sind diese 
für 80 Prozent der Treibhausgas-Emissio-

Städte im 
Veränderungsmodus

Unsere Städte werden weiter wachsen. Für die Bewältigung der zukünftigen 
Herausforderungen brauchen die Städte moderne Strukturen und Technologien.
Mag. Edeltraud Stiftinger, Siemens Corporate Technology, Central Eastern Europe
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nen verantwortlich. Nachhaltige städtische 
Infrastrukturen für die rasch wachsenden 
Mega-Cities aber auch für große und mit-
telgroße Städte überall auf der Welt unter-
stützen deren gesellschaftliche, ökonomi-
sche und ökologische Entwicklung. Um 
das Zusammenleben in Städten zu erleich-
tern, den Zuzug von Menschen zu verkraf-
ten und gleichzeitig die Belastung der Um-
welt hintanzuhalten, braucht es eine ener-
gieeffiziente und Ressourcen schonende In-
frastruktur und dabei vor allem funktionie-
rende Verkehrssysteme, moderne Mobili-
tätskonzepte, effiziente Energieversorgung, 
intelligente Logistiksysteme und umwelt-
freundliche Gebäude und Gebäudetechnik. 
Technologien können dafür Unterstützung 
leisten. Allerdings darf Technologie niemals 
zum Selbstzweck verkommen. Technologie 
ist ein Hilfsmittel, das im Dienste der 
Menschheit steht. Technologien haben das 
Potenzial, dazu beizutragen, die Großstädte 
für die Zukunft zu rüsten: um die Lebens-
qualität zu bewahren, die Wettbewerbsfä-
higkeit zu sichern, soziale Unterschiede zu 
nivellieren und gleichzeitig die natürlichen 
Ressourcen und die Umwelt zu schonen. 
Voraussetzung dabei ist, in Technologieent-
wicklungen frühzeitig unterschiedliche Be-
völkerungsgruppen einzubeziehen – denn 
um die Befriedigung deren Bedürfnisse 
geht es.

Picture of the Future
Siemens Corporate Technology hat für 
die technologische Ausrichtung des Un-

ternehmens eine Szenariotechnik namens 
„Picture of the Future“ entwickelt. Ge-
rade für die nächsten technologischen 
Schritte für Sustainable Cities verspre-
chen wir uns viel von dieser Methode, bei 
der eine Vielzahl von internen und exter-
nen ExpertInnen in die Erstellung eines 
Zukunftsbildes miteinbezogen werden. 
Ausgangspunkt eines „Picture of the Fu-
ture“ sind zwei gegenläufige Sichtweisen, 
die einander ergänzen: zum einen die Ex-
trapolation aus der „Welt von heute“ und 
zum anderen die Retropolation aus einer 
„Welt von morgen“.
Der Blick nach vorne, die Extrapolation, 
entspricht dem sogenannten „Road Map-
ping“. Dabei werden die derzeit erfolgrei-
chen Geschäfte und Produktfamilien in 
die Zukunft fortgeschrieben und als Gene-
rationenfolge dargestellt. Man versucht 
möglichst präzise abzuschätzen, zu wel-
chem Zeitpunkt notwendige Änderungen 
verfügbar sind und gebraucht werden. Der 
Vorteil dieses Verfahrens – eine klare, fast 
deterministische Projektion – scheitert im-
mer wieder an Überraschungen und Ver-
änderungen, die oft aus dem weiteren Ge-
schäftsumfeld wirken und in der engen 
Projektion nicht berücksichtigt werden 
können. Dies aber lässt sich mit einem 
komplementären Verfahren, der Szenario-
technik, besser handhaben. Man versetzt 
sich dazu in Gedanken, „Strategic Visio-
ning“ genannt, mehrere Produktgeneratio-
nen weit in die Zukunft, also etwa um 
zehn bis fünfzehn Jahre. Für den gewähl-

ten Zeithorizont wird dann ein umfassen-
des Szenario entworfen, das aus den wich-
tigsten Einflussfaktoren und Trends gebil-
det wird. Dieses Szenario bildet den Kern 
eines jeden „Picture of the Future“. Ent-
scheidend für die Qualität ist deshalb, dass 
die Identifikation und Bewertung der 
wichtigsten Veränderungen angemessen 
und realitätsnah geschieht. Diese Verände-
rungen werden getrieben von gesellschaftli-
chen und politischen Trends, wirtschaftli-
chen Zwängen und Entwicklungen, tech-
nischen Möglichkeiten und Umbrüchen, 
aber auch neuen Kundeninteressen und 
Bedürfnissen. Ein aktuelles Beispiel dafür 
ist eben der Megatrend Urbanisierung.
Durch die Extrapolation solcher Trends 
wird dann, zunächst auf Basis von Hypo-
thesen, ein erstes Szenario entworfen. Die 
wesentlichen Elemente dieses Szenarios 
werden anschließend im Rahmen von In-
terviews mit kompetenten Partnern und 
Meinungsführern diskutiert: mit dem Ziel, 
ein möglichst breit akzeptiertes und wahr-
scheinliches Szenario zu generieren. Aus 
diesem, dann festgeschriebenen Szenario 
lassen sich anschließend durch Retropola-
tion in die Gegenwart die Aufgaben und 
Problemstellungen identifizieren, die heute 
angegangen werden müssen, um in der 
Welt von morgen zu bestehen. Und die 
Herausforderungen sind und werden viel-
fältig.� ■

Fortsetzung in der 
Ausgabe ÖGZ 2/2012.

Smart Grids werden zukünftig nicht mehr wegzudenken sein. Smarte Gebäudetechnik wird es auch in Privathäusern geben.
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Die Siedlungsstruktur hat seit jeher eine 
zentrale Bedeutung für Erwerbstätigkeit, 
Produktivität, soziale Interaktion und Um-
welt. Österreich erfährt darin einen bedeut-
samen Anpassungsprozess. Seit Mitte der 
90er-Jahre beobachten wir eine Verlage-
rung der Wohnsitze von den Kleinstädten 
und der Landumgebung in Richtung der 
Ballungsräume. Die interregionale Mobili-
tät ist zwar ein internationales Phänomen, 
doch das Spezifikum hierzulande ist die 
historisch niedrige Agglomerationsquote 1. 
Von nur 38% während der Neunzigerjahre 
steigt nun die Quote an, und scheint sich 
zum langfristig erwartbaren Europa-Durch-
schnitt von 55 bis 60% zu bewegen.

Einige Fakten
Stichwortartig werden einige ausgewählte 
Fakten vorangestellt. Für Details sei auf die 
Literaturangaben verwiesen. Unter dem 
Begriff der „Region“ wird im Folgenden 
die regionale Gliederung des Bundesge-
biets nach NUTS3 verstanden 2.

Die Wohnsitz-Mobilität in Richtung 
urbane Räume wird durch Immigration 
verstärkt, führt aber schon unter den 
InländerInnen zu einem merkbaren Bevöl-
kerungsschwund in Kleinstädten und 
ländlichen Räumen.
Im Zuzug zu den städtischen Zentren do-
minieren die jungen Leute. Wien, einst die 
Stadt der Alten, zählt heute zu den jungen 
Regionen Österreichs. Rund um die Zent-
ren ist zudem ein starkes Wachstum der 
„Speckgürtel“ zu verzeichnen, das von den 
Haushalten mittleren Alters getragen wird.
Die regionalen Einkommen folgen dem 
bekannten „Core-Periphery“ Muster 3, mit 
beträchtlichen Unterschieden in den regio-
nalen Einkommensniveaus. Dank der Wir-
kung der EU-Strukturpolitik und der Ost-
öffnung haben sich die Unterschiede zwi-
schen den NUTS3 tendenziell verringert. 
Unbeschadet dessen nimmt innerhalb der 
Städte die Polarisation der Qualifikationen 
und der Einkommen zu 4. Die Produktivi-
tät weist ausgeprägte regionale Unter-

schiede auf (bis zu 50%) 5. Mit Einschrän-
kung weisen die Ballungsräume die 
höchste Produktivität auf, starke Polarisa-
tion wirkt jedoch produktivitätsmindernd. 
Technologieintensive und wissensbasierte 
Branchen wählen urbane Standorte in hö-
herem Ausmaß als die übrigen Industrien. 
Großbetriebe und viele KMU (Klein-und 
Mittelbetriebe) siedeln im Umland. Die 
Verlagerung der Wohnbevölkerung in die 
Ballungsräume wird in hohem Ausmaß 
von den qualifizierten Berufen angeführt. 
Diese Verlagerung signalisiert Arbeits-
platzchancen auch für die anderen (und 
geringeren) Qualifikationen.
Ländliche Regionen mit speziellen Res-
sourcen (Tourismus, Holz, Wein) haben 
wohl günstigere Einkommen, eine Ab-
wanderung wird dadurch allein nicht 
wettgemacht.

These zur Produktivität
Wie lassen sich die räumlichen Produkti-
vitätsunterschiede erklären? Der Autor hat 

Produktivität und Siedlungsstruktur: 

Perspektiven für 
Österreichs Regionen

Die räumliche Verteilung von Arbeiten und Wohnen hat Folgen für 
Ökonomie und Umwelt. Es gibt Perspektiven für eine Politik, 

die der Forderung nach Nachhaltigkeit entgegenkommt. 
Von Ergebnissen aus vorliegenden Studien ausgehend wird 

der Bedarf nach weiteren Forschungserkenntnissen aufgezeigt.
Prof. Dr. Edwin Deutsch, Institut für Wirtschaftsmathematik, 

Forschungsgruppe EOS, Technische Universität Wien

Die Verlagerung der Wohnbevölkerung 
von den Landregionen in die Städte 

hängt auch mit der größeren Qualifikation 
zusammen. Foto: Donau-City Wien
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dazu eine These untersucht, deren empiri-
scher Nachweis als „work in progress“ zu 
verstehen ist. Die These lautet, dass die 
Produktivität einer Region mit der Vielfalt 
der wirtschaftlichen Aktivitäten steigt; 
umgekehrt, je spezialisierter die Branchen-
struktur, desto geringer die regionale Pro-
duktivität der Branchen insgesamt (selbst 
dann, wenn die Produktivität in einer re-
gional dominierenden Branche hoch ist).
Die theoretischen Argumente für die Gül-
tigkeit der These liegen auf der Linie der 
gegenwärtigen Agglomerationstheorien 
und der „New Economic Geography“. Im 
Wesentlichen liegen standortbezogene Ex-
ternalitäten zugrunde 6, insbesondere
(1) Es gibt eine Wechselwirkung zwischen 

der Vielfalt der Aktivitäten und dem 
Stellenangebot für erworbene Kennt-
nisse;

(2) Soweit sie nicht PendlerInnen sein 
wollen, wählen die Arbeitskräfte ihren 
Wohnsitz in Umgebungen mit vermehr-
ten Arbeitsplatzchancen;

(3) Die Firmen ziehen Vorteile aus Netz-
werken und Kenntnissen, die in einer 
Region vorhanden sind.

Die bisherigen empirischen Studien des 
Autors haben die These in gewissem 
Maße erhärtet. Dazu wurde der Einfluss 
der Firmengröße und der Aktivitätsviel-
falt mit regionalen Daten untersucht 7:

(a) Firmengröße („internal economies“) 
via Beschäftigungszahl: eine 1% größere 
Firma erzielt eine 0,4% höhere Produkti-
vität;

(b) Externalitäten („external economies“) 
via sektoraler Vielfalt: diese erklären bis 
zu 20% der regionalen Produktivitätsun-
terschiede.

Der Befund über Externalitäten ist neuar-
tig und für die Implementation regionaler 
Strukturpolitiken von zentraler Bedeu-
tung.

Folgewirkungen
Firmennetzwerke schaffen einen Ausgleich 
für betriebliche Rationalisierungen („der 

Konzentration auf Kernkompetenzen“) 
und erleichtern im bedeutsamen Segment 
der KMU die Teilhabe am technischen 
Fortschritt. Das Ergebnis zur Aktivitäts-
vielfalt erlaubt es nun, die Auswirkung der 
regionalen Externalitäten ansatzweise zu 
quantifizieren. So kann gefolgert werden, 
da die Konzentration hoher Qualifika
tionen in wissensbasierten Aktivitäten am 
höchsten ist, dass damit auch die Aktivi-
tätsvielfalt und die Produktivität in den 
Ballungsräumen gestärkt wird. Allerdings 
darf der umgekehrte Effekt nicht überse-
hen werden, wonach in ländlichen Regio-
nen durch den Schwund an Qualifikatio-
nen eine verbreitete Produktivitätseinbuße 
zu verzeichnen ist.
Von erfolgreichen Ausnahmen abgesehen, 
zu denen die Region Leoben zählt 8, erfah-
ren wir daher eine stete Verlagerung der 
Bevölkerung in Richtung der urbanen 
Zentren. Es stellt sich die Frage, was eine 
Raumordnungspolitik angesichts dieser 
Tendenz ausrichten kann. Beim Entwurf 
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einer illusionslosen und trotzdem zielfüh-
renden Politik kann man der vorhande-
nen Literatur etwa vier Ansatzpunkte ent-
nehmen.
(1) Die Urbanisierung bei gleichzeitig 

starkem Wachstum von Bevölkerung 
und Produktivität wird wahrscheinlich 
an Dynamik einbüßen, Duranton 
(2007).

(2) Soziale Kohäsion entspringt einem 
ausreichenden lokalen Mix an sozialen 
Schichten und Qualifikationen, und 
trägt wesentlich zu Produktivität und 
Wohlfahrt bei, Musterd (2006), Council 
of Europe (2006).

(3) Die Wirkung lokaler Multiplikatoren: 
ein neuer Arbeitsplatz im gewerblichen 
Bereich schafft lokal weitere 1,5 Stellen 
im Dienstleistungsbereich, ein Platz im 
hochtechnischen Bereich sogar 2,5, Mo-
retti (2010).

(4) Die Wirkung regionaler Multiplikato-
ren: Steigt unter dem Einfluss von Fak-
toren (z.B. dank höherer Qualifikation 
der Arbeit) die Produktivität in zwei be-
nachbarten Regionen um jeweils 1%, 
bewirkt der Übertragungseffekt (via 
Handel und Netzwerke) einen Anstieg 
um zusätzliche 0,5%, Deutsch (2011). 
Wächst eine der beiden Regionen indes 
schwächer, dann geht auch der Zusatz
effekt zurück.

Zusammengefasst ist nach derzeitigen 
Kenntnissen nicht zu erwarten, dass sich 
die Ballungsräume auf Dauer zulasten der 
Landumgebung vergrößern, und dass die 
restlichen Regionen nicht wenigstens ei-
nen Teil des Produktivitätsgewinns abho-
len. Der qualifizierten Arbeit verbleibt da-
rin die Schlüsselrolle, die regionale Pro-
duktivität im Zusammenwirken mit Bil-
dungs- und Forschungseinrichtungen zu 
fördern.

Perspektiven
Aus diesen Überlegungen lassen sich ei-
nige Politikstrategien für Firmen, Woh-
nen und Verkehr ableiten, die, um erfolg-
reich zu sein, von ausreichender Flexibili-
tät geprägt sein sollten.
Die Zentren der technischen (ebenso wie 
der kulturellen) Entwicklung werden im 
urbanen Bereich bleiben. Aus diesem 
Grund ist die österreichische Strategie der 
Clusterinitiativen, den regional gestreuten 

KMU-Sektor in Firmennetzwerke einzu-
binden, ebenso richtig wie erfolgverspre-
chend. Soweit es sich realisieren lässt, 
sollte die Standortförderung dabei auf 
den Erhalt der Aktivitätsvielfalt samt ei-
nem Mix an Qualifikationen achten.
In der Siedlungsstruktur sind die außer-
urbanen Zonen von Eigenheimen domi-
niert, was einen unersetzlichen Beitrag 
zur Lebensqualität leistet. Trotzdem ver-
zeichnen viele Regionen eine Abwande-
rung. Aus dieser Sicht ist eine forcierte 
Ansiedlung von Zweitwohnsitzen zweifel-
haft, weil sie die regionale Abwanderung 
nicht eindämmt, sondern eher die Ge-
meindefinanzen belastet. Eine wichtige 
Alternative zur Ansiedlung von Arbeits-
kräften bietet indes der flächendeckende 
Sozialmietsektor, der in Österreich den 
Wohnbedarf verschiedener sozialer 
Schichten abdeckt. In Zeiten wechselnder 
Arbeitsplatzchancen könnte der Sozial-
mietsektor allerdings flexibler und schnel-
ler auf Mobilitätswünsche reagieren.
In der umweltgerechten Bewältigung des 
Verkehrs ist die Eisenbahn das Transport-
mittel mit Zukunft. Da die Versorgung 
der Konsumenten mit Gütern durch die 
räumliche Verteilung der Firmen weitge-
hend vorgegeben ist, fällt der Eisenbahn 
der Ausbau des Schwerverkehrs und eines 
ausreichend dichten Personenverkehrs zu. 
Da ein flächendeckend profitables Leis-
tungsprofil kaum erzielt werden kann, 
bleibt der Ausbau der Eisenbahn eine un-
verzichtbare gemeinwirtschaftliche Auf-
gabe.

Schlussbemerkungen
Der vorliegende Beitrag hat aufgezeigt, 
dass die heutige Verlagerung der Wohn-
bevölkerung von den Landregionen in 
Richtung der großen Zentren in gewis-
sem Sinne eine Folge der Bildungsexpan-
sion darstellt, die ihrerseits, durch die 
Qualifizierung der Arbeitskraft, die Basis 
für Produktivität und Wohlfahrt bildet. 
Allerdings wurde auch betont, dass klei-
nere Zentren gute Chancen haben, über 
sozio-ökonomische Netzwerke an diesem 
Prozess teilzuhaben. 
Eine Untersuchung der Faktoren, welche 
außerhalb der Großstadt die Entstehung 
solcher Zentren begünstigen, ist eine For-
schungsaufgabe der Zukunft.� ■
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1	 Agglomerationsquote: Hier der Anteil inländischer Haushalte 
in Stadtregionen ab 50.000 Ew.

2	 Österreich ist in 35 NUTS3-Regionen gegliedert. Diese lie-
gen etwa in der Mitte zwischen den Bundesländern und den 
politischen Bezirken, für eine Karte siehe die Homepage der 
Statistik Austria. Als urbane Region, umgangssprachlich Bal-
lungsraum, wird ein Stadtgebiet samt seinem Umland be-
zeichnet. Einige der urbanen Regionen sind selbst NUTS3 
oder fassen mehrere zusammen. Die Nicht-urbanen Regionen 
werden vereinfacht auch als „Landumgebung“ bezeichnet.

3	 Dh. die Einkommen fallen mit dem Abstand von den Zent-
ren. Der Begriff Core-Periphery wird auch für berufliche 
Qualifikationen verwendet (hohe Qualifikationen in den 
Zentren, niedrige in abgelegenen Regionen).  

4	 Unter Polarisation versteht man eine Kluft zwischen den 
Kenngrößen sozialer Schichten. Relativ zum Land gibt es in 
den Städten mehr hohe und niedrige Einkommen, aber we-
niger Mittelverdiener.

5	 Produktivität ist definitionsgemäß die Arbeitsproduktivität 
als BIP pro unselbständig Beschäftigtem im gewerblichen 
Sektor zuzüglich der wissensbasierten Dienste. Quelle: LSE, 
Statistik Austria

6	 Unter einer positiven Externalität versteht man einen wirt-
schaftlichen Vorteil, den ein Akteur lukriert, ohne die (vol-
len) Kosten dafür zu tragen.

7	 Zur Messung der Aktivitätsvielfalt wurde ein Index der Ab-
weichung der regionalen Branchenanteile vom österreichi-
schen Mittel konstruiert. Die kleinste Vielfalt entspricht der 
stärksten Spezialisierung.

8	 In der Region Leoben konnte der Bevölkerungsschwund ge-
stoppt werden. Die Montanuniversität bildet dabei einen 
wesentlichen Faktor. Die Aktivitätsvielfalt in der Leobener 
Gemeinde Traboch kann sogar als Beleg für die hier vorge-
brachte Produktivitätsthese dienen.

Smart City

10-33_Hauptteil01 gBe.indd   28 28.11.11   11:03



www.staedtebund.gv.at� 29 

Die wissensbasierten Dienstleis-
tungsunternehmen rücken zuneh-
mend in den Fokus der Wirt-
schafts- und Standortpolitik auf eu-
ropäischer und nationaler Ebene. 
Damit sind jene Firmen gemeint, 
bei denen die Erzeugung oder Nut-
zung von neuem Wissen im Vor-
dergrund steht. Charakteristisch 
für diese Unternehmen sind ein ho-
hes Ausbildungsniveau der Mitar-
beiterInnen, eine intensive Zusam-
menarbeit mit den KundInnen und 
spezielle Lösungen für die Kunden-
anforderungen. Ingenieursdienst-
leistungen, IT und Datenverarbei-
tung, Management-Dienstleistun-
gen, Logistik, Gesundheits- und 
Sozialdienstleistungen oder der 
Kreativbereich sind Beispiele für ty-
pische Branchen, in denen wissens-
basierte Dienstleister tätig sind.
Diese wissensbasierten Dienstleis-
tungsunternehmen sind vor allem im städ-
tischen Raum zu finden, weil hier ein at-
traktives betriebliches Umfeld vorhanden 
ist. Städte bieten ihnen als historische 
Wissensknotenpunkte unserer Gesellschaft 
ein Angebot an qualifizierten Mitarbeiter
Innen, Nähe zu KundInnen sowie Bil-
dungs- und Forschungseinrichtungen, 
eine gute Infrastrukturanbindung, attrak-
tive Büroräumlichkeiten, usw.

Strategische Bedeutung für die 
Standortentwicklung 
Der Sektor wissensbasierter Dienstleister 
zeichnet sich nicht nur durch überdurch-
schnittliches Wachstum aus, sondern 
bringt Know-how, Qualität, Effizienz und 
Innovation zu ihren KundInnen. So tra-
gen sie maßgeblich zur Stärkung der In-
dustrie- und Gewerbebetriebe und Attrak-

tivierung des Wirtschaftsstandortes bei. 
Gerade für Städte sind sie daher von gro-
ßer strategischer Bedeutung.

Chancen für die Stadt
Dies ist Grund genug, diesen Wirtschafts-
bereich in der städtischen Politikgestal-
tung näher zu betrachten und durch ge-
eignete Maßnahmen zu unterstützen. Das 
eröffnet Städten auch eine Chance zur Po-
sitionierung, Profilbildung und dem Aus-
bau ihrer bestehenden Stärkefelder. Wis-
sensbasierte Dienstleistungen werden zu-
dem als wichtige Schlüsselfelder für die 
Zukunft der Wirtschaft und Gesellschaft 
gesehen – so sind etwa innovative Kon-
zepte für nachhaltige Stadtentwicklung 
(„Smart Cities“) ohne das Wissen und die 
Erfahrung von wissensbasierten Dienst-
leistern kaum denkbar.

Mögliche Maßnahmen
Zur Stärkung des wissensbasierten Dienst-
leistungssektors in urbanen Räumen 
könnten etwa die folgenden Schritte ge-
setzt werden: Analyse der Ist-Situation 
und der lokalen Stärkefelder, Erhebung 
der Bedürfnisse der ansässigen wissensba-
sierten Dienstleistungsunternehmen, Sen-
sibilisierung und Information, gezielte Öf-
fentlichkeitsarbeit, Bildung bzw. Nutzung 
von Netzwerken zur Stärkung der wissens-
basierten Dienstleistungsbetriebe, bedarfs-
orientierte Vernetzung mit Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen sowie Schaffung 
von Unterstützungs-Strukturen (z.B. für 
Start-Ups) und attraktiven Immobilien. 
Die Betrachtung und gezielte Stärkung 
wissensbasierter Dienstleistungen eröffnet 
Städten eine wichtige Perspektive und 
Weichenstellung für die Zukunft.� ■

Wissensdienstleistungen für  
die städtische Wirtschaft
Der wissensbasierte Dienstleistungssektor ist ein wichtiger Impulsgeber für die 
städtische Entwicklung. Seine innovativen Konzepte machen eine City smart.
Dr. Johann Lefenda, Consulting & Forschung, Pöchhacker Innovation Consulting

w
w

w
.c

lip
de

al
er

.c
om

Smart City

10-33_Hauptteil01 gBe.indd   29 28.11.11   11:03



30 � ÖGZ 12/2011 • 01/2012

Wesentliche Säule der europäischen For-
schung ist das 7. EU-Rahmenprogramm 
für Forschung, technologische Entwick-
lung und Demonstration (7. RP), das be-
reits seit 2007 läuft. Mehr als 50 Milliar-
den Euro stehen im Zeitraum von 2007 
bis 2013 auf europäischer Ebene zur Ver-
fügung. Jährlich werden durchschnittlich 
8 Milliarden Euro entlang von vier spezi-
fischen Programmen im Wettbewerbsver-
fahren über zahlreiche Ausschreibungen 
vergeben. Die vorletzte große Ausschrei-
bungsrunde ist gerade am Laufen.
Nach 2/3 der Laufzeit können sich Öster-
reichs Ergebnisse durchaus sehen lassen: 
In knapp 1.300 europäischen Projekten 
sind 1.800 österreichische Partner aus 
Wissenschaft und Wirtschaft involviert, 
die bisher rund 560 Millionen Euro an 

Förderungen aus dem EU-Rahmenpro-
gramm im harten Wettbewerb für ihre 
Unternehmen und Forschungseinrichtun-
gen eingeworben haben. Viele der auf eu-
ropäischer Ebene erfolgreichen österrei-
chischen Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen sind in urbanen Zentren 
angesiedelt, wie die nachfolgende Darstel-
lung zeigt.

Europäische Forschung  
in Österreichs Städten
Die Grafik veranschaulicht, dass jene 
Landeshauptstädte, die über Universitä-
ten und/oder Hochschulen verfügen, ei-
nen wesentlich höheren Anteil erfolgrei-
cher Beteiligungen im EU-Rahmenpro-
gramm aufweisen. Diese Situation spie-
gelt das aktuelle Gesamtbild der österrei-

chischen Beteiligung am EU-Rahmenpro-
gramm wider, die aktuell mit fast 40% 
von Universitäten und Hochschulen ge-
tragen wird.

• Am Beispiel Niederösterreich wird gut 
ersichtlich, dass die knapp 150 erfolgrei-
chen europäischen Kooperationen zu 
über 40% den Standorten Seibersdorf 
und Laxenburg zuzuordnen sind und 
auf St. Pölten nur ein vergleichbar gerin-
ger Anteil entfällt. 

• Im Gegensatz dazu entfallen in der Stei-
ermark zwei Drittel der rund 280 Betei-
ligungen auf Universitäten und Hoch-
schulen der Stadt Graz. 

• In Kärnten ist ca. die Hälfte des Erfol-
ges mit insgesamt knapp 60 Beteiligun-
gen in Villach und zu 36% in Klagen-
furt angesiedelt. 

• Von den insgesamt 20 Beteiligungen 
Vorarlbergs liegen 60% im Zentralraum 
des Rheintals, Bregenz-Dornbirn-Luste-
nau. Insbesondere der Hochschulstand-
ort Dornbirn trägt wesentlich zum Er-
folg des westlichsten Bundeslandes bei.

• 65% der oberösterreichischen Beteili-
gungen (insgesamt knapp 120) entfallen 
auf Linz. Diese sind relativ gleichmäßig 
auf Universitäten/Hochschulen und pri-
vatwirtschaftliche Forschungseinrich-
tungen aufgeteilt. 

• Mehr als die Hälfte der insgesamt 1.800 
bewilligten Beteiligungen in Österreich 
entfallen auf Wien.

Forschungsorganisationen und Unterneh-
men in unseren Städten und Ballungsräu-
men generieren mit ihrem Forschungs
erfolg auf europäischer Ebene nicht nur 
neues Wissen und neue Produkte. Sie 

Europäische Forschung  
wirkt im urbanen Umfeld
Die Welt verändert sich und wir sind gefordert, darauf zu reagieren. Nur im europäischen Verbund 
können Lösungen für jene Herausforderungen gefunden werden, vor denen Europa und letztlich 
die ganze Welt steht: Klimawandel, Energieversorgung, Alterung der Bevölkerung sind nur einige 
der Themen, die unmittelbar in Zusammenhang mit der Lebensqualität in urbanen Zentren stehen.
Mag. Andrea Höglinger, FFG Europäische und Internationale Programme

Abbildung: 1
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schaffen qualitativ hochwertige Arbeits-
plätze in der Region, sie fördern die inter-
nationale Vernetzung und Sichtbarkeit 
der jeweiligen Stadt und liefern mit ihren 
Forschungs- und Entwicklungsergebnis-
sen einen Beitrag zur regionalen Wettbe-
werbsfähigkeit und zur Lösung zentraler 
globaler Herausforderungen, die letztlich 
direkten Einfluss auf das Leben der Bür-
gerInnen haben. 

Urbane Räume im  
wissenschaftlichen Fokus  
europäischer Forschung
Aus ganz unterschiedlichen Perspektiven 
befassen sich zahlreiche laufende europäi-
sche Projekte mit technologischen und 
gesellschaftlichen Fragen zur „Stadt der 
Zukunft“. Kein Wunder, mehr als die 
Hälfte der Menschheit lebt bereits in 
Städten!
Ein konkretes Beispiel für „europäische 
Stadtforschung“ ist das Projekt „Sustaina-
ble Urban Metabolism for Europe“ 
(SUME, www.sume.at). Zielsetzung dieses 
Projektes ist es, Städte nachhaltiger und 
damit ressourceneffizienter zu machen. 
Entlang von definierten Parametern wer-
den Entwicklungsszenarien für mehrere 
Städte erarbeitet. Koordiniert wird das 
Projekt vom Österreichischen Institut für 
Raumordnung, die zehn Projektpartner 
stammen aus neun Ländern und zwei 
Kontinenten. Im Themenfeld Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien 
stehen „energieeffiziente Gebäude“ im 

Zentrum. Neben der Bauwirtschaft wer-
den Softwareunternehmen, IT-Provider 
sowie öffentliche Stellen bis hin zur Stadt-
planung angesprochen, um durch gemein-
same Forschungs- und Entwicklungsarbei-
ten die Energieausnutzung und den Ener-
gieverbrauch in Ballungsräumen zu opti-
mieren. Ebenso werden neue IKT-Modelle 
im Bereich E-Government und E-Policy 
erforscht. Die aktuellen Ausschreibungen 
im Programm Energie und Verkehr be-
schäftigen sich mit zukunftsorientierten 
Stadtplanungskonzepten: Wie können re-
levante Aspekte – von der Gebäudesubs-
tanz über die Energie- und Wasserversor-
gung, bis hin zur Abfallwirtschaft – best-
mögliche Berücksichtigung finden? Im 
Verkehrsbereich wird zur Nachhaltigkeit 
urbaner Mobilität geforscht: 2010 startete 
ein europäisches Projekt mit starker öster-
reichischer Beteiligung zur Entwicklung 
von energieeffizienten Bussen und Liefer-
fahrzeugen für den städtischen Verkehr 
(Projekt HCV, www.hcv-projekt.eu). Die 
Verwendung von Elektro-Hybridantrieben 
wird in mehreren Städten Europas in Hin-
blick auf Alltagstauglichkeit geprüft. 10 
Millionen Euro erhalten die insgesamt 16 
Partner aus ganz Europa für die nächsten 
vier Jahre.

Europäische Forschung  
ab 2014: HORIZON 2020 
Während viele Forschungsseinrichtungen 
und Unternehmen aktuell ihre Projekte 
für die laufenden Ausschreibungen vorbe-

reiten oder an laufenden Projekten arbei-
ten, wird auf europäischer Ebene intensiv 
über die zukünftige Ausgestaltung der eu-
ropäischen Forschung diskutiert. „HORI-
ZON 2020“ wird das europäische For-
schungs- und Innovationsprogramm für 
die Periode 2014 bis 2020 heißen, sowohl 
inhaltliche Schwerpunkte als auch das 
Budget werden gerade heiß diskutiert. 
Fest steht, dass das neue Programm ver-
stärkt auf gesellschaftliche Herausforde-
rungen fokussiert, wie etwa Gesundheit, 
intelligente, saubere und integrierte Ver-
kehrssysteme, Rohstoffe, Ressourceneffizi-
enz, die Energie der Zukunft, sichere und 
innovative Gesellschaften, Klimawandel, 
usw. Die Suche nach integrierten Lösun-
gen für globale Herausforderungen, die 
häufig in Städten konzentriert sichtbar 
werden, steht somit im Vordergrund.
Ausgehend von den EU-Mitgliedsländern 
wurden in den letzten Jahren rund um 
das 7. RP zahlreiche weitere Initiativen 
gestartet, die die großen gesellschaftlichen 
Herausforderungen der Zukunft adressie-
ren, die nicht alleine auf nationaler Ebene 
lösbar sind. Joint Programming Initiatives 
(JPIs) sind eines dieser Modelle, wobei 
das JPI „Urban Europe“ (www.jpi-urban-
europe.eu) sogar von Österreich koordi-
niert wird. „Urban Europe“ fokussiert auf 
urbane Gebiete als Schlüsselelemente für 
intelligentes, nachhaltiges und integrati-
ves Wachstum. Das Ziel liegt darin, inno-
vative Ansätze für die Energieversorgung, 
die Mobilitätsbedürfnisse, den demogra-
phischen Wandel, die Lebensqualität der 
BürgerInnen, etc. zu erforschen. Über 
zehn europäische Länder sind in diese In-
itiative involviert und arbeiten gemein-
sam eine Forschungsagenda aus. Die ers-
ten Ausschreibungen werden noch 2012 
starten.� ■

INFOS:
Österreichische Forschungsförderungsgesell-
schaft, Bereich für Europäische und Internationale 
Programme (http://rp7.ffg.at); Analysen über ös-
terreichische Beteiligungen und Erfolge in den 
Europäischen Rahmenprogrammen für Forschung 
und Technologische Entwicklung wurden von 
PROVISO, dem österreichischen Monitoringprojekt 
der EU-Forschungsrahmenprogramme, zur Verfü-
gung gestellt (www.bmwf.gv.at/PROVISO).

Abbildung: 2
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Adventzauber, Christkindlmarkt und 
Weihnachtsbaum stimmen auf dem 

Wiener Rathausplatz Jung und Alt auf das 
schönste Fest des Jahres ein. Der Christkindl-
markt zwischen Burgtheater und Rathaus ist 
eine Welt der Romantik und Idylle. Der köst-
liche Duft von Punsch, Lebkuchen, Bratäp-
feln und gerösteten Maroni weckt Kindheits-
erinnerungen. Hier locken unterm riesigen 
Weihnachtsbaum mehr als 100 Marktstände. 
Der Park vor dem festlich beleuchteten Rat-
haus ist ein Märchenreich, wo goldene Blät-
ter, leuchtende Herzen, Riesenbonbons und 
glitzernde Sterne auf den Bäumen wachsen. 
Hier erfüllen Altwiener Ringelspiel, Mini-Ei-
senbahn und der Weihnachtsmarkt der Tiere 
die Kinderträume. In Christkindls Werkstatt 
im Rathaus können Kinder eifrig Geschenke 
basteln und süße Weihnachtskekse backen. 

Weitere Attraktionen sind das Wolkenpostamt, 
wo Briefe mit Weihnachtsgrüßen mit einer ei-
genen Postmarke versehen werden. Das reich-
haltige Programm wird vom internationalen 
Adventsingen und dem Kasperltheater im 
Rathaus abgerundet. 

Advent in den Blumengärten 
Mehr als 30 Adventstände in den Blumengär-
ten Hirschstetten warten mit Weihnachtsge-
bäck, deftigen Speck- und Käsespezialitäten, 
Kinderspielzeug aus Holz, duftenden Bienen-
wachskerzen und handgemachtem Christ-
baumschmuck auf. Ein Höhepunkt ist die 
Weihnachtsschau in den Gewächshäusern. 

Suppen & Soul 
Wärme für den Körper und Kampf gegen so
ziale Kälte; Gedichte und Gesänge von Künst-

lerInnen aus aller Welt – wie jedes Jahr in der 
Adventszeit kochen Wiener Spitzengastrono-
men (Steirereck, Ramien oder Glacis Beisl) 
ihre beste Suppe für einen guten Zweck und 
präsentieren Wiens beste DJs ihr Musikpro-
gramm. Und dazu gibt es Punsch, Tee und 
heiße Limo!

Wiener Advent

Hier tanken Sie Adventstimmung
Der Wiener Adventzauber auf dem Rathausplatz, der Weihnachtsmarkt in 
den Blumengärten Hirschstetten sowie der Wärmespender auf dem Karlsplatz 
bieten für das wohl schönste Fest des Jahres das perfekte Ambiente.

Adventzauber
12.11.–24.12., Rathausplatz
www.christkindlmarkt.at

Blumengärten Hirschstetten
Bis 18. 12., Do–So (und 8. 12.),
22., Quadenstraße 15,
Gartentelefon 01/40 00-8042

WÄRMESPENDER: SUPPEN & SOUL
18.11.–23.12., Karlsplatz
www.waermespender.at
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Wiener Advent

Auf Weihnachten Einstimmen

Die Wiener Weihnachtsmärkte
Wien steht ab Mitte November ganz im Zeichen von Weihnachten. Die 17 Wiener Weih-
nachtsmärkte und die prächtige Weihnachtsbeleuchtung sind die Vorboten dieses ganz be-
sonderen Festes. Wer kennt nicht das besondere Flair der Adventzeit: Lichterketten, Sterne, 
Glühwein, Punsch und herrlich duftender Lebkuchen. Auf vielen Plätzen Wiens, wie am 
Rathausplatz, auf dem Maria-Thersien-Platz oder am Hof, kann man sich auf Weihnachten 
einstimmen.
Weitere Infos zu den Wiener Weihnachtsmärkten gibt es auf www.wien.at/thema/advent.
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Ein Musikerlebnis Im Rathaus

Großes Adventsingen
Sich zurückzuerinnern, wie besinnlich Weihnachten einmal war, dazu 
lädt der Salzburger Advent mit „Zu dieser Zeit“ ein. Mit Liedern, Ge-
schichten und einem berührenden Adventspiel machen die rund 100 
Mitwirkenden, darunter die Pongauer Stub’n Musi, der LandesChor 
Hohensalzburg und das Bläserensemble Mirabell, den Abend zum 
Erlebnis. Als Gaststars treten Schauspieler Karl Merkatz und Seer-
Stimme „Sassy“ Sabine Holzinger auf. Chöre aus Österreich, Europa 
und den USA gibt es beim Adventsingen täglich im Rathaus. 

Salzburger Advent
16.12., 16 und 20 Uhr, Stadthalle, Halle F, EUR 34–53, 
Karten-Telefon 01/799 99 79, www.stadthalle.com

Internationales Adventsingen 
25.11.–24.12., Fr–So & Feiertage, 15.30–19 Uhr; 24. 12., bis 16.30 Uhr, 
Rathaus, Festsaal, www.christkindlmarkt.at

Internationale Weihnachtslieder

Christmas in Vienna
Seit 1993 lädt Wien zur schönsten Weihnachtsgala. Bei „Christmas in 
Vienna“ interpretierten Weltstars wie Plácido Domingo, José Car-
reras, Diana Ross oder Charles Aznavour die schönsten Weihnachts-
lieder. Auch heuer werden diese neu für das Galakonzert arrangiert 
und vom ORF Radio-Symphonieorchester Wien brillant musiziert. 
Darüber hinaus entführen international geschätzte SolistInnen wie 
etwa Ramon Vargas, Angela Denoke und Liliana Nikiteanu das Publi-
kum in die Weihnachtslieder und deren Heimatländer und bestechen 
mit den besten Arien der Klassik. Nach Händels großartigem finalen 
Weihnachtshymnus „Halleluja“ werden die Gäste im Wiener Konzert-
haus Weihnachten wieder ein Stück näher gekommen sein.

Christmas in Vienna
17.12., 19.30, Wiener Konzerthaus, Großer Saal, 
Karten-Telefon 01/242 002 
www.konzerthaus.at

Frische Weihnachtsbäume 
Ab 10. Dezember gibt es wieder rund 150 Mal in Wien frische Christ-
bäume mit heimischer Herkunftsgarantie. Blaufichten kosten zwischen 
10 und 15 Euro pro Meter, heimische Nordmanntannen zwischen 15 
und 25 Euro pro Meter. Wohin mit den Bäumen nach dem Fest? Bis 
16.1.2012, von Häkchen und Lametta befreit, bei den rund 470 
Christbaumsammelstellen der MA 48 oder den 19 Mistplätzen 
der Stadt kostenlos abgeben. 
www.weihnachtsbaum.at/Misttelefon 01/546 48.
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Die Erstellung von Raumentwicklungs-
konzepten ist als zentrale Aufgabe der 
Österreichischen Raumordnungskonfe-
renz (ÖROK) im Bereich der gesamt-
staatlichen Raumordnung verankert. 
Entsprechend dem gemeinsamen Ver-
ständnis der ÖROK-Partner handelt es 
sich dabei um ein „Leitbild“ oder „Kon-
zept“, in dem die wesentlichen Anliegen 
der räumlichen Entwicklung der nächs-
ten zehn Jahre in einem gemeinsamen 
Rahmen zusammengefasst werden.
Die politische Legitimation findet das 
ÖREK durch den Beschluss der Österrei-
chischen Raumordnungskonferenz 
(ÖROK). 
Der Beschluss des ÖREK 2011 erfolgte 
am 4. August 2011 durch Bundeskanzler, 
BundesministerInnen, Landeshauptleute 
sowie die Präsidenten des Städte- und 
Gemeindebundes. Die Inhalte des ÖREK 
2011 wurden in einem breit angelegten 
Arbeitsprozess unter Einbeziehung aller 
ÖROK-Mitglieder und darüber hinaus-
gehenden Institutionen erstellt. Ziel war 
es, eine gemeinsame Strategie für die 
räumliche Entwicklung in Österreich zu 
verfassen. Als Ergebnis dieses Arbeitspro-
zesses konnte unter hoher Akzeptanz der 
eingebundenen Akteure ein „ÖREK 
2011“ beschlossen werden, das sich in ei-
nigen Punkten von bisherigen Konzepten 
unterscheidet.

Was ist neu im „ÖREK 2011“?
Im Unterschied zu Vorgängerkonzepten 
versteht sich das ÖREK 2011 in erster 
Linie als gemeinsames Handlungspro-
gramm der ÖROK-Partner, das im Sinne 
eines „Policy Papers“ auf ausgewählte, 
prioritäre Bereiche fokussiert. Das ÖREK 
2011 enthält daher keinen eigenen Ana-

lyseteil, wiewohl es auf umfangreichen 
Grundlagenarbeiten basiert (Projekt 
„Raumszenarien Österreichs 2030“, 
ÖREK-Arbeitsgruppen-Ergebnisse, PIP – 
Paper in Progress, Reflexionsergebnisse – 
alle abrufbar unter: www.oerok.gv.at).
Das „Handlungsprogramm ÖREK 2011“ 
bildet das inhaltliche Kernstück des 
ÖREK 2011. Es unterteilt sich – anders 
als sektoral ausgerichtete Konzepte – in 
vier thematisch-integrative Säulen, 14 
Handlungsfelder und 36 Aufgabenberei-
che. Wesentlich ist dabei die Nennung 
von Kooperationspartnern, die für die 
erfolgreiche Umsetzung des Bereichs ein-
bezogen werden müssen. 
Das Erfordernis der ebenen- und sekto-
renübergreifende Kooperation bei der 
Umsetzung stellte das wesentliche Aus-
wahlkriterium für die Aufgabenbereiche 
dar.
Im ÖREK 2011 wird der Umsetzungs-
prozess als konstituierendes Element ver-
ankert und als Umsetzungsinstrument 
das Konzept der „ÖREK-Partnerschaf-
ten“ ins Leben gerufen. Erste Partner-
schaften nahmen ihre Arbeit bereits wäh-
rend der Erstellung des ÖREK 2011 auf.
Ziel des breit angelegten Erstellungspro-
zesses unter Einbindung der relevanten 
Akteure, der Fokussierung des Hand-
lungsprogramms und vor allem der Kon-
kretisierung der Umsetzung war bzw. ist 
es, die Wirksamkeit der im ÖREK 2011 
formulierten Handlungsvorschläge und 
damit die Verbindlichkeit des Konzeptes 
zu erhöhen. 
Im Rahmen der „ÖREK-Partnerschaf-
ten“ sind die raumrelevanten Akteure 
eingeladen, in kooperativer Weise an der 
Umsetzung und damit Realisierung des 
ÖREK 2011 mitzuwirken!

Erstellungsprozess und  
Inhalte des „ÖREK 2011“
(Diesen Teil des Artikels verfasste MMag. 
Elisabeth Stix, ÖROK-Geschäftsstelle)
Entsprechend des politischen Auftrags 
der ÖROK sollte das neue Raument-
wicklungskonzept fokussiert und knapp, 
auf Basis gemeinsamer Grundhaltungen 
und Ziele die wesentlichsten Handlungs-
anforderungen für die nächsten Jahre zu-
sammenfassen. Dies habe unter Einbezie-
hung der relevanten Akteure in einem 
breit angelegten, aber zielgerichteten Er-
stellungsprozesses zu erfolgen. Ein 
schwieriger Auftrag?

Wie erfolgte unter diesen  
Prämissen die Erstellung  
des ÖREK 2011?
Das ÖREK ist kein rechtsverbindliches 
Instrument; einen wesentlichen Erfolgs-
faktor für die Erhöhung der Wirkung bil-
det die Akzeptanz der Handlungsvor-
schläge durch die relevanten Akteure. 
Daher war es das wesentliche Anliegen, 
unter dem Leitthema „Raum für alle“ 
frühzeitig die Akteure aus Raum- und 
Regionalentwicklung sowie den raumre-
levanten Sektorpolitiken einzubeziehen.
Die Erstellung des ÖREK 2011 erfolgte 
daher vom Frühjahr 2009 bis zum 
Herbst 2011 im Diskurs mit allen Ver-
waltungsebenen (Bund, Länder, Städte, 
Gemeinden), der Wissenschaft, Praxis 
sowie weiteren raumrelevanten Akteurs-
gruppen (NGOs, Unternehmen, etc.).
Dabei wurden Phasen der Erarbeitung 
fachlicher Grundlagen in ÖREK-Arbeits-
gruppen, der breiten Reflexion, der in-
haltlichen Konzentration sowie der for-
malen Beschlussfassung durchlaufen. Die 
Diskussionen fanden nicht nur in Wien 

Das neue „Österreichische  
Raumentwicklungskonzept“
Nach einem gut zweijährigen Erstellungsprozess konnte im Oktober 2011 ein neues 
Österreichisches Raumentwicklungskonzept „ÖREK 2011“ veröffentlicht werden. 
Mag. Johannes Roßbacher und Mag. Markus Seidl, Geschäftsführung der ÖROK sowie  

MMag. Elisabeth Stix und Mag. Eliette Felkel, ÖROK-Geschäftsstelle
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(Bundeskanzleramt, Bundesministerien, 
Rathaus, etc.) statt; durch Veranstaltun-
gen in Graz, Innsbruck, Linz und St. Pöl-
ten wurde gezielt versucht, die Anliegen 
regionaler VertreterInnen aufzunehmen. 
Sowohl in den ÖREK-Arbeitsgruppen 
als auch bei den Reflexionsveranstaltun-
gen waren VertreterInnen des Städte-
bundes bzw. der Stadtverwaltungen ver-
treten und konnten ihre Anforderungen 
für ein „ÖREK 2011“ formulieren und 
einbringen.
Neben der Arbeit auf fachlicher Ebene 
wurde der Erstellungsprozess durch eine 
politische Steuerungsgruppe begleitet, 
wodurch frühzeitig Zwischenergebnisse 
mit den politischen VertreterInnen abge-
stimmt werden konnten. 
In dieser Steuerungsgruppe war auch der 
Österreichische Städtebund, wie in allen 
anderen ÖROK-Gremien, als kompeten-
ter und konstruktiver ÖROK-Partner 
vertreten.
Auf Basis des zielgerichtet organisierten 
Prozesses gelang es, nach dem politischen 
Beschluss im August 2011 den Druck-
auftrag für ein akkordiertes „ÖREK 
2011“ zu geben und der Öffentlichkeit 
im Oktober 2011 vorzustellen. Sämtliche 
Informationen und Dokumente zum 
ÖREK 2011 sind auf der ÖROK-Home-
page „www.oerok.gv.at“ abrufbar bzw. 
kann das ÖREK in gedruckter Form 
(ÖROK-Schriftenreihe Nr. 185 deutsch / 
englisch) bestellt werden. 

Wesentliche inhaltliche Eckpunkte 
des ÖREK 2011
Im Rahmen des Erstellungsprozesses ent-
schieden die ÖROK-Mitglieder nach eini-
gen konstruktiven Beratungen, die fol-
gende Gliederung für das ÖREK 2011 zu 
wählen.

Teil I: Grundhaltungen und Ziele
Der einleitende Teil streicht in einem 
knappen „Mission Statement“ die Kernan-
liegen hervor und hält die wesentlichen 
Grundhaltungen und Ziele der Raument-
wicklungspolitik für die nächsten zehn 
Jahre fest. Das ÖREK 2011 ist kein Plan, 
der kartografisch verortete Nutzungen 
festlegt, sondern ein gemeinsam erarbeite-
tes „Leitbild“ mit Handlungsprogramm. 
Das ÖREK soll als Handlungsanleitung 
für das abgestimmte raumrelevante Han-
deln des Bundes, der Länder, der Städte 
und Gemeinden sowie der Interessensver-
tretungen dienen und die ebenen- und 
sektorenübergreifende Kooperation stär-
ken. Das ÖREK 2011 geht von den 
Grundhaltungen der Wettbewerbsfähig-
keit, Solidarität und Nachhaltigkeit aus: 
„Österreich soll keine räumliche Entwick-
lung zulassen, die weder nachhaltig noch 
effizient ist. […] Die Qualität von Stand-
orten ist wichtig; die Raumentwicklungs-
politik ein Garant für Wettbewerbsfähig-
keit, räumliche Solidarität, Nachhaltigkeit 
und Sparsamkeit“. (Österreichisches Rau-
mentwicklungskonzept „ÖREK 2011“, S. 

14). Die ebenfalls im 
Einleitungsteil ange-
führten räumlichen 
Ziele weisen die Rich-
tung für das raumwirk-
same Handeln. 
Das ÖREK 2011 strebt 
mit seinen Handlungs-
vorschlägen an: 
- Kompakte und poly-
zentrische Strukturen 
zu stärken, bei dem die 
großen Städte und 
Stadtregionen die Kno-
tenpunkte sowie die 
großen Achsen die Ver-
bindungen zwischen 
diesen darstellen. 
- Insbesondere die 
„Bedeutung der gro-

ßen Städte bzw. Stadtregionen als ‚Moto-
ren der Entwicklung‘ über ihren unmit-
telbaren Einzugsbereich hinaus wird an-
erkannt und hervorgehoben. Deren At-
traktivität […] ist daher gezielt zu stär-
ken“. (Österreichisches Raumentwick-
lungskonzept „ÖREK 2011“, S. 18). 

- Die Sicherung und Freihaltung leis-
tungsfähiger Achsen zu ermöglichen so-
wie funktionelle Verflechtungen zwi-
schen den räumlichen Einheiten als An-
lass für eine verstärkte Kooperation zu 
nehmen. 

- Das Netz von Klein- und Mittelzentren 
als Träger der Daseinsvorsorge für die 
ländlichen Räume zu stützen.

- Die Entwicklung der nicht-städtischen 
ländlichen Räume zu fördern sowie die 
Entfaltung regionalspezifischer Potenzi-
ale zu stärken.

- Das Wachstum der Bevölkerung und die 
zunehmende Flächeninanspruchnahme 
zu bewältigen und haushälterisch, flä-
chensparend und nachhaltig Grund und 
Boden zu nutzen.

- Die raumordnerischen Maßnahmen hin-
sichtlich ihrer Klimarelevanz zu überprü-
fen und erforderlichenfalls anzupassen.

Den Abschluss des Einleitungskapitels 
bilden „Handlungsgrundsätze für eine 
kooperative Raumentwicklung“, zu denen 
sich die ÖROK-Partner bekennen und die 
damit das räumliche Handeln leiten sol-
len: Nachhaltige Raumentwicklung, die 
Orientierung am Gemeinwohl, kohärente 
& partizipative Planung; Zusammenarbeit 
in Österreich, mit den Nachbarn und in 
Europa sowie das Hinwirken auf die Um-
setzung des ÖREK 2011 (Wirkung & 
Umsetzung). 

Teil II: Handlungsprogramm
Das „Handlungsprogramm ÖREK 2011“ 
beinhaltet – untergliedert nach vier integ-
rativen Säulen, 14 Handlungsfeldern und 
36 Aufgabenbereichen – ausgewählte, als 
besonders wichtig eingestufte Handlungs-
vorschläge. Sie beschreiben jene Arbeits
pakete, deren weitere Umsetzung im Rah-
men der ÖREK-Partnerschaften erfolgen 
soll.

Teil III: Ausblick und Umsetzung
Die Umsetzung über die „ÖREK-Part-
nerschaften“ ist im dritten Teil, dem Ka-

Der Wiener Wohnbaustadtrat Dr. Michael Ludwig (rechts) mit 
Herrn Rüdisser und Herrn Dossi bei der Konzeptpräsentation. 

ÖR
OK
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pitel „Ausblick und Umsetzung“, beschrie-
ben. Diesem Bereich widmet sich vertie-
fend der nächste Abschnitt.

„ÖREK-Partnerschaften“ als  
neuer Umsetzungsansatz für  
das ÖREK 2011
(Diesen Teil des Artikels verfasste Mag. 
Eliette Felkel, ÖROK-Geschäftsstelle)
Bereits während des Erstellungsprozesses 
wurde der neue Charakter des ÖREK 
2011 definiert: Das ÖREK 2011 versteht 
sich nicht nur als „abgeschlossenes“ Doku-
ment, sondern geht über die Konkretisie-
rung der Umsetzung in einen Umset-
zungsprozess über. Als „Instrument“ 
wurde dazu das Konzept der „ÖREK-Part-
nerschaften“ ins Leben geru-
fen, im Rahmen derer die 
Handlungsfelder und Aufga-
benbereiche umgesetzt werden 
sollen.

Zusammenarbeit  
der Akteure
Als zentrales Erfolgskriterium 
wurde die ebenen- und sekto-
renübergreifende Kooperation 
der relevanten Akteure festge-
halten – wobei der Kreis über 
die ÖROK-Mitglieder hin-
ausreichen und in der jeweili-
gen Projektgruppe nach Mög-
lichkeit auch (die) weitere(n) 
relevante(n) Akteure/Instituti-
onen mitarbeiten sollen. Auch 
dieses ist ein neues Element, 
das mit dem ÖREK 2011 zu 
tragen kommt: In den 
ÖREK-Partnerschaften wer-
den erstmals in einem konti-
nuierlichen Prozess aktiv und 
mitbestimmend Akteure/Ins-
titutionen eingebunden, die 
nicht ÖROK-Mitglieder sind. 
Zur Umsetzung einer ÖREK-
Partnerschaft wurden die fol-
genden Prinzipien festgelegt:
- Kooperative Zusammenar-

beit der für den Aufgabenbe-
reich relevanten Partner, aus-
gehend von einer Akteurs-
analyse.

- Jeder Partnerschaft soll von 
einem Partner (auch in Ko-

operation mit weiteren) federführend ge-
leitet werden.

- Aufgrund der Komplexität der Themen-
stellungen bedarf es eines prozesshaften 
Planens und Entwickelns für die Zieler-
reichung.

- Alle Partner sind dazu aufgerufen, eigene 
Finanzmittel einzubringen, z.B. für ex-
terne Aufträge, für Veranstaltungen im 
Rahmen der Partnerschaft u.a.

- Eine klare Definition von Zielen und Er-
gebniserwartungen in der Entwicklungs-
phase sowie die politische Abstimmung 
und Begleitung sind wesentliche Ele-
mente für die Umsetzung. 

- Um die definierten Ziele und Ergebnisse 
zu erreichen, soll auf ein straffes Projekt-

management geachtet werden.
- Die Ergebnisse der Partnerschaften wer-

den in einem ersten Schritt innerhalb der 
ÖROK diskutiert und weiterführend für 
die breitere interessierte Öffentlichkeit 
aufbereitet.

Vertiefende Informationen dazu wurden 
in zwei Ergänzungsdokumenten zum 
ÖREK 2011 veröffentlicht: Dem „Leit
faden für ÖREK-Partnerschaften“ sowie 
dem „Management- und Umsetzungspro-
zess ÖREK 2011“.
Der Ansatz der „ÖREK-Partnerschaften“ 
soll die möglichst maßgeschneiderte Um-
setzung der einzelnen Aufgabenbereiche 
entsprechend der unterschiedlichen the-
matischen Anforderungen ermöglichen. 
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Dementsprechend können verschiedenste 
Herangehensweisen gewählt werden: Von 
einer losen Workshopreihe über die Ein-
richtung eines institutionellen Austauschs 
bis zur Erstellung von Studien, der Erar-
beitung von Lösungsmodellen oder Geset-
zesvorschlägen kann die Spanne reichen. 

Praktische Umsetzung
Parallel zum Erstellungsprozess des ÖREK 
2011 wurde bereits die „Anbahnung“ ers-
ter „ÖREK-Partnerschaften“ gestartet, wo-
bei betont werden muss, dass die Arbeiten 
hierzu am Beginn stehen und daher noch 
keine vertiefenden Informationen bzw. Er-
gebnisse vorliegen (Der Bezug zum ÖREK 
2011 ist über die angegebenen Hand-

lungsfelder oder Aufgabenbereiche gege-
ben.):
- „Flächenfreihaltung für linienhafte Infra-

strukturen“ (ÖREK-Aufgabenbereich 
1.1.4) – siehe Beitrag Dr. Thomas Spie-
gel, bmvit, S. 54/55.

- „Vielfalt & Integration im Raum“ 
(ÖREK-Aufgabenbereich 2.1.1): Diese 
Partnerschaft widmet sich dem Aufbau 
einer Wissensbasis für Integrationspro-
zesse vor Ort sowie der praxisnahen und 
umsetzungsorientierten Aufbereitung 
dieser Erkenntnisse. Die Partnerschaft 
startet mit einer ersten Sitzung im De-
zember 2011. 

- „Regionale Handlungsebene stärken“ 
(ÖREK-Handlungsfeld 4.1): Diese Part-

nerschaft widmet sich der Frage, wie 
möglichst effektive und effiziente For-
men der interkommunalen und regiona-
len Zusammenarbeit aussehen könn(t)
en, welche Erfahrungen es dazu öster-
reichweit gibt und welche Modelle für 
die Zukunft vielversprechend sind. Die 
Frage der Federführung sowie der betei-
ligten Partner konnte bereits geklärt wer-
den, eine Projektskizze befindet sich in 
Finalisierung. 

- Plattform „Raumordnung & Verkehr“ 
(verschiedene Aufgabenbereiche): Diese 
Partnerschaft zielt auf den Austausch zu 
den im ÖREK 2011 angesprochenen 
Fragen der Verkehrs- und Raumplanung 
im Rahmen einer Plattform ab.

Ausblick
Zu den folgenden Themen 
befinden sich ebenfalls 
ÖREK-Partnerschaften im 
Aufbau; die Formierung sowie 
die inhaltliche Ausgestaltung 
befinden sich in Diskussion:
- „Kooperationsplattform 
Stadtregionen“ (ÖREK-Auf-
gabenbereich 4.2.2)
- „Energieraumplanung“ 
(ÖREK-Handlungsfeld 3.1)
-    „Flächen sparende und 
Boden schonende Raument-
wicklung“ (ÖREK-Hand-
lungsfeld.3.3)
Die Kommunikation von 
Fortschrittsberichten bzw. der 
Ergebnisse der ÖREK-Part-
nerschaften soll über verschie-
dene Veranstaltungsformate, 
die ÖROK-Homepage, die 
ÖROK-Schriftenreihe sowie 
im Rahmen der kommenden 
Raumordnungsberichte erfol-
gen. Ziel wird es dabei sein, 
den Umsetzungsprozess zu 
begleiten und Informationen 
breit zu streuen, insbesondere 
aber auch eine kontinuierliche 
Reflexion über die ÖREK-
Umsetzung und die Diskus-
sion neuer Bedarfe und An-
forderungen im breiteren 
Rahmen zu ermöglichen.� ■
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Die verfassungsmäßige Verankerung der 
nominellen Raumordnung in Österreich 
privilegiert die Länder und Gemeinden 
und benachteiligt den Bund – im Bereich 
der faktischen Raumordnung ist es umge-
kehrt. Der Bundesebene ist die nationale 
Koordinierung der EU-Strukturpolitik, 
die sektoralen Fachplanungen im Bereich 
des höheren Schulwesens, des übergeord-
neten Straßenbaus, der Eisenbahnen, des 
Militärs, der Umwelt oder des Arbeits-
marktes übertragen – alles Aufgaben, die 
für die raumstrukturelle Ordnung und 
Entwicklung Österreichs wesentlich sind.
Dass diese zersplitterte kompetenzrechtli-
che Zuordnung keine ideale Konstruktion 
darstellt, ist an vielen Stellen schon betont 
worden, aber Österreich hat gelernt, da-
mit umzugehen. „Da eine Hierarchie we-
der zwischen Bundes- und Landesplanun-
gen, noch zwischen Raum- und Fachpla-
nungen angenommen wurde und auch für 
die Gemeindeplanungen nur im Rahmen 
überörtlicher Interessen und Aufsichtsbe-
fugnisse durchsetzbar war, blieb als sys-
temkonformes Handlungsmuster für die 
Raumordnung als territoriale Gesamtord-
nung nur die Kooperation aller in Be-
tracht kommenden Planungsbefugnisse.“ 
(Pernthaler 2005, S.22).

Die ÖROK und das ÖREK
Die 1971 gegründete Österreichische 
Raumordnungskonferenz (ÖROK) ist der 
institutionelle Ausfluss dieser Kooperati-
onsstrategie. Die ÖROK ist eine von 
Bund, Ländern und Gemeinden getragene 
Einrichtung zur Koordination der Raum-
ordnung auf gesamtstaatlicher Ebene. Für 
die laufende Tätigkeit wurde beim Bun-
deskanzleramt eine Geschäftsstelle einge-
richtet, und zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
eine Stellvertreterkommission sowie the-
menorientierte Ausschüsse und Arbeits-

gruppen geschaffen, die sich aus Vertre-
tern der Gebietskörperschaften und der 
Wirtschafts- und Sozialpartner zusam-
mensetzen. Das politische Beschlussorgan 
der Raumordnungskonferenz, welches 
Empfehlungen, Konzepte und unverbind-
liche Richtlinien verabschieden kann, ist 
abermals kooperativ zusammengesetzt: alle 
Bundesminister, alle Landeshauptmänner, 
die Präsidenten des Österreichischen Städ-
tebundes und des Österreichischen Ge-
meindebundes sowie mit beratender 
Stimme auch jene der Wirtschafts- und 
Sozialpartner sind vertreten, wobei der 
Bundeskanzler den Vorsitz führt.
In der Geschäftsordnung der ÖROK fin-
det sich unter dem §1 eine taxativ aufzäh-
lende und zugleich auch erschöpfende 
Liste der wahrzunehmenden Aufgaben. 
Verkürzt zitiert: 1. Erarbeitung eines Ös-
terreichischen Raumordnungskonzepts, 2. 
Bewertung raumrelevanter Planungen und 
Maßnahmen im Hinblick auf das Öster-
reichische Raumordnungskonzept und 3. 
Raumforschung, sofern diese zur Erfül-
lung von 1 und 2 zweckmäßig ist. Die 
Ausarbeitung des Österreichischen Raum-
ordnungskonzepts, welches ab 2001 als 
Raumentwicklungskonzept bezeichnet 
wurde, stellt damit die wesentlichste Auf-
gabe der ÖROK dar, vielleicht ist es sogar 
die raison d’etre dieser Einrichtung.

Die Wirkweise des ÖREKs
Ein Raumentwicklungskonzept kann im 
komplexen Mehrebenensystem der Öster-
reichischen Raumordnung, die eben nicht 
durch Hierarchie und Top-down-Struktu-
ren gekennzeichnet ist, nicht diktatorisch 
verordnet werden. Es ist sehr viel mehr ein 
strategisches Steuerungsinstrument, dessen 
Wirksamkeit auf seiner Akzeptanz basiert. 
Die Akzeptanz kann durch Partizipation er-
zielt werden. Das ÖREK 2011 entstand 

daher im Rahmen eines sehr komplexen 
Prozesses mit sehr vielen teilnehmenden 
Personen und Institutionen. Der Text des 
ÖREKs wurde zwar vom Autor dieser Zei-
len in großen Zügen und in einer späten 
Prozessphase verfasst, die Inhalte wurden 
aber gemeinschaftlich entwickelt. In Ar-
beitsgruppen, Reflexionsrunden und 
ÖROK-Sitzungen wurden diese immer 
wieder diskutiert, verworfen und neu the-
matisiert. Die Zahl der direkt und indirekt 
beteiligten Personen am ÖREK liegt, je 
nach Zählweise, zwischen 200 und 300.
Die Akzeptanz kann auch durch themati-

Das ÖREK und die Raumordnung
Österreich verfügt über ein differenziertes System der Planung und Gestaltung der räumlichen Ordnung. 
Dieses System ist nicht aus einem Guss geformt, sondern historisch gewachsen und daher mit all den 
Widersprüchlichkeiten und Unzukömmlichkeiten ausgestattet, die einem schrittweise geformten 
Politikbereich innewohnen.
Univ.-Prof. Dr. Heinz Fassmann, Universität Wien
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sche Relevanz hergestellt werden. Das 
ÖREK greift daher nur jene Themen auf, 
die als relevant angesehen werden und als 
„Themen der Zeit“ zu verstehen sind. Die 
immer wichtiger werdende Energie-, 
Klima- und Ressourcenfrage, die Wettbe-
werbsfähigkeit des Landes im globalen 
Kontext, der demographische Wandel und 
die Adaptionen im räumlichen Kontext 
oder die Weiterentwicklung des räumlichen 

Planungssystems vor dem Hintergrund ver-
änderter räumlicher Strukturen sind die 
Themen des ÖREKs. Das ÖREK erfindet 
damit nichts Neues, sondern verstärkt und 
akzentuiert bestehende Themen und offe-
riert Maßnahmen, die als Antworten auf 
die Herausforderungen zu verstehen sind.

Inhalt und Gliederung
Im Kern besteht das ÖREK aus vier the-
matischen Kapiteln (Säulen), dazugehöri-
gen 14 Handlungsfeldern und 36 Aufga-
benbereichen. Mit den Säulen werden die 
großen Fragen gekennzeichnet, mit Hand-

lungsfeldern die thematische Fokussierung 
von Maßnahmen vorgenommen und mit 
Aufgabenbereich die konkrete Umsetzung 
von Maßnahmen skizziert. Letzteres ist 
notwendig, denn erst mit der präzisen 
Darstellung einer Maßnahme und der 
Nennung von Zuständigkeiten kann die 
konkrete Umsetzung erwartet werden. 
Das erste thematische Kapitel (Säule 1) 
betont die Notwendigkeit, die regionale 

und nationale Wettbewerbsfähigkeit durch 
raumrelevante Planungen zu sichern oder 
zu verbessern. Das ÖREK erachtet dabei 
die Erreichbarkeit und die integrierte Wei-
terentwicklung der linienhaften Infra-
struktur (Verkehr, Energie, IKT), den 
Wachstumsmotor Forschung, Technologie 
und Innovation sowie die regionale Inno-
vationspolitik als wesentlich. 
Im zweiten thematischen Kapitel (Säule 2) 
stehen die Bevölkerung und Gesellschaft 
im Mittelpunkt. Das ÖREK kennzeichnet 
dabei raumrelevante Maßnahmen, um 
den sich abzeichnenden demographischen 

Wandel bewältigen zu können. Einwande-
rungsland auf dem Weg zur Einwande-
rungsgesellschaft, Sicherung der lokalen 
und regionalen Daseinsvorsorge und de-
mographisches Wachstum qualitätsorien-
tiert bewältigen, lauten dabei die entspre-
chenden Handlungsfelder.
Im dritten thematischen Kapitel wechselt 
die Perspektive von der Gesellschaft zur 
Umwelt und es wird die Notwendigkeit 
hervorgestrichen, Umweltpolitik, Ver-
kehrspolitik und Raumentwicklungspoli-
tik sehr viel enger gekoppelt zu betrach-
ten. 
Die Handlungsfelder der Säule 3 „Klima-
wandel, Anpassung und Ressourceneffizi-
enz“ lauten: energieautarke Regionen an-
streben, Vorrangflächen zum Schutz vor 
Naturereignissen, nachhaltige Siedlungs- 
und Freiraumentwicklung sowie nachhal-
tige Mobilität.
Schließlich wird im ÖREK die raumrele-
vante Planung selbst thematisiert und ver-
stärkt kooperative und effiziente Hand-
lungsstrukturen eingemahnt. Die dazuge-
hörigen Handlungsfelder kennzeichnen 
die Programmatik: Stärkung der regiona-
len Handlungsebene, Entwicklung einer 
österreichweiten Agglomerationspolitik, 
neue Partnerschaften zwischen Land und 
Stadt und Betonung der gesamtösterrei-
chischen und europäischen Perspektiven.

Ausblick
Das Österreichische Raumentwicklungs-
konzept „ÖREK“ ist ein strategisches 
Steuerungsinstrument für die gesamtstaat-
liche Raumordnung und Raumentwick-
lung ebenso wie für jene der Länder, 
Städte und Gemeinden. Das ÖREK ist 
kein Plan, der inhaltlich detaillierte und 
kartografisch exakt verortete Nutzungen 
festlegt, sondern es ist ein gemeinsam er-
arbeitetes „Leitbild“ mit einem konkreten 
Handlungsprogramm. Es benennt The-
men, kennzeichnet die normativen Ziel-
setzungen und definiert konkrete Hand-
lungsfelder. Das ÖREK setzt dabei auf 
eine Harmonisierung der Sichtweisen und 
Maßnahmen der Stakeholder raumrele-
vanter Planungen. Das ÖREK kann damit 
steuern, ohne den Anspruch der Steue-
rung zu erheben, und es kann verbinden, 
ohne die kompetenzrechtliche Zersplitte-
rung zu beseitigen.� ■

Erreichbarkeit und Weiterentwick-
lung der linienhaften Infrastruktur 

sind ein wichtiger Faktor.  
Abbildung: Der geplante  

Hauptbahnhof Wien.
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Bei den Themen und grundsätzlichen 
Ausrichtungen können wir jedoch viele 
Ähnlichkeiten feststellen. Unterschiede 
zeigen sich vor allem in der räumlichen 
Konkretisierung, in den Entstehungspro-
zessen und in der Umsetzungsorientie-
rung. Zu den beiden letzten Punkten er-
hält das ÖREK 2011 schon jetzt internati-
onale Anerkennung.
Das Leitmotiv für das ÖREK 2011 ist 
Kooperation, basierend auf Grundhaltun-
gen wie Orientierung am Gemeinwohl 
und Solidarität. Die Philosophin Isolde 
Charim erläuterte bei der Vorstellung des 
neuen ÖREK im Rahmen der ÖROK-
Enquete am 13. Oktober 2011 die Zu-
sammenhänge und Unterschiede: „Solida-
rität ist jenes Konzept, mit dem man für 
die Unterstützung der Schwachen plä-
diert. Kooperation hingegen findet zwi-
schen starken oder zumindest gleichbe-
rechtigten Partnern statt. Sie findet auf 

Augenhöhe statt. Kooperation ist kein 
aufgeladenes Füreinander, sondern ein 
pragmatisches Miteinander. Sie bedarf nur 
der Überwindung von isolierten Vor-
gangsweisen, d.h. des Abstimmens von 
Vorgangsweisen. Genau das ist die Pers-
pektive einer gesamtösterreichischen 
Raumordnung: ein Abstimmen zwischen 
Gleichberechtigten, ein Plan ohne Hierar-
chie.“ Das ÖREK 2011 setzt den Raum 
Österreich ins Blickfeld, „für alle“.

Neue Themen
Das ÖREK 2011 enthält ein Handlungs-
programm für Bund, Länder und Ge-
meinden. Die Themen, kompakt gefasst 
in 4 Säulen, 14 Handlungsfelder und 36 
Aufgabenbereiche, sind aktuell und bieten 
Innovationen für eine nachhaltige Raum-
entwicklung. Ich möchte zwei Beispiele 
herausgreifen.

Beispiel 1:  
Entwicklung einer österreichweiten 
Agglomerationspolitik
Über zwei Drittel der Bevölkerung Öster-
reichs leben in Städten oder Agglomerati-
onen, also Räumen, in denen sich Ort-
schaften und Stadtteile an den Rändern 
und Ausfallstraßen dynamisch entwickeln 
und über die administrativen Grenzen hi-
naus zu einem Siedlungskörper zusam-
menwachsen: Räume, in denen die Men-
schen meist „städtischen“ Berufen nachge-
hen, in der einen Gemeinde wohnen, in 
anderen arbeiten, ihre Freizeit verbringen, 
sich weiterbilden, einkaufen oder Gesund-

heitsdienste beanspruchen. Sie nehmen in 
ihrem Lebensalltag die Agglomeration als 
eine Region wahr, ohne deswegen lokale 
Identitäten aufgeben zu müssen. Das 
ÖREK 2011 streicht das Aufgabenfeld 
Stadtregionen erstmalig deutlich hervor 
und strebt eine Kooperationsplattform an, 
die den Stadtregionen (und nicht nur den 
Kernstädten) eine Möglichkeit zum Inter-
essenaustausch und zur Klärung inhaltli-
cher Fragen gibt, beispielsweise zur Stadt-
Umland-Kooperation oder zur zukünfti-
gen gemeinsamen Positionierung.
Anders als in Österreich ist Raumordnung 
in den Nachbarstaaten auch auf Ebene des 
Bundes angesiedelt, wodurch eine Städte- 
und Agglomerationspolitik mit entspre-
chenden Förderungen in das Portfolio ge-
samtstaatlicher Aufgaben gehört. Beispiele 
sind Städtebauförderung und die Förde-
rung von Modellvorhaben der Raumord-
nung durch die Bundesrepublik Deutsch-
land. Eine bewusste Agglomerationspoli-
tik betreibt die Schweiz bereits seit 2001. 
Der Bund stellt technische und finanzielle 
Unterstützung für die Durchführung in-
novativer Modellvorhaben in Gemeinden 
und Kantonen bereit.
Das Agglomerationsprogramm spiegelt 
sich auch im Entwurf des Schweizer 
Raumkonzepts wider, das zwölf Hand-
lungsräume unterscheidet: vier großstäd-
tisch geprägte (Zürich, Basel, Bassin Lé-
manique und die Hauptstadtregion), fünf 
klein- und mittelstädtisch geprägte (Lu-
zern, Città Ticino, Jurabogen, Aareland, 
Nordostschweiz) sowie drei alpin geprägte 

Das ÖREK 2011 im Vergleich mit 
den Raumentwicklungskonzepten 
der Nachbarstaaten
Österreich hat mit dem ÖREK 2011 unter allen Nachbarstaaten das jüngste nationale 
Raumentwicklungskonzept. Mit Ausnahme von Italien verfügen alle unsere Nachbarn über gültige 
Dokumente, die auf die räumliche Ordnung, Entwicklung und Gestaltung des gesamten Staatsgebietes 
ausgerichtet sind. Die beschlossenen und publizierten Dokumente haben unterschiedliche Titel. Sie 
werden als Strategie, Leitbild, Konzept, Perspektive, Plan oder Politik zur Raumentwicklung bezeichnet. 
Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Sibylla Zech, stadtland GmbH und TU Wien
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(Gotthard, Südwestschweiz und Südost-
schweiz). Das Raumkonzept behandelt 
kartografisch und textlich die zwölf 
Räume und deren Herausforderungen 
und führt jeweils spezifische, strategische 
Stoßrichtungen für die räumliche Weiter-
entwicklung an. Zu einer derart konkre-
ten Adressierung von Räumen konnte 
man sich im ÖREK nicht durchringen, 
der Raumbezug bleibt generell.

Beispiel 2:  
Energieeffizienz durch  
raumplanerische Maßnahmen  
steigern („Energieraumplanung“)
Dieser Aufgabenbereich steht in engem 
Zusammenhang mit dem im ÖREK ange-
strebten Bild der „Smart City“. Innovatio-
nen in den Bereichen Verkehr, Energie, 
Wirtschaft und Governance stehen im 
Zentrum der Smart City und, weiterge-
dacht, der Smart Region. Der Raum- und 
Stadtplanung kommt in Fragen der Ener-
gieeffizienz von Siedlungs- und Bebau-
ungsstrukturen, Mobilitätsangeboten, Lei-
tungsinfrastrukturen und der Sicherung 

von Flächen für die Produktion und Ver-
teilung erneuerbarer Energien eine Schlüs-
selrolle zu. Die Raumplanung ist gefor-
dert, Kriterien für die Ausweisung von 
Flächen und Standorten zu entwickeln 
und in Zonierungen umzusetzen, wie dies 
beispielsweise im Burgenland für Wind-
kraftanlagen bereits geschehen ist.
Das ÖREK 2011 betont die Chance für 
neue Partnerschaften zwischen Land und 
Stadt. Das Land wird nicht als „Diener 
der Stadt“ gesehen, sondern als aktiver 
und gleichwertiger Partner einer integrier-
ten Raumentwicklung. Ganz besonders 
deutlich wird die Rolle von ländlich ge-
prägten Räumen in der Frage der künfti-
gen Bereitstellung von erneuerbaren Ener-
gien wie Wind, Solar, Wasserkraft, Bio-
masse und Geothermie. Hier wird das 
Land zum Zentrum für Wirtschaft und 
Innovation. Anpassung an den Klimawan-
del und Beiträge zum Klimaschutz kom-
men in den jüngeren europäischen Raum-
konzepten durchwegs prominent vor. Ös-
terreich ist schon einen Schritt weiter ge-
gangen, indem für die Umsetzung eine 

ÖREK-Partnerschaft zur Energieraum
planung ins Leben gerufen wurde.

Prozess und Umsetzung
Indem sich das ÖREK 2011 nicht nur als 
Dokument, sondern auch als Prozess defi-
niert, unterscheidet es sich deutlich von 
bisherigen Konzepten. Das ÖREK 2011 
wurde von 2009 bis 2011 in einem breit 
angelegten, zielgerichteten Fachdialog mit 
Dialoggruppen aus der Verwaltung, der 
Wissenschaft und Praxis sowie Interessen-
vertretungen erstellt. Die Besonderheit, 
auch im Vergleich zu anderen Raument-
wicklungskonzepten in Europa, ist, dass die 
Umsetzung im Konzept nicht nur voraus-
gedacht, sondern bereits mit sogenannten 
ÖREK-Partnerschaften initiiert wurde. So 
konnten mit der Präsentation des Konzepts 
bereits mehrere Partnerschaften zwischen 
Bundes- und Landesbehörden, Städten und 
Gemeinden, Unternehmen und der Zivil-
gesellschaft, vorgestellt werden. Modellbei-
spiele für die Umsetzung des ÖREK 2011 
sollen laufend vor den Vorhang gebeten 
und publiziert werden.� ■

Verabschiedung durch die Partner 
aller drei Staatsebenen: Bund, 
Kantone, Gemeinden

Von der Österreichischen 
Raumordnungskonferenz beschlossen

Von der Regierung genehmigt

Von der Regierung per Dekret erlassen 

Von der Ministerkonferenz für 
Raumordnung beschlossen

Von der Regierung per Dekret erlassen

Von der Nationalversammlung 
beschlossen

Von der Regierung beschlossen

-

voraussichtlich Anfang 2012

2011

2011

2009

2006

2005

2004

2001

-

Raumkonzept Schweiz

Österreichisches 
Raumentwicklungskonzept ÖREK 2011

Landesrichtplan

Politika územního rozvoje Ceské republiky / 
Räumliche Entwicklungspolitik der Tschechischen Republik

Leitbilder und Handlungsstrategien für die 
Raumentwicklung in Deutschland

Országos Területfejlesztési Koncepció / 
Nationales Raumentwicklungskonzept 

SDSS Spatial Development Strategy of Slovenia

Koncepcia územného rozvoja Slovenska /
Slowakische Perspektive der räumlichen Entwicklung

Kein Raumentwicklungskonzept auf nationaler Ebene

Schweizerische
Eidgenossenschaft

Republik Österreich

Fürstentum Liechtenstein

Tschechische 
Republik

Bundesrepublik 
Deutschland

Republik Ungarn

Republik Slowenien

Slowakische Republik

Italienische Republik

Übersichtstabelle Nationale Raumkonzepte: Österreich und Nachbarländer (Eigene Zusammenstellung, geordnet nach Beschlussjahr)
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Ziel ist es, die Gemeindefinanzen umfas-
send zu analysieren. Der Praxisplaner 
übernimmt dabei einen automatischen 
Transfer der doppischen Rechnungsab-
schlüsse der ausgegliederten Betriebe in 
einen Analyseraster, der sich an der Lo-
gik des Voranschlags- und Rechnungs-
querschnitts der Gemeinden orientiert. 
So können die Gemeinden und die aus-
gegliederten Betriebe gemeinsam darge-
stellt werden. 
Nach Eingabe des Voranschlags- und 
Rechnungsquerschnittes der Gemeinde 
und weniger Eckdaten ausgegliederter 
Betriebe (z.B. Bilanzsumme, Anlagever-
mögen, Eigenkapital, Abschreibung) 
wird eine gemeinsame Übersicht erstellt 
(siehe Abbildung).

Analysemöglichkeiten
Die AnwenderInnen des Tools können da-
mit beurteilen, inwiefern die geplanten In-
vestitionen und Tilgungen der Gemeinde 
und der ausgegliederten Betriebe aus Über-
schüssen des laufenden Betriebs möglich 
sind bzw. ob und in welchem Ausmaß eine 
Finanzierung durch Fremdkapital oder an-
dere Kapitalquellen erforderlich ist.
Zusätzlich wird die Entwicklung von Ver-
mögen und Schulden dargestellt, und au-
tomatisch aufbereitet, aus welchen Quellen 
der Vermögenszuwachs der Vergangenheit 
finanziert wurde bzw. voraussichtlich in 
der Zukunft finanziert wird. Ferner wird 
dargestellt, welche Vermögenspositionen 
im Detail in der Vergangenheit gewachsen 
sind bzw. zukünftig wachsen werden.

Die Zielgruppe
Der Erweiterte Haushalts-Check basiert 
auf einer Excel-Arbeitsmappe, die ohne 
besondere Vorkenntnisse befüllt werden 
kann. 
Die Arbeitsmappe steht Mitgliedern des 
KDZ und des Österreichischen Städtebun-
des sowie Gemeinden, die von der Bank 
Austria empfohlen werden, kostenlos zur 
Verfügung.� ■

Erweiterter Haushalts-Check
Mit dem neuen KDZ-Praxisplaner „Erweiterter Haushalts-Check“ wird ein rascher, 
möglichst einfacher und aussagekräftiger Überblick über die finanzielle Situation 
einer Gemeinde unter Berücksichtigung der ausgegliederten Betriebe geschaffen.

Infos:
Download: www.praxisplaner.at bzw. 
KDZ-Mitgliederplattform;
Kontakt: Mag. Manuel Köfel, 
Tel.: +43 1 8923492-38, 
E-Mail: koefel@kdz.or.at
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Andere Tickets werden aliquot angepasst, 
Informationen dazu folgen zeitgerecht.

Die Tarifreform der Wiener Linien 
macht deutlich: Künftig macht es noch 
mehr Sinn, vom Auto auf die umwelt-
freundlichen Öffi s umzusteigen. Denn: 
VielfahrerInnen sind ab 1. Mai 2012 
noch günstiger mit U-Bahn, Bus und 
Bim in Wien unterwegs.

Auch in Zukunft gilt: Gewohntes Service 
und weitere Investitionen  

Service und Angebot der Wiener Linien stehen 
auch in Zukunft in gewohntem Ausmaß zur 
Verfügung. Mehr noch: Die Investitionen in 
sichere und moderne Öffi s können auch künftig 
fortgesetzt werden. Von 2011 bis 2015 investieren 
die Wiener Linien 2,4 Milliarden Euro in den 
öffentlichen Verkehr in Wien. Damit ist 
beispielsweise der U-Bahn-Ausbau gesichert, 
die U2-Verlängerung in die zukünftige Seestadt 
Aspern wird 2013 fertiggestellt. Seit den 1970er 
Jahren wurden 8 Mrd. Euro in den U-Bahn-Ausbau 
investiert, im vergangenen Jahr allein 300 Mio. 
Euro. Auch die weitere Aufstockung und 
Modernisierung der Zug- und Busfl otte wird 
fortgeführt – im Vorjahr wurden beispielsweise 
acht neue U-Bahn-Züge, 19 Niederfl urstraßen-
bahnen oder 43 Niederfl urbusse angeschafft. 
Die Modernisierung wird auch in den Stationen 

Die Stadt gehört Dir.

Weitere Informationen erhalten Sie an den Infostellen der Wiener Linien, 
unter der Serviceline 01 / 7909 100 oder unter www.wienerlinien.at

Neue Tarife: Öffentliche Verkehrsmittel 
in Wien werden günstiger.

Ab wann gelten die neuen Preise?

Die neuen Tarife gelten ab 1. Mai 2012 bzw. 
1. Jänner 2012 für die Jahreskarte SeniorInnen. 
Bis dahin zahlt jeder den gewohnten Tarif für 
den Fahrschein. 

fortgeführt: So ist die Revitalisierung der 
Unterpfl asterstraßenbahn oder die Erneuerung 
der Karlsplatz Passage bereits in vollem Gange. 

Wiener Öffi s werden günstiger

Öffi -Fahren in Wien heißt, hervorragenden 
Service genießen zu können: U-Bahn-Intervalle 
von zwei bis drei Minuten in Stoßzeiten, 
moderne Züge, ein hohes Maß an Barrierefreiheit, 
laufender Ausbau von Netz und Angebot – das 
gibt es in vielen anderen Städten nicht! Und 
auch nach der Tarifreform bleiben die Öffi s in 
Wien deutlich günstiger als in vergleichbaren 
Städten: So zahlen Fahrgäste in München € 594,–, 
in Frankfurt € 748,– und in Köln gar € 798,– für 
die Jahreskarte. 

Schwarzfahren zahlt sich jetzt noch 
weniger aus!

Wer ohne Fahrschein erwischt wird, muss 
– im Interesse der zahlenden KundInnen – 
tiefer in die Tasche greifen! Ab 1. Mai 2012 
kostet Schwarzfahren € 100,– bei Zahlung 
binnen drei Tagen! 

Viele Vorteile für die Wiener Fahrgäste

> Mit der neuen Jahreskarte um € 365,– sind 
 die VielfahrerInnen künftig noch günstiger 
 unterwegs, und zwar nutzen sie das gesamte
  Öffi -Netz jetzt um nur € 1,– pro Tag.
> Der Preis für die Jahreskarte SeniorInnen 
 bleibt unverändert, ab 1. Jänner 2012 gilt die 
 Jahreskarte allerdings für Frauen UND 
 Männer ab 60 Jahren!
> Die Tickets für Studierende werden fairer 
 gestaltet und auch RadfahrerInnen sparen 
 Geld: Sie nehmen ihr Rad künftig kostenlos 
 in den Öffi s mit.
> Auch die Monatskarte wird billiger, sie kostet 
 ab Mai 2012 nur mehr € 45,– statt € 49,50.

Die wichtigsten Änderungen für Sie im Überblick

 bis 30.4.2012 ab 1.5.2012 

Jahreskarte (bei Einmalzahlung) € 449,00  € 365,00

Einzelfahrschein €  1,80 € 2,00

Mitnahme Fahrrad €  0,90 kostenlos

330365WL_Adv_Tarife_OeGemeinedezeitung_180x256_NP.indd   1 21.10.11   09:01
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Die Strategie für Good Governance und 
Innovation wurde vom Europarat im 
März 2009 beschlossen und soll die euro-
päischen Kommunen dabei unterstützen, 
sich in Richtung Good Governance wei-
ter zu entwickeln und offener für Innova-
tionen zu werden. Kern der Strategie sind 
zwölf Prinzipien von Good Governance, 
die die Grundwerte der europäischen De-
mokratie zusammenfassen und die An-
forderungen für eine gute demokratische 
Regierungsführung abbilden. Diese rei-
chen von fairen Wahlen bis hin zu einem 
integrierten Finanzmanagement. Alle 
Prinzipien berühren das Zusammenwir-
ken von Politik und Verwaltung sowie 
das Verhältnis der Kommunen zu den 
BürgerInnen und der Öffentlichkeit. Ziel 
der Strategie und des Labels für Good 
Governance und Innovation ist es, dass 
sich die Städte Europas freiwillig zu die-
sen zwölf Prinzipien der guten Regie-
rungsführung und der Innovation beken-
nen und im Sinne von Good Governance 
weiterentwickeln.
Die Auszeichnung (Label) für Good 
Governance und Innovation geht aus der 
Europastrategie hervor und ist ein unter-
stützendes Instrument, das europäischen 
Städten die kontinuierliche Verbesserung 
der Regierungsführung und das Steigern 
der Innovationskraft erleichtern soll. 
Städte, welche das Label beantragen, ha-
ben eine Selbstevaluierung anhand vorge-
gebener Kriterien durchzuführen. Da-
nach überprüfen externe ExpertInnen, ob 
das Label verliehen werden kann. Diese 
externen Label-ExpertInnen sind erfah-
rene PraktikerInnen und Wissenschafte-
rInnen aus dem kommunalen Bereich.

Die Evaluierung
Als Basis des Label-Prozesses dienen drei 
standardisierte Fragebögen, die vom Eu-
roparat definiert worden sind. Der erste 

Fragebogen beschäftigt sich mit dem Rei-
fegrad der Kommune im Bezug auf Good 
Governance und Innovation. Dabei wer-
den alle zwölf Prinzipien beleuchtet. Eine 
BürgerInnenbefragung erhebt im Rah-
men des Prozesses zum Label für Good 
Governance und Innovation die Sicht-
weise der BürgerInnen und KundInnen. 
Der zweite Fragebogen gibt ein inhaltli-
ches Raster der Befragung vor. Fragebo-
gen Nr. 3 erhebt die Sichtweise der Kom-
munalpolitikerInnen.
In einigen europäischen Staaten, wie z.B. 
Norwegen, Belgien und den Niederlan-
den, wird das Label für Good Gover-
nance und Innovation bereits eingesetzt. 
In Österreich hat der Städtebund als ers-
ten Schritt die Strategie für Good Gover-
nance und Innovation angenommen und 
das KDZ-Zentrum für Verwaltungsfor-
schung beauftragt, das Label ab 2012 den 
österreichischen Städten anzubieten. Das 
KDZ-Zentrum für Verwaltungsfor-
schung tritt dabei als Label-Organisation 
auf.
Ein fiktiver Testlauf der Labelinhalte fand 
in Österreich bereits in Form eines Plan-
spiels durch Studierende des Manage-
ment Center Innsbruck (MCI) gemein-
sam mit dem Magistrat Innsbruck statt. 
Das MCI wird seine Erfahrungen und 
sein Know-how in den österreichweiten 
Labelprozess für Good Governance und 
Innovation einbringen.

Wie kommt die Stadt zum Label?
Der Weg zum Label für Good Gover-
nance und Innovation kann folgender-
maßen umrissen werden. 
1. Zuerst erfolgt die Antragstellung 
durch die Stadt: Die interessierte Stadt 
beantragt die Verleihung des Good 
Governance-Labels beim KDZ und führt 
die Selbstbewertung durch. Dann erfolgt 
die Auswahl der Label-ExpertInnen: 

Zwei Label-ExpertInnen werden ausge-
wählt, um die Selbstbewertung der Stadt 
zu prüfen. Dabei soll jeweils eine kom-
munale Praktikerin/ein kommunaler 
Praktiker mit einer Wissenschafterin/ei-
nem Wissenschafter zusammenarbeiten. 
2. Vor-Ort-Besuch der Label-ExpertIn-
nen: Sie analysieren die übermittelten 
Unterlagen und führen einen ein- bis 
zweitägigen Vor-Ort-Besuch durch. Da-
bei wird geprüft, ob die Ergebnisse der 
Selbstbewertung, der Bürgerbefragung 
sowie der Erhebung bei den Gemeinderä-
tInnen nachvollziehbar sind, und ob die 
Stadt den Weg zu Good Governance und 
Innovation eingeschlagen hat. 
3. Feedback-Bericht und der Verleihung 
des Good Governance-Labels: Auf Basis 
der vorangegangenen Schritte kann das 
Label verliehen werden. Derzeit befindet 
sich das Label im Vorbereitungsstadium. 
Anfang 2012 soll dieses den Städten zur 
Verfügung stehen. Die ersten Informati-
onsunterlagen sind unter „www.kdz.or.at“ 
abrufbar. � ■

Label für Good Governance und Innovation
Moderne kommunale Verwaltungs- und Regierungsführung – Good Governance und Innovation –  
wird durch den Europarat mit dem „Label für Good Governance und Innovation“ ausgezeichnet.  
Ab 2012 können auch österreichische Gemeinden, die Good Governance und Innovation bereits  
im hohen Maße leben, das neue europäische Label beantragen.
Bernadette Malz und Thomas Prorok, KDZ-Zentrum für Verwaltungsforschung

Prinzipien von Good Governance:
Prinzip 1 – Durchführung fairer Wahlen, 
Repräsentation und Partizipation
Prinzip 2 – Ansprechbarkeit
Prinzip 3 – Effizienz und Effektivität
Prinzip 4 – Offenheit und Transparenz
Prinzip 5 – Rechtsstaatlichkeit
Prinzip 6 – Ethisches Verhalten
Prinzip 7 – Kompetenz und Kapazität
Prinzip 8 – Innovation und Offenheit für Wandel
Prinzip 9 – Nachhaltigkeit und langfristige Aus-
richtung
Prinzip 10 – Solides Finanzmanagement
Prinzip 11 – Menschenrechte, kulturelle Vielfalt 
und sozialer Zusammenhalt
Prinzip 12 – Rechenschaftspflicht
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Bereits im Rahmen der Erarbeitung des 
ÖREK 2011 schien mir die Arbeits-
gruppe 2 „Bevölkerung und Gesell-
schaft“, in die ich vom Städtebund ent-
sandt worden war, besonders interessant. 
Dies umso mehr, als kurz vorher in Inns-
bruck durch Änderungen auf politischer 
Ebene der Arbeitsbereich Integration 
dem Amt für Stadtplanung und Stadtent-
wicklung zugeordnet worden war. Eine 
bisher unübliche, meiner Meinung nach 
aber spannende und zukunftsträchtige 
Kombination, sind doch sowohl Stadt- 
und Raumplanung als auch Integration 
zwei Querschnittsmaterien, die sich mit 
den spezifischen Bedürfnissen aller in ei-
nem Raum lebenden Menschen befassen 
und damit auch ein gedeihliches Zusam-
menleben einer immer vielfältiger wer-
denden Gesellschaft zum Ziel haben.

Koordination von Stadtplanung 
und Integration
Wie genau das Zusammenwirken der 
beiden Arbeitsbereiche aussehen könnte, 
welchen Beitrag Raumplanung zur Integ-
ration aller unterschiedlichen Gruppen 
leisten könnte, und mit welchem Instru-
mentarium – das blieb noch sehr un-
scharf. Diese Unsicherheit zeigte sich in 
der eingangs genannten Arbeitsgruppe, 
ebenso wie in jener, die die ÖREK-Part-
nerschaft „Vielfalt und Integration im 
Raum“ vorzubereiten hatte. Mehr als in 
den anderen Arbeitsgruppen, die sich auf 
fachlich gesichertem Terrain bewegten, 
mussten lange, manchmal auch mühsame 
Diskussionen zwischen den VertreterIn-
nen der beiden „Seiten“ geführt werden, 
um die jeweils „andere“ Sichtweise ver-
stehen bzw. eine gemeinsame Herange-
hensweise finden zu können. Die unter-
schiedlichen „Fachsprachen“, die Suche 
nach der einvernehmlichen Definition 
von wichtigen Begriffen werden uns wohl 
noch weiter beschäftigen.

Lebensumstände, Bedürfnisse 
und Potenziale berücksichtigen
Eine Erkenntnis des vom Bundeskanzler-
amt veranstalteten „Forum Integration im 
Raum“ zur Raumrelevanz der Integrati-
onspolitik im Dezember 2010 war, dass in 
der Raumentwicklung Tätige oft noch zu 
wenig Wissen über die räumlich, sozial 
und kulturell differenzierten Lebensum-
stände, Bedürfnislagen und Potenziale der 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen ha-
ben, um sie ausreichend in ihr planeri-
sches Denken und Handeln einbeziehen 
zu können. Deshalb bedarf es der Verbrei-
terung der Wissensbasis und deren Aufbe-
reitung für die Raumpolitik, ebenso wie 
eines kontinuierlichen Austausches und 
der Vernetzung der relevanten Akteur

Innen aus Raum- und Integrationspolitik. 
Über dieses Aufgabenfeld hinaus wird sich 
die Umsetzungspartnerschaft besonders 
auch mit der notwendigen Qualität (parti-
zipativer) räumlicher Entwicklungspro-
zesse befassen und die Erkenntnisse mög-
lichst umsetzungsorientiert für die Praxis 
aufbereiten.

Fazit
Insgesamt hat sich die ÖREK-Partner-
schaft „Vielfalt und Integration im Raum“ 
einen ambitionierten Arbeitsauftrag gege-
ben, gerade deshalb lohnt sich eine Betei-
ligung, auch wenn der erforderliche Ein-
satz manchmal mit den übrigen Aufgaben 
in einer Verwaltung nicht leicht zu verein-
baren ist.� ■

ÖREK – Bevölkerung und Gesellschaft
In Innsbruck wurde die Integration dem Amt für Stadtplanung und Stadtentwicklung organisatorisch 
zugeordnet. Die Folge sind interessante und zukunftsträchtige Überschneidungen dieser Fachbereiche.
Dipl.-Architektin Erika Schmeissner-Schmid

In Innsbruck gibt es ein Amt für Stadtplanung, Stadtentwicklung und Integration.
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Dieses Pilotprojekt wurde mit den Sys-
tempartnerInnen Stadt, Land, den großen 
gemeinnützigen Wohnbauträgern der 
Stadt und des Landes entwickelt und vom 
Nahraum- und Gemeinwesenentwick-
lungsspezialisten „ProTeam“ aus Vorarl-
berg begleitet. Ziel war eine Identifizie-
rung möglicher Probleme. Die Stadt Inns-
bruck war durch die Wohnungsstadträtin, 
dem Referenten der Wohnungsvergabe, 
dem Amtsvorstand für Wohnungsservice 
und der Leiterin der Integrationsstelle ver-
treten, um eine breite Sichtweise zu entwi-
ckeln und das entsprechende Fachwissen 
einzubringen.

Integration mit  
Strukturmaßnahmen verbessern
Das Projekt hat sich zur Aufgabe gestellt, 
die Qualität des Zusammenlebens in ge-
meinnützigen Wohnanlagen zu verbes-
sern. Die Innsbrucker Bürgermeisterin 

Mag.a Christine Oppitz-Plörer dazu: „Aus 
meiner Sicht kann das höchste Ziel einer 
Stadt, nämlich den sozialen Frieden zu si-
chern, nur dadurch erreicht werden, dass 
ein respektvoller und anerkennender Um-
gang miteinander gepflegt und alle Maß-
nahmen, die dafür erforderlich sind, un-
terstützt werden. Im Wohnbereich ist Be-
gegnung unumgänglich, daher muss be-
achtet werden, dass Begegnungsräume das 
Miteinander und Füreinander fördern 
und nicht behindern, und gegenseitig Ver-
ständnis für die kulturellen Unterschiede 
entwickelt werden kann. Vielfalt, wie sie 
in Wohnanlagen sichtbar wird, kann als 
Bereicherung und Chance gesehen wer-
den. Und dafür wird die Stadt Innsbruck 
Initiativen setzen, die sich aus dem Projekt 
durch den sensibilisierten Blick entwi-
ckeln. Die Erkenntnisse aus dem Projekt 
müssen sowohl bei Neubesiedelungen als 
auch bei Altbeständen Berücksichtigung 
finden.“ Bürgermeisterin Mag.a Oppitz-
Plörer begründet damit die starke Beset-
zung der Stadt mit drei Verwaltungs
bediensteten und der politisch Verant-
wortlichen.

Eine aktuelle Wohnungsstudie
Ziel des Pilotprojekts war, die Qualität des 
Zusammenlebens zu verbessern und dabei 
alle Strukturen unabhängig von Unter-
schieden in Alter, Kultur, Religion, Bil-
dung, wirtschaftlichem oder sozialem Sta-
tus möglichst analytisch zu betrachten 
und lösungsorientiert miteinander zu be-
arbeiten – unter Einbringung aller Sicht-
weisen, die die Projektsteuerungsgruppe 
so wertvoll gemacht haben. Das Ergebnis 
dieser „Wohnungsstudie“ findet sich in 
den gemeinsam entwickelten Handlungs-

möglichkeiten wieder, die als Grundlage 
für jede Neubesiedelung Gültigkeit haben, 
aber auch den Versuch nicht scheuen, be-
stehende Wohnanlagen durch diese Er-
kenntnisse zu bereichern.
Bei der Durchführung des Projekts wur-
den drei Wohnanlagen (gesamt 236 Woh-
nungen und 712 BewohnerInnen) in un-
terschiedlichen Stadtteilen mit ähnlichen 
Strukturen im Besiedelungsspiegel ausge-
wählt um ein repräsentatives Ergebnis zu 
erzielen. Eine ausführliche Wohnumfeld-
analyse wurde in allen ausgewählten 
Wohnanlagen als Grundlage durchgeführt 
und zusätzlich wurden je 40 Interviews 
geführt. Parallel dazu wurde eine eigene 
Kinder- und Jugendbefragung gemacht, 
mit dem Ziel, Positives aber auch Proble-
matisches hervorzuheben.

Aktionsgruppen fördern  
Eigenverantwortung
Nach der Auswertung dieser ersten 
Schritte durch ProTeam konnten insge-
samt 14 Problembereiche, die in allen drei 
Wohnanlagen zu finden waren, in der 
Projektsteuerungsgruppe beschrieben wer-
den. In weiterer Folge gab es erste „Haus-
gespräche“ in allen drei Wohnanlagen, bei 
der die jeweils zuständige Hausverwal-
tung, Frau Stadträtin, die städtischen Be-
diensteten der unterschiedlichen Bereiche 
und die MitarbeiterInnen von ProTeam 
als ModeratorInnen und Tischmoderator
Innen anwesend waren. Dabei wurden 
nach der Präsentation durch ProTeam die 
einzelnen Problemfelder diskutiert bzw. 
die Vorgangsweise zu deren Bearbeitung 
und Behebung in der Projektsteuerungs-
gruppe festgelegt. Um die Eigenverant-
wortung der BewohnerInnen zu wecken 

Stadtentwicklung und  
Integration in Innsbruck
Das Projekt „Gemeinsam wohnen, gemeinsam leben“ wurde in Innsbruck bereits im September 2009 
auf Initiative der Wohnungsstadträtin, Dr.in Marie-Luise Pokorny-Reitter gestartet und im Jahr 2010 als 
EU-Projekt durchgeführt. Grund für das Projekt war der Vorwurf, dass Probleme in Wohnanlagen durch 
den hohen Anteil an MigrantInnen und die Vergabepraxis der Stadt entstehen würden.
Notburga Troger, Stadtplanung, Stadtentwicklung und Integration, Magistrat Innsbruck

Bei regelmäßigen Treffen wurden Probleme 
und Lösungsvorschläge diskutiert. 
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und zu stärken, wurde bereits angeregt, 
„Aktionsgruppen“ aus allen Wohnanlagen 
zu bilden. Dabei wurde versucht, sowohl 
auf soziale Ausgewogenheit als auch auf 
die Beteiligung von MitbewohnerInnen 
anderer Herkunft zu achten.

Starke Beteiligung  
der BewohnerInnen
Diesen Aktionsgruppen wurden im Pro-
jekt Aufgaben übertragen, z.B. regelmä-
ßige Treffen zu organisieren, Problemfel-
der zu diskutieren und eigene Lösungsvor-
schläge in den weiteren Hausgesprächen 
zu präsentieren. Auf diese Weise konnten 
Probleme rasch aufgenommen und vor al-
lem im Instandsetzungsbereich rasch ge-
löst werden. Insgesamt wurden auf die 
vorher beschriebene Art in jeder Wohnan-
lage drei Hausgespräche durchgeführt, die 
stets durch ProTeam moderiert wurden, 
und somit die Grundlage für die Umset-
zung in der Projektsteuerungsgruppe ge-
legt wurde. Die Ideen und Lösungsvor-
schläge der Aktionsgruppen wurden auch 
in die Handlungsmöglichkeiten eingear-
beitet, sodass man im Prozess jedenfalls 
von einer starken Beteiligung der Mieter
Innen sprechen kann. Beteiligung führt, 
so hat das Projekt gezeigt, zu einem er-
höhten Interesse der Mitgestaltung. Das 
Anhören der MieterInnen hat dazu ge-

führt, dass sich die BewohnerInnen ernst 
genommen fühlten und daher ihre Mitar-
beit gerne angeboten haben. Weiters war 
im Prozess bemerkbar, dass das Interesse, 
sich kennen zu lernen, gesteigert wurde, 
was sich auch an der Beteiligung der 
Hausfeste, die auch in jeder Anlage statt-
fanden, gezeigt hat. Ein wesentlicher Fak-
tor des Wohlfühlens in der neu geschaffe-
nen Gemeinsamkeit war auch, die Kinder 
und Jugendlichen in das Projekt mit ein-
zubinden. In diesem Zusammenhang sei 
auch erwähnt, dass sich ein Spielplatzpäd-
agoge mit den Befindlichkeiten der Kin-
der und den Wünschen nach veränderba-
ren Spielplätzen (Spielplatz für verschie-
dene Altersgruppen) beschäftigt hat und 
die Beteiligung der Kinder groß und be-
geistert war.

Ergebnisse des Projekts
Die Idee, alle Erfahrungen und Erkennt-
nisse in einem gemeinsamen Buch mit 
Handlungsmöglichkeiten für Kommunen 
zu sammeln, hat sich als sehr positiv her-
ausgestellt. Das Interesse der Gemeinden 
und Städte hat den Weg, den Innsbruck 
gewählt hat, als richtig bestätigt. Die nach 
Problemfeldern zusammengestellten 
Handlungsmöglichkeiten erfassen alle un-
terschiedlichen AkteurInnen in ihren spe-
ziellen Handlungsfeldern, Kommunen, 

Hausverwaltungen und BewohnerInnen. 
Die umfassenden Überlegungen finden in 
allen Ebenen ihren Niederschlag und er-
möglichen gleichzeitig jeder Stadt oder 
Gemeinde, auf die eigenen Gegebenheiten 
bezogen zu agieren. Es besteht einerseits 
die Möglichkeit, bei Neuvergaben von ge-
meinnützigen Wohnungen die zugewiese-
nen BewohnerInnen bereits in einem sehr 
frühen Stadium einzubinden (Einzugsbe-
gleitung), andererseits ermöglichen die 
verfassten Überlegungen auch, in beste-
hende Wohnanlagen lösungsorientiert ein-
zugreifen und Verbesserungen im Zusam-
menleben durch Information und die För-
derung von Kommunikation zu erwirken. 
Aus den unterschiedlichen Gegebenheiten 
leiten sich erforderliche Maßnahmen ab, 
die sich in kleinen Nachfolgeprojekten vor 
Ort nach den Bedürfnissen der Bewohne-
rInnen richten. Ein solches erfolgreiches 
Projekt kann z.B. das Angebot eines sehr 
niederschwelligen Sprachangebotes vor 
Ort sein, das vor allem Frauen mit Kin-
dern oder Frauen, die vielleicht schon 
lange im Land sind, aber noch keinen 
Sprachkurs besuchten, als Anreiz angebo-
ten werden kann. Der Innsbrucker Weg 
hat gezeigt, dass bedarfsorientierte Ange-
bote durchaus gut genützt werden und ei-
nen großen Beitrag zu gegenseitigem Ver-
ständnis leisten.� ■

Zur Sicherung des sozialen Friedens sollen in Innsbruck Problemfelder frühzeitig erkannt und entschärft werden.
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Städte sind seit jeher Brennpunkt von In-
novation und Fortschritt, ein Schmelztie-
gel unterschiedlicher Ethnien und Kultu-
ren und einem permanenten Wandel un-
terworfen. Sie sind sowohl die Motoren 
der wirtschaftlichen Dynamik, als auch 
Labors für gesellschaftliche und soziale 
Entwicklungen. Auch heute stehen 
Städte vor großen Umbrüchen: Immer 
mehr Menschen leben in Städten und 
Metropolregionen – im EU-Raum mitt-
lerweile 80 Prozent der BürgerInnen, 
und davon etwa 60 Prozent in größeren 
Ballungsgebieten. Europa weist zudem 
im Vergleich mit anderen Kontinenten 
eine sehr hohe Dichte an städtischen 
Strukturen auf.
Die Entwicklung der europäischen Metro-
polen spielt eine entscheidende Rolle für 
die Zukunft Europas. Zukunftsaufgaben 
wie Bewältigung von Globalisierungsfol-
gen, Klimaschutz, neue Technologien oder 
Integration können mit großer Wahr-
scheinlichkeit am besten in Agglomerati-
onsräumen bewältigt werden. In wichti-
gen Politikfeldern – wie z.B. Arbeitsmarkt, 
Infrastruktur, Mobilität, Bildung, Umwelt 
oder Sicherheit – sind Städte wesentliche 
Akteure in der politischen Entscheidungs-
findung; und nicht zuletzt auch im Rah-
men der Umsetzung der „Europa 
2020“-Strategie, die auf ein intelligentes, 
nachhaltiges Wachstum fokussiert.

Städte sollen Smart Cities werden
Städte tragen nicht nur stark zum Klima-
wandel bei und sind davon besonders be-
troffen – auch die Lösungskompetenz 
und die Potenziale für wirksame Maß-
nahmen sind hier in hoher Dichte vor-

handen. Die Vorgaben der Europäischen 
Union zur Bewältigung der anstehenden 
Probleme lassen eine neue Dynamik für 
die Stadtentwicklung erwarten. Unter 
dem Titel „Smart Cities“ werden derzeit 
europaweit vielfältige Aktivitäten geprüft, 
um die sehr engagierten Klimaschutzziele 
auch auf städtischer Ebene zu erreichen. 
Auch hier hat Wien beste Voraussetzun-
gen, zu einem international führenden 
Vorbild zu werden.
Städte haben sich allerdings nicht nur 
vielfältigen geänderten Rahmenbedin-
gungen zu stellen. Viele der Entscheidun-
gen, die auf EU-Ebene getroffen werden, 
haben auch beträchtliche Auswirkungen 
auf die Städte. Demgegenüber steht, dass 
Städte und Stadtregionen auf EU-Ebene 
nur geringfügige Einflussmöglichkeiten 
haben, z.B. über den Ausschuss der Regi-
onen, der allerdings keine explizite Städ-
tepolitik betreibt. Und auch im nationa-
len Rahmen kommt der Förderung 
strukturschwacher ländlicher Bereiche oft 
mehr Bedeutung zu als der von Städten, 
die trotz ihrer Bedeutung als Zentren von 
Wachstum und Entwicklung bislang 
nicht im Fokus der europäischen Politik 
standen.

Städte brauchen eine  
starke Interessensvertretung
Eine konsequente Vertretung der Interes-
sen von Stadtregionen in Europa ist für 
Wien nicht zuletzt angesichts der künfti-
gen Herausforderungen von großer Be-
deutung. Gerade vor dem Hintergrund 
des überaus dynamischen Wachstums in 
der Region Wien und der damit einher-
gehenden Folgewirkungen –  wie u.a. er-

höhter Bedarf an zusätzlichem Wohn-
raum, Auswirkungen auf die Siedlungs-
entwicklung oder die Bewältigung des 
Verkehrsaufkommens – ist es notwendig, 
über entsprechende Instrumentarien zur 
Interessensvertretung zu verfügen. Dabei 
geht es darum, nicht die Städte und die 
ländlichen Räume getrennt zu betrach-
ten. Es bedarf vielmehr einer koordinier-
ten Agglomerationspolitik, die Ballungs-
räume über administrative Grenzen hin-
weg in ihrer Gesamtheit sieht.

Kooperationen über  
Grenzen hinweg
Wenngleich die Notwendigkeit einer 
grenzüberschreitenden Stadtentwicklung 
mittlerweile im Denken verankert ist und 
Agglomerationsräume in der Planung im-
mer mehr Stellenwert erhalten: im öster-
reichischen und europäischen Diskurs 
kommt einer konsequenten Strategie für 
Stadtregionen immer noch eine eher un-
tergeordnete Rolle zu, die den Entwick-
lungspotenzialen der Agglomerations-
räume in keiner Weise gerecht wird. Für 
Wien ist es dabei insbesondere zu unter-
streichen, dass dem Stellenwert der Met-
ropolregion Wien mit ihren vielfältigen 
Verflechtungen innerhalb der Region 
CENTROPE künftig noch viel mehr 
Augenmerk geschenkt werden muss. 
Vor allen genannten Hintergründen ha-
ben die Stadt Wien, vertreten durch die 
MA 18, der Österreichische Städtebund 
und die Stadt Graz die metis GmbH mit 
einer Studie zur Agglomerationspolitik 
beauftragt, die sich nicht nur mit einer 
Erhebung des Status quo auseinander-
setzt, sondern auf Basis derer auch Pers-

Agglomerationspolitik –  
das unbekannte Wesen?
In Zukunft ist eine konsequente Interessensvertretung für städtische Ballungsräume notwendig.  
Die Stadt Wien, vertreten durch die MA 18, der Österreichische Städtebund und die Stadt Graz  
haben die metis GmbH mit einer Studie zur Agglomerationspolitik beauftragt. Es soll nicht nur eine 
Erhebung des Status quo vorgenommen, sondern auf dieser Basis auch Perspektiven für eine  
künftige österreichische Agglomerationspolitik entwickelt werden.
DI Thomas Madreiter, Leiter MA 18 - Stadtentwicklung und Stadtplanung; DI Michael Rosenberger, Bakk. Gaby Berauschek
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pektiven für eine künftige österreichische 
Agglomerationspolitik entwickelt werden 
sollen. Auf diesen Ergebnissen aufbauend 
sollen Empfehlungen für eine künftige 
Städte- und Agglomerationspolitik disku-
tiert und abgeleitet werden.
Eine wesentliche Dynamisierung darf 
durch das Österreichische Raumentwick-
lungskonzept 2011 erwartet werden, wel-
ches etwa als eines seiner Handlungsfelder 
die Entwicklung einer österreichischen 
Agglomerationspolitik definiert. Als rele-
vanter Aufgabenbereich wurde dort u.a. 
die zukunftsorientierte Positionierung 
von  Stadtregionen festgehalten, die auch 
auf einen fairen Interessenausgleich zwi-
schen Kernstadt und Umland abzielt. 

Eine Plattform für  
Zusammenarbeit
Zur Umsetzung wird derzeit eine „Ko-
operationsplattform“ vorbereitet, die die 

Vernetzung der Städte und Stadtregio-
nen als Basis für die Entwicklung ge-
meinsamer sachpolitischer Konzepte be-
inhaltet. Das Ziel der Arbeit dieser Ko-
operationsplattform besteht darin, den 
Begriff Stadtregion in Politik und Ver-
waltung zu verankern und die besonde-
ren Interessen der Städte und Agglome-
rationen bei der Umsetzung der Sekto-
ralpolitiken des Bundes und der Länder 
(z.B. Ausbau der hochrangigen Verkehrs-
infrastrukturen mit Schwerpunkt auf die 
Verkehrsträger des Umweltverbundes) 
angemessen zur Geltung zu bringen. 
Ebenso soll die Kooperationsplattform 
die Vernetzung österreichischer Agglo-
merationsräume im Rahmen europäi-
scher Maßnahmen (Strukturpolitik, EU-
Strategie für den Donauraum) sicherstel-
len1. Die Steuerung der Plattform ist im 
Österreichischen Städtebund angesiedelt. 
Die Ergebnisse der Studie werden auch 

in die Beratungen der Plattform einflie-
ßen. Das Bewusstsein, dass Stadtregio-
nen Motoren neuer Entwicklungen sind 
sowie dass viele Lösungen und Weichen-
stellungen für die Zukunft in Städten 
konzipiert werden, ist mittlerweile weit 
entwickelt. Dass sich städtische Prozesse 
und städtisches Leben dabei längst nicht 
mehr innerhalb traditioneller administ-
rativer Grenzen bewegen, muss sich al-
lerdings noch wesentliche stärker in 
künftigen Politiken widerspiegeln, so-
wohl auf nationaler als auch internatio-
naler Ebene. Erst wenn es uns gelingt die 
Möglichkeiten der Partner in der Stadt-
region auch wirklich zur Entfaltung zu 
bringen, haben wir eine Chance, den 
Herausforderungen wirkungsvoll zu be-
gegnen.� ■

1 Österreichisches Raumentwicklungskonzept 2011,  
Handlungsräume 2020, Seite 85. Geschäftsstelle der  
Österreichischen Raumordnungskonferenz, Wien 2011.
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Eurofoam GmbH
Tel.:+43 7583 90500   Fax:+43 7583 90500-500   
powernapping@eurofoam.at       www.eurofoam.at

NEUE ENERGIE IN WENIGEN MINUTEN.
WIR BIETEN DAS GESAMTKONZEPT.

POWERNAPPING ist der kurze, vitalisie-
rende Energieschlaf für mehr Kraft und 
Konzentration bei der Arbeit. Er

• steigert die Freude an der Arbeit

• fördert die Fitness

• senkt das Herzinfarktrisiko und die 
Gefahr eines Burn-outs

• steigert die Konzentrationsfähigkeit und 
Aufmerksamkeit

• verringert die Fehler- und Unfallquote  

Werden Sie aktiv! 

Wir unterstützen und begleiten Sie bei 
der Einführung des Gesamtkonzepts mit 
wertvollen Tipps, Mitarbeiterschulungen, 
Impulsvorträgen sowie bei der Gestaltung 
von Schlafräumen.
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Die europäische Bevölkerung strebt in Eu-
ropas Städte. Bereits jetzt lebt ein Großteil 
in urbanen Gebieten. Dieser Trend wird 
sich weiter fortsetzen. Städte prägen in in-
frastruktureller, wirtschaftlicher, ökologi-
scher und sozialer Hinsicht ihr unmittel-
bares und mittelbares Umland. Es liegt 
daher auf der Hand, dass Städte die politi-
schen und wirtschaftlichen Machtzentren 
sind und ihre Bedeutung weiter zuneh-
men wird. Ungeachtet dessen, stehen in 
der europäischen Kohäsionspolitik Städte 
eher am Rande, werden die von ihnen 
ausgehenden Entwicklungschancen und 
deren Herausforderungen und Probleme 
noch verhältnismäßig wenig angespro-
chen.
Die zukünftige Stadtentwicklungspolitik 
wird immer weniger durch die Umsetzung 
räumlicher Planwerke, sondern immer in-
tensiver durch das Zusammenwirken un-

terschiedlichster Akteure bestimmt sein. 
Es formieren sich zunehmend differen-
zierte stadtregionale Netzstrukturen. Diese 
Herausforderungen bestimmen in hohem 
Ausmaß den Diskurs über Stadtplanung 
in Europa (und nicht nur hier), wobei 
man hier zwischen einer räumlich (orien-
tierten) und einer thematisch (sektoral) 
ausgerichteten nachhaltigen Entwick-
lungsplanung unterscheiden kann.

Raumorientierte Agglomerations-
politik und Metropolregionen
Stadtentwicklung über die administrativen 
Grenzen hinweg führt in vielen Teilen Eu-
ropas zu einem politischen Paradigmen-
wechsel. In der deutschen Raumordungs-
politik beispielsweise spielt die Diskussion 
um Metropolregionen bereits eine Rolle. 
Die elf offiziellen Metropolregionen, die 
durch die deutsche Ministerkonferenz für 

Raumordnung definiert wurden, sind in 
den nächsten Jahren dazu angehalten ihre 
Regionen zu positionieren und Verwal-
tungsstrukturen aufzubauen.
Die Schweiz hat bereits vor zehn Jahren 
den Agglomerationsbegriff politisch defi-
niert und die Städteregionen dazu ange-
halten, spezifische Themen – vorrangig 
Verkehr und Siedlungspolitik – über die 
administrativen Grenzen hinaus zu behan-
deln. In der Schweiz wird trotz der Veran-
kerung der Agglomerationspolitik auf 
Bundesebene größtmögliche Selbständig-
keit auf regionaler bzw. kantonaler Ebene 
erreicht. Während in Deutschland Metro-
polregionen einen fast institutionellen 
Charakter erreichen und als solche auch 
durch Marketingstrategien in das Be-
wusstsein der Bevölkerung gelangen (sol-
len), konzentriert sich die Schweiz vor al-
lem auf thematische Schwerpunktpro-
jekte. Dabei werden die Agglomerations-
gemeinden dazu angehalten, gemeinsam 
Förderansuchen für relevante Projekte zu 
stellen.
Während Metropolregionen in Deutsch-
land und der Schweiz noch verhältnismä-
ßig jung sind, haben sich Schweden, Finn-
land und die Niederlande schon sehr 
lange mit dem Themen befasst. Lange Zeit 
hat die holländische „Randstad“ als eines 
der wenigen Vorzeigebeispiele für eine po-
lyzentrische Metropolregion gegolten. In 
den letzten Jahren ist sie jedoch in ihrer 
Entwicklung ins Stocken geraten. Die Re-

Grenzen der Stadtplanung – 
Stadtplanung ohne Grenzen
Europäische Städte entsprechen immer weniger dem klassischen Bild einer Kernstadt mit ihrem 
Umland. Es bildeten sich vermehrt differenzierte Stadtregionen mit speziellen vernetzten Strukturen 
heraus. Eine moderne Stadtentwicklung muss sich diesen neuen Herausforderungen stellen.
Mag. Christine Hamza, metis GmbH

Die Metropolregionen in Deutschland  
haben beinahe einen institutionellen  
Charakter erreicht und sind im Bewusstsein 
der Bevölkerung verankert. 
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gionen Stockholm-Mölar und als grenz-
überschreitendes Beispiel die Øresund-Re-
gion mit Kopenhagen, Malmö, Helsing-
borg und Elsinore haben sich hingegen er-
folgreich etabliert. Für beide Regionen ist 
ein optimales Zusammenspiel zwischen 
Kernstädten und den umliegenden Regio-
nen, ungeachtet der politischen Grenzen, 
zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit in 
Europa maßgeblich.

Traditionelle Stadtplanung im  
erweiterten Rahmen
Die räumliche Orientierung der Stadtent-
wicklung bildet den Rahmen für etablierte 
Instrumente der Stadtentwicklungspla-
nung. Wobei Schlagwörter wie Smart Ci-
ties, Suburbia, New Urbanism, integrierte 
Stadtentwicklung oder nachhaltige Stadt-
entwicklung nicht an Relevanz verlieren, 
aber nach einem globaleren Begriff und 
Ansatz suchen. Dennoch lassen die unter-
schiedlichen Entwicklungen und Rah-
menbedingungen europäischer Städte den 
Schluss zu, dass es keine allgemein gülti-
gen Konzepte und „Blaupausen“ für 
Stadtplanung geben kann. Vielmehr kön-
nen einige Elemente wie Bausteine kom-
biniert werden, und fügen sich schließlich 
zu einer individuellen Planung und räum-
lichen Gestaltung zusammen.
Die derzeit markanteste Entwicklung in 
vielen europäischen Städten ist ein groß-
flächiger Umbau bzw. eine Verdichtung, 
getrieben von einem massiven Struktur-
wandel, den Europa im Laufe der letzten 
20 bis 30 Jahre erfahren hat. Überall wer-
den große Industrie und Verkehrsflächen 
verlagert, zum Beispiel in Barcelona (Dia-

gonal Mar), London 
(Docklands), Ham-
burg (Hafenstadt), 
Kopenhagen (Ha-
ven). Die dadurch 
entstehenden groß-
flächigen Brachen 
müssen so optimal 
wie möglich in die 
bestehenden Siel-
dungsräume integ-
riert werden. Dabei 

entsteht die Möglichkeit der Stadtverdich-
tung und der Integration von suburbanen 
Siedlungsformen. Auf der anderen Seite 
ergeben sich neue stadtplanerische Her-
ausforderungen durch den teilweise not-
wendig gewordenen Stadtrückbau in 
„schrumpfenden“ Städten wie beispiels-
weise Leipzig.

Stadtplanung und Energieeffizienz
Ein weiterer Stadtentwicklungsbaustein 
resultiert aus der Notwendigkeit von 
Energieeffizienz und Nachhaltigkeit. Diese 
Themen beschränken sich nicht alleine auf 
Gebäudedämmung, sondern – so die Idee 
– sollten den gesamtheitlichen Ansatz des 
Stadtmanagements erfassen. Kopenhagen 
kann hier als hervorragendes Beispiel einer 
nachhaltigen Stadtplanung im Bereich der 
Energieeffizienz dienen. 
So beinhaltet das Projekt am Kopenhage-
ner Nordhafen1 ein lokales Energiekon-
zept, das eine möglichst hohe Autarkie 
vom allgemeinen Stromnetz ermöglicht. 
Ein weiteres gutes Beispiel für eine bereits 
umsetzungsorientierte Stadtinitiative ist 
das Smart City-Konzept in Amsterdam2. 
Das Smart City-Konzept führt Vertreter
Innen von BürgerInnen und der Wirt-
schaft in gemeinsamen Projekten zum 
Thema „nachhaltige energiesparende Wir-
kung auf das Gesamtgefüge von Amster-
dam“ zusammen.
All diese Bausteine sind nicht neu. Die ei-
gentliche Novität besteht – so banal es 
klingen mag – im gesamtheitlichen und 
kooperativen Ansatz. Die in Europa rele-
vanten Entwicklungsthemen werden zu 
einem Großteil auch in österreichischen 

Städten umgesetzt. Die österreichische 
Stadtentwicklung liegt damit im guten 
Mittelfeld in Europa. Dennoch werden 
die drängenden Themen nach wie vor vor-
rangig entlang administrativer Grenzen 
behandelt. In ganz Europa, aber speziell in 
den föderalistischen Staaten, wird die 
Kompetenzaufteilung entlang administra-
tiver Grenzen zu einem zunehmenden 
Hindernis bei der Umsetzung notwendi-
ger Aufgaben. Vorgaben wie die „Europa 
2020“3-Ziele (intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum) können je-
doch nur im Rahmen umfassender grenz-
überschreitender Ansätze erreicht werden. 
Ein Paradigmenwechsel in diesem Zusam-
menhang sowohl auf europäischer als auch 
auf nationaler und regionaler Ebene ist 
daher unumgänglich für die Zukunft der 
Stadtentwicklung.
Die europäischen Politiken widerspiegeln 
die Bedeutung der urbanen Dimension 
Europas in diesem Zusammenhang noch 
nicht in ausreichendem Maße. In welcher 
Form die städtischen Themen in EU-Poli-
tiken verankert sind, wurde im Rahmen 
einer Studie im Auftrag der Stadt Wien, 
der Stadt Graz und des österreichischen 
Städtebundes erfasst. Inhalt der Studie war 
einerseits die Schaffung einer Übersicht 
der urbanen Dimension in den einzelnen 
EU-Politikfeldern in Form eines Hand-
buchs und andererseits die Vorstellung 
ausgewählter städtepolitischer Beispiele 
aus Europa.� ■

1	 http://www.nordhavnen.dk/EnglishFrontpage.aspx?sc_
lang=en

2	 http://www.amsterdamsmartcity.com
3	 Europas Wachstumsstrategie bis 2020, http://ec.europa.
	 eu/europe2020/index_en.htm

INFOS:
Agglomeration: Eine „städtische Agglomeration“ 
bezeichnet eine Stadt mit ihren Vororten und 
direkt angebundenen Umlandgemeinden.
Metropolregionen: Im Gegensatz zur Agglomera-
tion ist der Begriff der Metropolregion weiter 
gefasst und schließt auch große ländliche Ge-
biete, die mit der Agglomeration vernetzt sind, 
mit ein.

Ein erfolgreiches grenzüberschreitendes Beispiel  
ist die Region Øresund mit Kopenhagen, Malmö,  
Helsingborg und Elsinore. 
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Für einen Vertreter einer österreichischen 
Kleinstadt, die in einer von Abwanderung 
bedrohten Region liegt, ist es eine sehr in-
teressante und wichtige Erfahrung, an ei-
nem österreichweiten Prozess, wie es die 
ÖREK-Partnerschaften darstellen, teilzu-
nehmen. Unter all den möglichen Partner-
schaften ist jene zum Thema „Vielfalt und 
Integration im Raum“ zur Zeit die ak-
tivste. Die bedeutendste Aussage, mit der 
ich zu Beginn konfrontiert wurde, war die 
von Univ.-Prof. Dr. Heinz Fassmann. Er 
sagte, dass nicht eine breite Raumentwick-
lung auf eine pluralistische von Migration 
geprägte Gesellschaft, d.h. auf die demo-
grafische Entwicklung, reagieren muss, 
sondern eine politisch-planerische Raum-
entwicklung formt die Zuwanderung. Zu-
wanderung wird so zur abhängigen Variab-
len und Raumentwicklung zur unabhängi-
gen (Es ist also eine Umkehrung des 

Denkmusters.). Dem kann ich nur bei-
pflichten. Die Frage ist nur, ob Migrati-
onströme auch umkehrbar sind. Eine Sta-
bilisierung und somit die Schaffung eines 
Gleichgewichtes wäre zumindest erstre-
benswert.
Der Staat in seiner Gesamtheit würde sich 
dadurch sicherlich viele Kosten sparen. 
Man bräuchte nicht Infrastruktur schaffen, 
wo noch keine ist, und müsste nicht Infra-
struktur zerstören, wo sich nicht mehr ge-
braucht wird. Aber Staat in dieser Gesamt-
heit existiert nicht. Es gibt Gebietskörper-
schaften und entstaatlichte Infrastruktur-
unternehmen, die alle leider nicht über ih-
ren Tellerrand schauen und schon lange 
den Blick fürs Ganze verloren haben.

Modernisierung der Strukturen
Ein erster Schritt in eine wiederum ganz-
heitliche Betrachtungsweise wäre faktisch, 

zusammenhängende Räume auch rechtlich 
und planerisch zusammenhängend zu be-
handeln und die Vernetzung dieser Räume 
voranzutreiben. Diese Räume sind meines 
Erachtens die Stadtregionen, von denen es 
gemäß der Abgrenzungssystematik der Sta-
tistik Austria insgesamt 34 gibt. Die Be-
schäftigung mit Vernetzung und die Erar-
beitung der dazu benötigten Wissensbasis 
sowie der benötigten strukturellen Voraus-
setzungen für die Politikkoordination für 
eine erfolgreiche Integrationspolitik ist 
auch Teil des Projektvorhabens der ÖREK-
Partnerschaft „Vielfalt und Integration im 
Raum“. Durch die unterschiedliche beruf-
liche Herkunft der PartnerInnen ist ein 
breites Betrachtungsfeld gesichert und es 
ergeben sich in den Diskussionen und Ar-
beitskreisen viele hervorragende Ansätze 
zur Unterstützung der Gestaltungsarbeit 
vor Ort, um die es ja letztendlich geht.� ■
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Vielfalt und Integration im  
Raum – Ein neuer, guter Weg
Zusammenhängende Räume sollten in Zukunft rechtlich und planerisch vernetzt werden. 
Besonders die städtischen Regionen bieten sich für eine intensivierte Zusammenarbeit an. 
Die ÖREK-Umsetzungspartnerschaft wird die Kooperationen unterstützen.
Dr. Wolfgang Domian, Stadtamtsdirektor von Leoben

Zusammenhängende Räume sollten auch 
rechtlich und planerisch verbunden sein.
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Die Arbeiten zum ÖREK 2011 starteten 
in ähnlicher Struktur wie die Vorgänger, 
aber mit drei wichtigen, neuen Einflussfak-
toren. Es wurde ein professionelles, ziel- 
und umsetzungsorientiertes Projektma-
nagement mit in- und externen Kräften 
eingerichtet. Außerdem sollte eine breite 
Beteiligung über den „üblichen“ ÖROK-
Rahmen hinaus sichergestellt sein. Darü-
ber hinaus gab es den Willen vieler Mitar-
beiterInnen und EntscheidungsträgerIn-
nen, ein neues, vor allem handlungsorien-
tiertes Instrument zu schaffen. Als Basis 
und Einstieg in die Einstellung wurde die 
Studie „Szenarien der Raumentwicklung“ 
gewählt, ein bereits für sich interessanter, 
innovativer Zugang zur Zukunft Öster-
reichs. Fünf Arbeitsgruppen, unterstützt 
durch jeweils einen fachlichen Experten, 
erstellten fünf thematische Grundsatzthe-
sen als fachliche Grundlage des ÖREK 
2011. Diese Ergebnisse sind noch in der 
„klassischen“ Struktur erarbeitet, versu-
chen aber bereits bei den Zielen und Maß-
nahmen eine klare und treffsichere Be-
schränkung auf die wesentlichen Inhalte.

Lösungsansätze zu Verkehr  
und Mobilität
So wurde in der Arbeitsgruppe „Verkehr 
und Mobilität“ – die unterstützt wurde 
von Herrn DI Hiess (Büro Rosinak), und 
die ich die Ehre hatte zu leiten – zu Beginn 
der Bearbeitung die oftmals „vergessene“ 
untrennbare Wechselwirkung zwischen 
Flächen- bzw. Funktionsentwicklung und 
den Mobilitätsfakten bzw. -entwicklungen 
intensiv beleuchtet. In einem kooperativen 
Prozess mit über 20 VertreterInnen sehr 
unterschiedlicher Institutionen mit eben-
solchen Ansichten und Erwartungen wur-
den nach ausführlicher Darstellung der 
Entwicklung der unterschiedlichen Mobi-

litätsformen und Trends, den damit ein-
hergehenden Mängeln und Defiziten sowie 
insbesondere den Zielkonflikten Lösungs-
ansätze – gegliedert nach Vorschlägen mit 
Kompetenz überschreitender raum- und 
verkehrspolitischer Zuständigkeit, über-
wiegend raumpolitischer Zuständigkeit 
und überwiegend verkehrspolitischer Zu-
ständigkeit – identifiziert.
Diese in Summe 26 Lösungsansätze wur-
den nach demokratisch festgelegten Priori-
täten gereiht. Als die Wichtigsten können 
festgehalten werden: 
- Entwicklung eines nationalen Mobilitäts-

konzeptes.
- Festlegung bundesweiter Mindeststan-

dards der öffentlichen Verkehrserschlie-
ßung.

- Koppelung der Wohnbauförderung an 
Lage, Mindestdichten, ÖV- und Rader-
schließung.

- Beurteilung von Neuwidmungen an ÖV-
orientierter Erschließungsqualität.

Weitere Inhalte können in den Materialien 
zum ÖREK 2011, Bericht der Arbeits-
gruppe Verkehr und Mobilität, eingesehen 
werden.

Ein neuer Aufbau
Die Zusammenführung der – ohnedies 
grundsätzlich verkürzten – Papiere der Ar-
beitsgruppen in Kombination mit der ers-
ten öffentlichen Feedback-Runde führte 
wenig überraschend wieder zu einem sehr 
umfassenden ÖREK-Entwurf, der die 
Konzentration auf einige wenige, aber pri-
oritären Maßnahmen nicht möglich 
machte. Der mutige Schritt zum radikalen 
Bruch des ÖREK-Aufbaus durch die nun-
mehrige Form eines knappen, konzentrier-
ten Policy-Paper ist die erste, wirklich in-
novative Neuerung des ÖREK. Der zweite 
essentielle Meilenstein ist das begleitende 

Monitoring, auch in Form der Umset-
zungspartnerschaften in Kombination mit 
einem strukturellen Berichtswesen über 
den Gesamtfortschritt an die ÖROK.
Die Umsetzungspartnerschaften können 
überhaupt als die zentralen „Arme und 
Beine“ des „Körpers“ ÖREK 2011 be-
schrieben werden, die erst eine ernst zu 
nehmende Entwicklung und Umsetzung 
des ÖREK 2011 möglich machen. Inhalt-
lich darf abschließend noch angemerkt 
werden, dass die Inhalte der Arbeitsgruppe 
Verkehr und Mobilität sich in 14 der 36 
Aufgabenbereiche wiederfinden.

Fazit
Ein auf freiwilliger, breiter kooperativer 
Basis erstelltes ÖREK nennt nicht alle 
wichtigen „Baustellen“ der Raumordnung. 
Ein aufwändiger Erstellungs- und Beteili-
gungsprozess mit einer Fülle neuer Vor-
gangsweisen, einer „Mut zur Lücke“-Men-
talität“ zugunsten der Konzentration auf 
die wesentlichen Herausforderungen, und 
vor allem der strukturierte Versuch, diese 
auch aktiv abzuarbeiten, geben Hoffnung 
für die Verbesserung der bestehenden und 
zukünftigen Raumordungsprobleme Ös-
terreichs in Stadt und Land.� ■

ÖREK 2011: Was gibt es Neues?
Die Österr. Raumentwicklungskonzepte (ÖREK) haben eine lange Geschichte in der traditionell 
schwierigen Raumordnungslandschaft Österreichs. Der Bogen lässt sich vom Instrument des Aufbruchs 
der ÖROK in den 70er-Jahren in Richtung Bundesraumordnung bis zum qualifizierten in den Schubladen 
liegenden Expertenpapier spannen. Der vorliegende Artikel zieht eine Schlussbilanz zu den Arbeiten.
Amtsleiter DI Dr. Andreas Schmidbaur, Amtsleiter der MA 5/03 - Stadtplanung und Verkehr der Landeshauptstadt Salzburg

Die geplanten Partnerschaften sollen helfen, 
die Konzepte praktisch umzusetzen. 
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Es gibt einen großen Unterschied zu den 
Vorgängerkonzepten: Das ÖREK 2011 be-
gnügt sich nicht mit dem Aufzeigen von 
Mängeln und einem möglichst langen 
Maßnahmenkatalog zur Beseitigung der 
Mängel. Die Vergangenheit hat gezeigt, 
dass solche Konzepte den würdigen Platz 
im Regal nur selten verlassen haben. Mit 
dem ÖREK 2011 wurde vielmehr ein Pro-
zess definiert, der einige Problemstellungen 
herausgreift und dafür konkrete Schritte 
festlegt. Kern dieses Prozesses sind soge-
nannte Umsetzungspartnerschaften, in 
welchen die relevanten Akteure konkrete 
Schritte und Ziele eines Prozesses festlegen. 
Die Broschüre zum ÖREK 2011 wird si-
cher in vielen Regalen einen würdigen 
Platz finden, vielleicht gleich neben den 
entsprechenden Bänden der Konzepte aus 
den Jahren 2001, 1991, usw.

Raum und Verkehr sind verbunden
Aus Sicht des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Innovation und Technologie (bmvit) 
ist dieser Ansatz in vielen Bereichen viel-
versprechend. Das bmvit hat sich deswe-
gen auch aktiv in den über zwei Jahre dau-
ernden Prozess zur Erstellung des ÖREK 
eingebracht. Das bmvit findet sich auch im 
ÖREK 2011 an vielen Stellen als betrof-
fene Institution oder teilweise als federfüh-
render Partner. Dies darf nicht verwun-
dern: Raum und Verkehr sind grundsätz-
lich von einander nicht zu trennen! Ver-
kehr entsteht im Raum und überwindet 
Raum. Verkehrsinfrastruktur hat einen be-
deutenden Einfluss auf räumliche Struktu-
ren. Diese beeinflussen wiederum die An-
forderungen an Verkehrsinfrastruktur. Aus 

der Sicht des ÖREK sind diese Zusam-
menhänge aber noch im Blickwinkel einer 
weiteren Dimension zu sehen, der der ins-
titutionellen Zuständigkeit: So haben Ge-
meinden mit den Entscheidungen, die sie 
im Rahmen der örtlichen Raumplanung 
und Flächenwidmung setzten, einen wich-
tigen langfristigen Einfluss auf das Ver-
kehrsverhalten. Sie beeinflussen damit 
auch die Verkehrsnachfrage auf der höher-
rangigen Infrastruktur, die in die Zustän-
digkeit der Länder oder des Bundes fällt. 
Umgekehrt führen Maßnahmen im Be-
reich der höherrangigen Infrastruktur zu 
Änderungen der Standortqualität und 
können damit einen Einfluss auf die 
Raumpolitik von Gemeinden haben. Diese 
starke Vernetzung der einzelnen Gebiets-
körperschaften in den Fragen der Raum- 
und Verkehrsplanung könnte noch durch 
zahlreiche weitere Beispiele vertieft wer-
den. Angesichts dieser gegenseitigen Ab-
hängigkeiten wird offensichtlich, dass eine 
Gebietskörperschaft alleine keine wirksa-
men Lösungen für die vielfältig anstehen-
den Probleme anbieten kann. Der Ansatz 
des ÖREK, in der Form der Umsetzungs-
partnerschaften einen Versuch zu starten, 
zumindest für einige Fragen nach gemein-
samen Lösungsansätzen zu suchen, er-
scheint deswegen als sinnvoller Weg und 
wird vom bmvit unterstützt.

Freie Flächen für Infrastruktur
Einige der im ÖREK angesprochenen 
Partnerschaften sind von hoher Relevanz 
für das bmvit. Die konkretesten Überle-
gungen wurden dabei zum Thema „Flä-
chenfreihaltung von hochrangigen Infra-

strukturkorridoren“ angestellt. Die Errich-
tung von Infrastruktureinrichtungen ist 
von der Verfügbarkeit entsprechender Flä-
chen abhängig. Bei linienhafter Infrastruk-
tur wie Verkehrswegen oder Energieleitun-
gen stellt die Freihaltung zusammenhän-
gender Trassen oftmals eine besondere He-
rausforderung dar. Erforderliche Einlösun-
gen von Bauland oder Bausubstanz verur-
sachen hohe Kosten und lange Verfah-
rensabläufe oder reduzieren die Akzeptanz 
von Infrastrukturmaßnahmen.
Eine frühzeitige Freihaltung der entspre-
chenden Flächen in der Flächenwidmung 
würde hier deutliche Vorteile für eine effi-
ziente Errichtung der Infrastruktur brin-
gen. Allerdings wäre dafür eine frühzeitige, 
räumlich detaillierte Festlegung von Tras-
sen in der Infrastrukturplanung erforder-
lich, was in den derzeitigen Planungsabläu-
fen nicht vorgesehen ist und auch grund-
sätzlich auf Grenzen stößt. Eine Veranke-
rung derartiger Festlegungen in der Flä-
chenwidmung stellt einen erheblichen Ein-
griff in Eigentumsrechte dar. Dieser Ein-
griff kann aber nur dann gerechtfertigt 

Freie Flächen  
braucht das Land
Die Österreichische Raumordnungskonferenz hat am 13. Oktober 
2011 das neue Österreichische Raumentwicklungskonzept (ÖREK) 
vorgestellt. Dieses entwirft ein Handlungsprogramm zur 
Raumentwicklung in Österreich und stellt es in Form von vier 
zentralen Säulen, untergeordneten Handlungsfeldern  
und davon abgeleiteten Aufgabenbereichen dar.
Dr. Thomas Spiegel, bmvit
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werden, wenn eine ausreichende Planungs-
sicherheit gegeben ist. Umgekehrt kann 
eine frühzeitige Bekanntgabe von Trassen-
verläufen auch zu Grundstückspekulatio-
nen verleiten, wenn dies nicht durch einen 
entsprechenden rechtlichen Rahmen un-
terbunden wird. Die Komplexität des The-
mas ist offensichtlich.
Die Problematik der Flächenfreihaltung ist 
den politischen Entscheidungsträgern be-
wusst. So findet sich das Thema auch im 
derzeitigen Regierungsprogramm, das die 
Instrumente der Raumordnung verstärkt 
für die Sicherung von Standorten, etwa für 
hochrangige Verkehrsinfrastruktur, einsetz-
ten will. Die Frage der Flächenfreihaltun-
gen wurde auch vom Rechnungshof unter-
sucht. Die ÖREK-Partnerschaft bietet sich 
nun als geeignetes Instrument dazu an, 
diese Fragen zu behandeln.

Gemeinsame Problemlösungen
Die Partnerschaft steht unter der gemein-
samen Federführung des Landes Ober
österreich und des bmvit und wird in der 
Abwicklung von der ÖROK-Geschäfts-

stelle unterstützt. Die Idee der Partner-
schaft sieht die Bearbeitung des Themas in 
einem kooperativen Rahmen und unter 
Beiziehung aller relevanten Akteure vor. 
Professor Kanonier als Experte des Raum-
planungsrechtes der Technischen Universi-
tät Wien wird den Prozess fachlich unter-
stützen. Auf Basis einer Dokumentation 
der aktuellen fachlichen und rechtlichen 
Grundlagen und einer Zusammenstellung 
von vergleichbaren Ansätzen aus dem Aus-
land können Handlungsempfehlungen ab-
geleitet werden.
Schon in der gemeinsamen Federführung 
eines Landes mit einer Bundesinstitution 
kommt die besondere Chance dieser Part-
nerschaft zum Ausdruck: die unterschied
lichen betroffenen Gebietskörperschaften 
arbeiten zuerst an einem gemeinsamen 
Verständnis für die Sachlage und lernen 
dabei auch die Schwierigkeiten und Erfor-
dernisse des anderen Partner kennen. Die 
fachliche Ebene sollte so auch in der Lage 
sein, entsprechende Lösungsvorschläge zu 
erarbeiten.  Diese können dann der politi-
schen Ebene als Entscheidungsgrundlage 

vorgelegt werden. Das erwartete Spektrum 
der Lösungen kann von einfachen Vor-
schlägen für eine Verbesserung der Kom-
munikation im Planungsprozess, über Vor-
schläge zu Änderungen im Planungspro-
zess bis hin (theoretisch) zu Vorschlägen 
über Änderungen der Zuständigkeiten rei-
chen.
Die konkreten fachlichen Arbeiten im 
Rahmen der Partnerschaft „Flächenfreihal-
tung für Infrastrukturkorridore“ sollten in 
Kürze beginnen. Die Erfahrungen, die im 
Rahmen der Partnerschaft gesammelt wer-
den können, sind mit Sicherheit wertvoll 
für die zahlreichen anderen Aufgabenberei-
che, die im ÖREK 2011 zum Themenbe-
reich Verkehr und Raumordnung aufgelis-
tet sind und die jeweils mehrere Gebiets-
körperschaften betreffen. Denn, ohne die 
Vision und den Willen zu einer effizienten 
Zusammenarbeit zwischen den Gebiets-
körperschaften – Gemeinden, Ländern, 
Bund, bis hin zur europäischen Ebene – 
sollte man das ÖREK 2011 lieber schnell 
zurück ins Regal zu den Vorgängerbänden 
stellen!� ■
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Flächen für große Infrastrukturpro-
jekte sind nicht einfach zu finden. 
Daher müssen zukünftig Kooperatio-
nen zwischen den Gebietskörper-
schaften bis hin zur europäischen 
Ebene Lösungen finden.  
Abbildung: Der geplante  
Hauptbahnhof Wien.
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Service in Wien

Wenn ein plötzliches Problem auftritt, 
ist es gut zu wissen, dass kompetente 

Hilfe bereitsteht. Besonders schlimm sind 
Unfälle oder technische Defekte im Haushalt 
am Wochenende oder an den Feiertagen. Wo-
hin kann man sich also wenden, wenn etwas 
Schlimmes passiert ist? Wien hat ein umfas-
sendes Angebot an Serviceeinrichtungen. Auf 

der rechten Seite finden Sie eine Liste mit den 
Telefonnummern der wichtigsten Institutio-
nen.  

Hilfe rund um die Uhr 
Gerade im Advent werden Probleme und Kri-
sensituationen besonders bewusst. Konflikte 
kommen daher in dieser Zeit häufig vor. Die 

Stadt Wien bietet mit zahlreichen Unterstüt-
zungs- und Beratungsleistungen rasche und 
effektive Hilfe an. Das umfassende Angebot 
reicht von den diversen Notrufnummern wie 
etwa psychiatrischer Notruf, Stressbox und 
24-Stunden-Frauennotruf der Stadt Wien bis 
zum Kriseninterventionszentrum der MAG 
ELF. Auch die psychiatrische Soforthilfe der 

Hilfe während der Feiertage
Die Stadt Wien bietet mit ihren zahlreichen Unterstützungs- und Beratungsleis-
tungen schnelle und unbürokratische Hilfe. Es wird sichergestellt, dass die Men-
schen bei Problemen, auch in der Weihnachtszeit, nicht alleine gelassen werden.
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Service in Wien

Stadt Wien gewährleistet Rat und Hilfe im 
Krisenfall. Hier erhält man qualifizierte und 
rasche Unterstützung – unbürokratisch und 
auf Wunsch auch anonym. Dieser Dienst steht 
rund um die Uhr, das ganze Jahr über – auch 
an den Weihnachtsfeiertagen, zu Silvester und 
zu Neujahr – zur Verfügung. Im Krankheits-
fall hilft den Betroffenen der Ärztefunkdienst. 
Wenn es erforderlich ist, werden auch Hausbe-
suche angeboten. Darüber hinaus gibt es den 
Apothekenbereitschaftsdienst, der notwendige 
Medikamente bereitstellen kann. Bei techni-
schen Gebrechen wie Stromausfällen, defekten 
Heizungen oder Wasserschäden können eben-
falls die Servicestellen entsprechende Maßnah-
men in die Wege leiten. Alles zum Servicean-
gebot finden Sie im Internet.  

Frohe Weihnachten 
Wien begeistert das ganze Jahr über mit zahl-
reichen günstigen Kultur- und Freizeitange-
boten. Das meiste davon gibt es sogar zum 
Nulltarif, weil die Stadt Wien selbst über 
zahlreiche Kultur- und Freizeiteinrichtungen 
verfügt. Das gibt auch all jenen, deren Börsen 
nicht so gut gefüllt sind, die Möglichkeit, die 
Freizeit rund um die Weihnachtsfeiertage ak-
tiv zu gestalten. Die Veranstaltungen, die täg-
lich in Wien stattfinden, findet man schnell 
und einfach in der Online-Veranstaltungs
datenbank der Stadt Wien oder auf der 
Homepage.

Weitere Informationen finden Sie unter  
www.wien.at/thema/advent.

Service-einrichtungen:

Die Telefon-Hotlines
Ärztefunkdienst:
Bietet Informationen und praktische Hilfe an.  
Er steht von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr und an  
Feiertagen ganztägig bereit. 
Tel.: 141, Rettung: 144 

Apothekenbereitschaftsdienst:
Steht in den Nachtstunden, am Wochenende  
und an Feiertagen zur Verfügung. 
Tel.: 14 55

24-Stunden-Frauen-Notruf der Stadt Wien:
Serviceeinrichtung für Frauen und Mädchen,  
die von sexueller, körperlicher oder psychischer 
Gewalt betroffen sind. 
Tel.: 717 19

Verein Wiener Frauenhäuser:
Die Wiener Frauenhäuser bieten Frauen und  
ihren Kindern Schutz, Unterstützung und eine  
vorübergehende Wohnmöglichkeit. 
Tel.: 05 77 22

Kundentelefon des Fonds Soziales Wien:
Informationen zu den Themenbereichen Pflege und 
Betreuung zuhause sowie Leben mit Behinderung. 
Tel.: 245 24

Rat auf Draht:
Der Notruf für Kinder und Jugendliche.
Tel.: 147

Psychiatrische Soforthilfe:
Info und Unterstützung für Menschen in  
psychischen Krisen. 
Tel.: 313 30

Telefonseelsorge:
Beistand bei Krisen jeder Art. 
Tel.: 142

Vergiftungszentrale:
Ein 24-Stunden-Dienst organisiert Erste Hilfe  
im Vergiftungsfall. 
Tel.: 406 43 43

Gas:
Der Störungs- und Gebrechenbehebungsdienst 
hilft rund um die Uhr.
Tel.: 128

Feuerwehr:
Tel.: 122

Polizei:
Tel.: 133
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Kultur im Rahmen der  
EU-Donauraumstrategie 
Für die Donauanrainerstaaten wur-
den von der Europäischen Union im 
Sinne einer gesamteuropäischen 
Entwicklung vier wesentliche Ent-
wicklungsziele formuliert. Diese EU-
Donauraumstrategie ist besonders 
auf Wohlstand, Vernetzung, Umwelt-
schutz und kulturelle Identität fokus-
siert.
Die EU-Donauraumstrategie wurde am 
24. Juni 2011 vom Europäischen Rat ver-
abschiedet. Die Strategie umfasst das ge-
samte Donaubecken mit insgesamt 14 
Staaten: den acht EU-Mitgliedern 
Deutschland, Österreich, Tschechien, der 
Slowakei, Ungarn, Slowenien, Bulgarien 
und Rumänien, den EU-Beitrittskandida-

ten Kroatien und Montenegro, den sog. 
potenziellen Beitrittskandidaten Serbien 
und Bosnien-Herzegowina sowie der Uk-
raine und der Republik Moldau. Die Stra-
tegie soll den Wohlstand im Donauraum 
erhöhen, die Umsetzung europäischer 
Rechtsvorschriften in den beteiligten Staa-
ten fördern und auf diesem Wege auch die 
Integration derjenigen Staaten, die nicht 
EU-Mitglieder sind, vorantreiben und ins-
besondere der Verwirklichung der Ziele 
der Strategie „Europa 2020“ dienen. Mit 
der Strategie wird nach dem Ostseeraum 

die zweite Makroregion in Europa ge-
schaffen.

Erste Ergebnisse der „Steering 
Group-Donauraum“
Die Strategie besteht aus den vier Säulen 
„Anbindung des Donauraums“, „Umwelt-
schutz im Donauraum“, „Aufbau von 
Wohlstand im Donauraum“ sowie „Stär-
kung des Donauraums“. Diese vier Säulen 
sind weiter in elf Schwerpunktbereiche 
unterteilt, einer davon ist dem Thema 
„Kultur und Tourismus sowie Kontakt 
zwischen Menschen“ gewidmet. Koordi-
niert wird dieser Bereich von Bulgarien 
und Rumänien im Rahmen einer „Stee-
ring Group“. Diese trat am 21. Juni 2011 
in Brüssel erstmals zu einer konstituieren-
den Sitzung zusammen, ein Folgetreffen 
fand am 17. November 2011 statt.
Als erstes Ergebnis der „Steering Group“ 
im Bereich „Kultur und Tourismus sowie 
Kontakt zwischen Menschen“ wurden sie-
ben Felder identifiziert, auf die sich die 
Arbeit der nächsten Jahre konzentrieren 
sollen. Dazu gehören die Entwicklung ei-
ner Marke „Donau“ für die gesamte Don-
auregion basierend auf bereits bestehende 
Arbeiten; die Unterstützung bei der Im-
plementierung eines harmonisierten Mo-
nitoring-Systems für den Bereich Touris-
mus, um vollständiges und vergleichbares 
statistisches Datenmaterial in allen 14 
Partnerstaaten zu erhalten (z.B. „Tourism 
Satellite Account“); die Entwicklung 
neuer Kulturstraßen innerhalb der Don-
auregion; die Entwicklung von mindes-
tens fünf „grünen“ Tourismusprodukten 
innerhalb der Donauregion, z.B. Rad- 
und Wanderwege; die Verfassung eines 
„Blue Book“ über kulturelle Identität ent-
lang der Donau (Kombination vieler Akti-
vitäten wie die Erforschung kultureller 
Unterschiede, Entwicklung einer Internet-
Plattform für Kulturveranstaltungen, Aus-
tausch von Informationen, Datenbank 
über Kulturgüter und Veranstaltungen, 
Zusammenarbeit zwischen ehemaligen, 
gegenwärtigen und künftigen EU-Kultur-
hauptstädten, Entwicklung von Marke-
tingstrategien, Erhöhung des Bekannt-

heitsgrades von Aktivitäten etc.); die Si-
cherstellung einer nachhaltigen Pflege des 
kulturellen Erbes durch die Entwicklung 
eines Clusters von Kultur- und Naturstät-
ten im Rahmen der UNESCO und die 
Entwicklung eines Netzwerkes von Mu-
seen und Übersetzungscenters entlang der 
Donau.

Kultur und Wirtschaft verbinden
Die Kulturpolitische Sektion des Bundes-
ministeriums für europäische und interna-
tionale Angelegenheit ist sich dessen be-
wusst, dass dem Tourismus ein hoher Stel-
lenwert bei der Umsetzung der EU-Don-
auraumstrategie zukommen muss. Gleich-
zeit sollte allerdings die Rolle der Kultur 
als identitätsstiftendes Element und poten-
zieller Motor für wirtschaftliche Entwick-
lung betont werden. Deshalb wird es auch 
Aufgabe der „Steering Group“ sein, die 

Kulturelle Aktivitäten sollen entlang der  
Donau den Tourismus stärken. Foto: Melk
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Entwicklung von grenzüberschreitenden 
Kulturprojekten innerhalb des Donau-
raums zu fördern. Dies wäre möglich 
durch die Bestimmung von Kriterien zur 
Auszeichnung eines Projektes mit dem La-
bel „Projekt im Rahmen der EU-Donau-
raumstrategie“, durch Hinweis auf verfüg-
bare Förderquellen für Kulturprojekte und 
durch Hilfestellung bei der Bewerbung 
dieser Projekte. Existierende Kulturinitiati-
ven in der Donauregion können durch die 
EU-Donauraumstrategie eine neue Di-
mension erhalten. Ein gutes Beispiel dafür 
ist das vom Bundesministerium für euro-
päische und internationale Angelegenhei-
ten ins Leben gerufene Projekt FLOW. 
Dabei handelt es sich um ein Kultur- und 
Wissenschaftsvernetzungsfestival, das erst-
mals 2008 in Serbien (Novi Sad) und so-
dann 2010 in Moldau (Chisinau) abgehal-
ten wurde. Aufgrund des großen Erfolges 

ist eine Neuauflage im Oktober 2012 in 
Bulgarien (Ruse) und 2014 in Rumänien 
(Cluj) geplant, wobei dafür im Rahmen 
des EU-Programms Kultur eine Förderung 
beantragt wurde.

Ausblick:
Ein anderes Beispiel für ein vielverspre-
chendes Kulturprojekt ist SPACES („Sus-
tainable Public Areas for Culture in Eas-
tern Countries“), das in den Jahren 2012 
bis 2014 in Moldau, der Ukraine, Geor-
gien und Armenien unter der Leitung des 
österreichischen Vereins OIKODROM 
umgesetzt wird. Dieses Projekt wird im 
Rahmen der Östlichen Partnerschaft von 
der EU gefördert und will in den genann-
ten Ländern sowohl die staatlichen Struk-
turen wie auch zivilgesellschaftliche 
Kräfte im Rahmen der Kulturarbeit stär-
ken. Das Bundesministerium für europäi-

sche und internationale Angelegenheiten 
ist nur einer von vielen Akteuren, die in 
Österreich an der Umsetzung der EU-
Donauraumstrategie arbeiten. Gemein-
den haben die Möglichkeit, im Rahmen 
existierender EU-Förderprogramme Ko-
operationen mit Gemeinden anderer Do-
naustaaten einzugehen und so diese mak-
roregionale Strategie mit konkreten Pro-
jekten auszugestalten.

Botschafter Dr. Martin Eichtinger, 

Leiter der Kulturpolitischen Sektion, 

Bundesministerium für europäische und

 internationale Angelegenheiten

Die Städte entlang der Donau werden  
langfristig von der EU-Donauraumstrategie  

profitieren, wie z. B. Budapest (Foto). 

Europa

58-75_Europa & KDZ & Magazin gBe.indd   59 28.11.11   11:04



60 � ÖGZ 12/2011 • 01/2012

Donauraumstrategie:  
Bedeutung für Städte und Regionen 
Die Donau ist durch Grenzöffnungen 
im Laufe der letzten Jahrzehnte zu 
einem bedeutenden Fluss gewor-
den, einem Fluss, der Länder, Regi-
onen und Städte miteinander ver-
bindet und vereint. 

Mit der Verabschiedung der „EU-Strategie 
für den Donauraum“ am 24. Juni 2011 
ergibt sich eine weitere große Chance für 
die Donaustädte und die gesamte Donau-
region, die begonnene Zusammenarbeit 
erfolgreich fortzuführen und die Entwick-
lung weiter voran zu treiben.
Die Erwartungen und Ziele in den ver-
schiedenen Teilregionen des Donaurau-
mes an die Donauraumstrategie sind von 
den Problemlagen, aber auch den vorhan-
denen Potenzialen abhängig und von 
Stadt zu Stadt verschieden. Hauptaugen-
merk bei der Umsetzung richtet sich auf 
die Themenbereiche Verkehrsinfrastruk-
tur, erneuerbare Energiequellen, Kultur 
und Tourismus, Umweltschutz und Was-
serqualität, Wissenschaft, Bildung und 
Informationsgesellschaft, Zivilgesellschaft, 
den Ausbau von Institutionen sowie 
Stadt- und Regionalentwicklung. Um 
eine erfolgreiche Umsetzung der Donau-
raumstrategie zu erreichen, müssen aber 
nicht nur konkrete Projekte in den einzel-

nen Themenbereichen in Angriff genom-
men, sondern auch das entsprechende Be-
wusstsein für diesen gemeinsamen Le-
bensraum geschaffen werden.

Die Menschen müssen ausführlich 
informiert werden
Vor allem den über 115 Millionen Bürge-
rinnen und Bürgern des Donauraumes 
müssen die Vorteile und der Nutzen die-
ser Donauraumstrategie näher gebracht 
werden. Es ist wichtig, den Menschen zu 
verstehen zu geben, dass eine Zusammen-
arbeit – egal ob regional, national oder 
international – mit Vorteilen verbunden 
ist. Die Mitwirkungsmöglichkeiten der 
einzelnen Donaugemeinden sind ebenso 
für die Menschen von reellem Nutzen wie 
Kooperationen und Synergien, die durch 
die Strategie entstehen.

Gemeinsam können die Herausfor-
derungen bewältigt werden
Viele städtische Probleme, wie etwa 
Hochwasser, Verkehrs- und Energiever-
bünde, Umweltschutz oder Sicherheitsfra-
gen sind überregional zu betrachten und 
bedürfen eines gemeinsamen Ansatzes. 
Die Donauraumstrategie bietet einen gu-
ten Rahmen sowohl für die Berücksichti-
gung der Anliegen der Städte, Regionen 

als auch des ganzen Landes und kann ei-
nen wesentlichen Mehrwert für alle brin-
gen. Auch die Stadt Klosterneuburg ist 
hier interessiert, mit Engagement und 
Einsatz zur Umsetzung der Donauraum-
strategie in Verständigung mit unseren 
Nachbarn beizutragen.

  Mag. Stefan Schmuckenschlager, 

Bürgermeister der Stadt Klosterneuburg

Mag. Stefan Schmuckenschlager ist seit 
2009 Bürgermeister von Klosterneuburg. 
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Das Stift Klosterneuburg ist seit 1114 von 
größter Bedeutung für die Region. 
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Die schöne blaue Donau –  
Ein großer Fluss eröffnet ungeahnte Chancen 
Die Donau hatte schon immer große 
Bedeutung für die Wirtschaft und 
den Kulturtransfer innerhalb Euro-
pas. Im Zuge der EU-Donaustrategie 
können jetzt die Donaustädte ihre 
Zusammenarbeit noch weiter inten-
sivieren.

Wer kennt sie nicht, die Donau, zweit-
längster Fluss in Europa, Bindeglied zwi-
schen zehn Ländern, Heimat von ca. 120 
Mio. Menschen, in einer Region, die über 
20 Prozent der gesamten EU-Fläche ein-
nimmt. Die Donau war schon immer eine 
der wichtigsten europäischen Verkehrs-
wege und Kulturtransporteur auf einem 
fast 3.000 Kilometer messenden Weg vom 
Schwarzwald zum Schwarzen Meer.

Passau – Das Tor zum Donauraum
Diese Tatsache wurde von der Stadt Passau 
in seiner über 2.000-jährigen Geschichte 
schon immer als Gunst und Chance gese-
hen und dementsprechend genutzt. Auch 
zu Zeiten des Eisernen Vorhangs gelang es 
Passau stets gute Verbindungen, vor allem 
in kultureller Hinsicht, mit den südosteu-
ropäischen Donaustaaten zu pflegen. So 
erfüllt es Passau mit Stolz, auf hervorra-
gend funktionierende Kontakte donauab-
wärts bauen zu können, die geprägt sind 
vom freundschaftlichen Miteinander und 
der beiderseits vorhandenen Überzeugung 
gemeinsam die Zukunft zu gestalten. In-
soweit lebt und praktiziert die Stadt Pas-
sau die EU-Strategie für die Donauregion 
bereits lange vor ihrem Erlass.

EU-Donaustrategie –  
Große Chancen und ohne Risiko
So hat Passau als eine der ersten Städte in 
Deutschland die EU-Strategie für den Do-
nauraum aktiv aufgegriffen, um im Mit-
einader einen Beitrag zu leisten, und um 
das enorme Potenzial der Donauregion im 
Rahmen der Donaustrategie zu entwi-
ckeln. Dabei wurde auf Initiative und un-
ter Federführung der Stadt Passau in ver-
schiedensten Stakeholder-Treffen analy-
siert, welche (teilweise) gemeinsamen Pro-
blemstellungen und Defizite im Donau-

raum bestehen und welche Kompetenzen 
hierfür eingebracht werden können. Die 
Stadt Passau hat in diesem Rahmen fünf 
Projekte erarbeitet.
Dazu gehören eine Akademie für Verwal-
tungsaustausch im Donauraum: Organisa-
tion und Durchführung von gemeinsa-
men Tagungen und Seminaren für Bürger-
meisterInnen, KommunalpolitikerInnen, 
Verwaltungspersonal zu aktuellen Ent-
wicklungen im Bereich Recht, Förderwe-
sen, Tourismus, Personalwesen, Wirt-
schaftsförderung, etc. bzw. Personalaus-
tausch zwischen Verwaltungen, Sprachför-
derungen und vieles mehr. Geplant ist 
auch die Ansiedlung einer „Europäischen 
Donau-Binnenschifffahrtsschule“ zur Um-
setzung der EU-Vorgaben hinsichtlich ei-
ner einheitlichen Binnenschifffahrtsausbil-
dung im Donauraum. Darüber hinaus ist 
die Organisation und Durchführung eines 
Internationalen Fachsymposiums zum 
Thema Hochwasserschutz und Krisenma-
nagement für den Donaubereich geplant. 
In den Bereichen Wissenschaft und Wirt-
schaft wird es eine Dynamisierung und ei-
nen Ausbau der Netzwerke in Richtung 
südosteuropäische Staaten geben. Außer-
dem soll die barocke Kunst und Kultur im 
Donauraum als „Schwerpunkt Donauba-
rock“ präsentiert werden.
Dabei laden die oben genannten Projekte 
gewollt alle interessierten Institutionen 
aus den Donauanrainerstaaten zur Mitar-
beit und Kooperation ein, 
um die Kompetenzen und 
Potenziale bestmöglich er-
schließen zu können. 
Durch sie soll der von der 
EU gewünschte Mehrwert 
erzeugt werden. Die Stadt 
Passau vertritt die feste 
Überzeugung, dass sich 
hierdurch viele gemein-
same bzw. grenzüber-
schreitende Probleme bes-
ser, vielleicht sogar ideal-
typisch lösen lassen und 
ein Beitrag geleistet wer-
den kann, damit die Re-
gion harmonischer und 

schneller zusammenwächst. Daraus lässt 
sich aber auch der von der EU gewünschte 
Mehrwert für die im Donauraum leben-
den Menschen generieren und der ge-
samte Donauraum sehr viel stärker in den 
gesamteuropäischen Fokus rücken.

Nutzen der EU-Donaustrategie – 
Es liegt in unseren Händen
Die EU-Strategie für den Donauraum er-
öffnet uns, die wir im Donauraum leben 
dürfen, die wahrscheinlich einmalige 
Chance unsere Heimat nach unseren 
Vorstellungen zu entwickeln und den 
Generationen nach uns einen in jeder 
Hinsicht prosperierenden Großraum Do-
nau zu hinterlassen, in dem es sich lohnt, 
zu leben und zu arbeiten. 
Es liegt also an uns, diese Möglichkeiten 
und Chancen der Zukunftsgestaltung 
aufzugreifen und in unserem Sinne best-
möglich umzusetzen.
Zu hoffen bleibt aber auch, dass die Eu-
ropäische Union diesen Prozess weiterhin 
aktiv begleitet und auch großzügig peku-
niär unterstützt, damit die Donaustrate-
gie zum Vorbild und Erfolgsmodell in 
Europa und zum „funkelnden Brillanten“ 
im gesamteuropäischen Kontext wird. 
Die Chancen hierfür stehen gut, wir 
müssen sie nur nutzen …  

Jürgen Dupper,  

Oberbürgermeister der Stadt Passau

Passau ist seit der Antike ein wichtiger Schauplatz des  
Kultur- und Wirtschaftslebens entlang der Donau. 
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Verkehrspolitik weiterhin flexibel gestalten 

Die Europäische Kommission hat in 
einem Weißbuch ihre Verkehrsstra-
tegien für das Jahr 2050 formuliert. 
In diesem Artikel werden die wich-
tigsten Eckpunkte der Stellung-
nahme der Stadt München zu die-
sem Konzept vorgestellt.

Am 28. März 2011 veröffentlichte die 
Europäische Kommission in einem Weiß-
buch ihre neue europäische Verkehrsstra-
tegie bis zum Jahr 2050. Ziel ist es, einen 
einheitlichen europäischen Verkehrsraum 
zu schaffen, in dem noch bestehende 
Hindernisse zwischen Verkehrsträgern 
und nationalen Systemen beseitigt wer-
den. Dabei soll der wirtschaftliche Fort-
schritt in Europa untermauert, die Wett-
bewerbsfähigkeit erhöht und hochwertige 
Mobilitätsdienste bereitgestellt werden. 
Ressourcen sollen mit Hilfe neuer Tech-
nologien für Fahrzeuge, der Entwicklung 
und Einführung nachhaltiger Kraftstoffe 
und Antriebssysteme sowie der Schaffung 
einer angemessenen Infrastruktur effizien-
ter genutzt werden. Insbesondere soll Eu-

ropas Abhängigkeit von der Öleinfuhr 
verringert bzw. aufgehoben und die ver-
kehrsbedingten CO2-Emissionen bis 
2050 um 60 Prozent gesenkt werden. Die 
Kommission setzt zur Erreichung von 
Letzterem vor allem auf den Stadtverkehr, 
da Städte am Stärksten unter Überlas-
tung, schlechter Luftqualität und Lärm-
belästigung leiden.

Kommunen brauchen viel  
Flexibilität, um innovative  
Lösungen zu finden
Die Stadt München begrüßt grundsätz-
lich die Intention, die CO2-Emissionen 
zu reduzieren, sowie die europäischen 
Forschungs- und Entwicklungsbemühun-
gen besser zu bündeln. Wichtig ist, dass 
die EU-Kommission bei der Verwirkli-
chung ihrer Ziele und Maßnahmen nur 
Rahmenbedingungen vorgibt und ausrei-
chend Ressourcen zur Verfügung stehen. 
Die Kommunen müssen aufgrund ihrer 
kommunalen Selbstverwaltung und Pla-
nungshoheit ein Höchstmaß an Flexibili-

tät bei der Ausgestaltung der stadtinter-
nen Verkehrspolitik behalten. Es darf 
nicht ausgeschlossen werden, dass lokale 
Besonderheiten berücksichtigt und lokale 
Lösungen gefunden werden können. Zu-
dem fehlt der Kommission etwa für die 
Einführung einer verbindlichen Innen-
stadt-Maut oder von Mobilitätsmanage-
mentplänen die Kompetenz. Allenfalls 
könnten ein gesetzlicher Rahmen oder 
Leitlinien, die „Best practice“-Beispiele 
enthalten, europaweit erarbeitet werden.

Berücksichtigung der  
wirtschaftlichen und sozialen  
Dimension des Verkehrs
Das Kommissionsdokument berücksich-
tigt die wirtschaftliche und soziale Di-
mension des Verkehrs unzureichend. 
Sinnvoll wären beispielsweise eine Ent-
kopplung von Wirtschafts- und Verkehrs-
leistungen sowie eine Ausrichtung des 
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Die Europäische Kommission (im Bild ihr 
Sitz in Brüssel) strebt eine Verringerung der 

Treibhausgasemissionen an. 
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Verkehrs auf die Bedürfnisse aller Ver-
kehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteil-
nehmer. Vor allem angesichts des demo-
graphischen Wandels ist der emissions-
freie Verkehr, wie das zu Fuß gehen oder 
Fahrrad fahren, sowie die Nutzung öffent-
licher Verkehrsmittel, stärker in Betracht 
zu ziehen. Ansonsten drohen vor allem 
weniger „automobile“ Personen benach-
teiligt zu werden, wie Seniorinnen und 
Senioren, Kinder und Jugendliche oder 
Menschen, die in ihrer Mobilität einge-
schränkt sind. 
Als eine Möglichkeit sollte auch an die 
Lenkung der Mobilität gedacht und das 
Verhalten der Verkehrsteilnehmerinnen 
und Verkehrsteilnehmer stärker in Be-
tracht gezogen werden. Dies hätte gleich-
zeitig einen positiven Effekt auf das Ziel, 
die Zahl der Unfalltoten zu senken. Das 
Weißbuch verdeutlicht zwar, dass eine 
Einschränkung von Mobilität keine Op-
tion ist. Diese Aussage bezieht sich aber 
wohl nur auf den individuellen Pkw-Ver-
kehr.

Keine Pflicht zur Berücksichtigung 
vergabefremder Kriterien
Nicht zielführend ist eine Beschränkung 
des Wettbewerbs durch eine Pflicht zur 
Berücksichtigung vergabefremder Krite-
rien, um neue Technologien zu fördern. 
Insbesondere sollte die Einführung von 
emissionsfreien Fahrzeugen nicht hiervon 
abhängig gemacht werden. Je mehr An-
forderungen an die Bieter gestellt werden, 
desto weniger Unternehmen können sich 
am Vergabeverfahren beteiligen und desto 
höher ist der Verwaltungsaufwand für die 
Kommunen. Zudem ist sehr zweifelhaft, 
ob das Ziel der Kommission, einen Markt 
zu schaffen, hierdurch erreicht werden 
kann.

Die zehn Ziele des  
„Weißbuchs Verkehr“
Zur Umgestaltung des gegenwärtigen 
Verkehrssystems nennt die EU-Kommis-
sion zehn Ziele und 40 Initiativen. Sie 
plant im nächsten Jahrzehnt entspre-

chende Legislativvorschläge auszuarbei-
ten. Hierbei fällt auf, dass das Weißbuch 
vor allem Ziele bis zum Jahr 2050 fest-
legt. Kurz- und mittelfristige Ziele sind 
unterrepräsentiert. Dies kritisiert auch der 
von dem belgischen Europaabgeordneten 
Matthias Gosch Anfang September 2011 
vorgelegte Berichtsentwurf, der zum 
Weißbuch der Kommission Stellung 
nimmt. Bestehende lokale Probleme, wie 
Luftverschmutzung und Lärmbelastung, 
bedürfen schnellerer Maßnahmen. Hin-
zukommt, dass das Ziel, bis zum Jahr 
2050 vollständig auf mit konventionellem 
Kraftstoff betriebene Fahrzeuge zu ver-
zichten, notwendige Innovation in diesem 
Bereich bremsen wird. 

Besser könnte hier ein Ansatz sein, der 
auf die Verringerung der Treibhausgas-
emissionen bzw. die Steigerung der Ener-
gieeffizienz abzielt. Zudem sollte sich eine 
Erhöhung des Anteils an öffentlichem 
Nahverkehr in den Zielen widerspiegeln. 
Gefördert werden sollte auch die Zusam-
menarbeit von Kommunen im regionalen 
Verbund, da diese für das Erreichen von 
nachhaltigen Lösungen entscheidend ist. 
Die regionale Siedlungsstruktur kann 

nicht allein auf der Ebene der Stadt be-
trachtet werden.
Positiv zu bewerten ist das Ziel, einen 
Rahmen für ein europäisches multimoda-
les Verkehrsinformations-, Management- 
und Zahlsystem zu erarbeiten, wenn die-
ser technische Hilfen mit sich bringt und 
die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, 
dass sie für die Kommunen eine rechtli-
che Möglichkeit für die Einführung sol-
cher Systeme schaffen. Nicht zielführend 
sind zwingende Vorgaben zur Einführung 
und Ausgestaltung solcher Systeme. 
Ebenso muss es den Städten, bei dem be-
grüßenswerten Ziel einer emissionsfreien 
Stadtlogistik, überlassen bleiben, wie sie 
dieses erreichen. Genauso verhält es sich 
mit dem Ziel, bis 2030 ein voll funkti-
onsfähiges EU-weites Verkehrsnetz (sog. 
TEN-V-Kernnetz) auszubauen, das bis 
2050 alle Flughäfen des Kernnetzes an 
das Schienennetz, optimalerweise das 
Hochgeschwindigkeitsnetz, anschließt. 
Zu unterstützen ist auch das ambitio-
nierte Bestreben, die Zahl der Unfallto-
ten im Straßenverkehr langfristig auf 
Null zu senken sowie das Prinzip der 
Kostentragung zu verstärken. Letzteres 
sollte fahrleistungsorientiert sein und vor 
allem die innerstädtischen Straßen vom 
Güterverkehr entlasten.

Antwort der Kommission auf  
die städtische Stellungnahme
Matthias Ruete, Generaldirektor der Ge-
neraldirektion Mobilität und Verkehr, 
antwortete bereits auf die Stellungnahme 
der Stadt München und bezeichnete sie 
als „wertvollen Beitrag [...] für die weitere 
Entwicklung der städtischen Dimension 
der europäischen Verkehrspolitik“. Im 
Hinblick auf die geforderten kurz- und 
mittelfristigen Ziele verweist der General-
direktor auf die 20 Einzelmaßnahmen des 
Aktionsplans zur städtischen Mobilität 
vom Herbst 2009.
 

Natalie Häusler, Europajuristin (Univ. Würz-

burg), Landeshauptstadt München, Referat für 

Arbeit und Wirtschaft, Fachbereich Europa

Die Städte sollten eine möglichst große  
Autonomie bei der Verkehrspolitik behalten. 
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INFOS:
Im Internet ist unter http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Arbeit-und-Wirtschaft/Europa/Europapolitik.html die städtische Stellungnahme abrufbar.
Das Weißbuch findet man im Internet unter: http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2011:0144:FIN:DE:PDF.
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Die Stadt Linz – weltweit vernetzt 
„Global denken und lokal handeln“ 
zählt zu den großen Herausforde-
rungen unserer Zeit. Städtepartner-
schaften tragen wesentlich dazu 
bei, dieses Postulat mit Leben zu 
erfüllen. 
Sie laden zum Kennenlernen anderer 
Kulturkreise ein, führen unterschiedliche 
Lebensverhältnisse vor Augen, ermögli-
chen den Erfahrungsaustausch in Sachen  
Infrastrukturausbau und die Pflege wis-
senschaftlicher Kontakte. Ein bedeuten-
der Aspekt der Partnerschaft ist aber auch 
die Unterstützung von Projekten zur Ver-
besserung der Lebensqualität und die 
Hilfe bei Notlagen. Die Städtepartner-
schaften der Stadt Linz spiegeln die 
bunte Vielfalt städtepartnerschaftlicher 
Beziehungen wider.
In den 1950er-Jahren rief der Europarat 
erstmals europäische Gemeinden zur 
Gründung internationaler kommunaler 

Partnerschaften auf. Damals beschränk-
ten sich länderübergreifende Beziehun-
gen fast ausschließlich auf die staatliche 
Ebene. Seitdem haben sich die politi-
schen Rahmenbedingungen wesentlich 
verändert, doch die Grundidee eines le-
bendigen Dialogs ist nach wie vor aktu-
ell. Der Radius der Städtepartnerschaften 
ist längst über die Grenzen Europas hin-
ausgewachsen. In einer via Internet ver-
netzten Welt ergeben sich auch neue Per-
spektiven für die aus Städtepartnerschaf-
ten resultierende Zusammenarbeit. 
Die persönliche Ebene wird jedoch auch 
in Zukunft ein zentraler Aspekt von 
Städtepartnerschaften sein. Dazu zählen 
Gespräche von EntscheidungsträgerIn-
nen ebenso wie Studienaufenthalte und 
Gastspiele von KünstlerInnen.

Linz als Vorreiter bei  
Städtepartnerschaften

Die Landeshauptstadt Linz 
hat aktuell mit insgesamt 16 
Partnerstädten auf vier Kon-
tinenten Partnerschaftsver-
träge abgeschlossen und ist 
mit einer Reihe von soge-
nannten Freundschaftsstäd-
ten (Städtekooperationen 
ohne Partnerschaftsverträge) 
eng verbunden. Damit ist 
Linz in diesem Bereich in 
Österreich Spitzenreiter. 
Linz begründete vor 36 Jah-
ren mit Halle an der Saale 
formell die erste Partner-
schaft. Die Beweggründe für 
die Aufnahme städtepartner-
schaftlicher Beziehungen sind 
sehr vielfältig. Im Fall von 
San Carlos steht beispiels-
weise die Leistung humanitä-
rer Hilfe im Vordergrund. In 
der ärmsten Region Nicara-
guas gelegen, wird die Stadt 
San Carlos von der Stadt 
Linz seit vielen Jahren durch 
Projekte im Infrastruktur-, 
Gesundheits- und Bildungs-
wesen unterstützt.
Zu Chengdu in China un-
terhält Linz seit vielen Jah-

ren, trotz der großen geographischen Ent-
fernung, sehr enge Kontakte. Ursprünglich 
waren wirtschaftliche Interessen für die Be-
gründung der Städtepartnerschaft aus-
schlaggebend, in den letzten Jahren haben 
sich die Aktivitäten mit Chengdu stark ge-
wandelt. ÄrztInnen aus dem AKH Linz er-
lernen in Chengdu die Techniken der 
„Traditionellen Chinesischen Medizin“, 
während chinesische ÄrztInnen in Linz 
ihre Kenntnisse in „westlicher“ Medizin 
vertiefen. Auch aus touristischer Sicht ha-
ben sich hier viel versprechende Kooperati-
onsmöglichkeiten ergeben. 

Städtepartnerschaften  
sind bedeutende Netzwerke
Im Mittelpunkt des Interesses stehen heute 
Netzwerke, effizienter Wissenstransfer und 
die Bereitstellung von Plattformen für in-
ternationale Projekte. Insbesondere bei der 
Suche nach ProjektteilnehmerInnen aus 
anderen Ländern, wie sie vielerorts in För-
derprogrammen erwartet werden, bieten 
sich Städtepartnerschaften an. Ebenso kön-
nen bei der Frage der Integration von Mig-
rantInnen gezielte Aktivitäten gesetzt wer-
den. Etwa 20 Prozent der österreichischen 
Gemeinden pflegen formelle oder infor-
melle Partnerschaften mit ausländischen 
Gemeinden, wovon knapp die Hälfte in 
Deutschland beheimatet ist.
Im europäischen Kontext registriert die 
EU derzeit vier Trends:
-  Zusammenschluss von Städten baltischer 

Länder untereinander
-  Die „Großen Fünf“ Deutschland, Frank-

reich, Italien, Großbritannien und Spa-
nien haben ihre Hauptpartner in einem 
Land der anderen vier „Großen“

- Städte in Ländern mit europäischer 
Randlage neigen zu Partnerschaften mit 
mitteleuropäischen Partnerstädten

- Kooperationen zwischen Kommunen 
Nord- und Südeuropas sind selten

Städtepartnerschaften  
noch stärker ausbauen
Die Stadt Linz hat es sich zum Ziel gesetzt, 
sich bei Etablierung von neuen Städtepart-
nerschaften vermehrt an den Reformstaa-
ten Osteuropas zu orientieren. Aus diesem 
Grund wurde kürzlich der Beschluss ge-

Partnerstädte der Stadt Linz:
	 1)	 Halle an der Saale / Deutschland (seit 1975, erneuert 2005)
	 2)	 Gabès / Tunesien (seit 1977)
	 3)	 Saporoshje / Ukraine (seit 1983)
	 4)	 Chengdu / China (seit 1983)
	 5)	 Budweis / Tschechien (seit 1987, erneuert 1994)
	 6)	 Linz am Rhein / Deutschland (seit 1987)
	 7)	 Kansas City, Kansas / USA (seit 1988)
	 8)	 San Carlos / Nicaragua (seit 1988)
	 9)	 Gwangyang / Südkorea (seit 1991)
	10)	 Modena / Italien (seit 1992)
	11)	 Nishnij Nowgorod / Russland (seit 1993)
	12)	 Norrköping / Schweden (seit 1995)
	13)	 Linköping / Schweden (seit 1995)
	14)	 Tampere / Finnland (seit 1995)
	15)	 Charlottenburg-Wilmersdorf in Berlin / Deutschland (seit 1995)
	16) 	 Albufeira / Portugal (seit 2008)

Neu beschlossene Städtepartnerschaften: 
	17)	 Smederevo / Serbien (2011)
	18)	 Eskisehir / Türkei (2011)
	19)	 Brasov / Rumänien (2011)
	20)	 eine japanische Stadt (2011)

Freundschaftsstädte: 
	21)	 Passau / Deutschland (Kontakte seit 1992)
	22)	 Ulm / Deutschland (Kontakte seit 1989)
	23)	 Dunaújváros / Ungarn (Kontakte seit 1990)
	24)	 Lom / Bulgarien (Kontakte seit 2004) 
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fasst, mit Eskişehir (Türkei), Braşov (Ru-
mänien) und Smederevo (Serbien) Städte-
partnerschaften einzugehen. Die bereits 
bestehenden informellen Beziehungen zu 
diesen Städten können mittels einer for-
mellen Städtepartnerschaft noch weiter in-
tensiviert werden und bieten interessante 
Perspektiven, z. B. in den Bereichen Stadt-
entwicklung und kommunale Dienste. 
Darüber hinaus wurde dem Wunsch der 
japanischen Botschaft in Wien Rechnung 
getragen und ein Grundsatzbeschluss ge-
fasst, mit dem mittelfristig eine Partner-
schaft mit einer noch zu bestimmenden ja-
panischen Stadt beschlossen werden soll, 

um angesichts der Atomkatastrophe von 
Fukushima die Solidarität mit dem japani-
schen Volk zu bekunden und auf ideelle 
Art und Weise zu helfen. Die in diesem 
Beitrag skizzierten Beispiele für gelebte 
Städtepartnerschaft sollen zum intensiven 
Ausbau der städtepartnerschaftlichen Be-
ziehungen animieren. Städtepartnerschaf-
ten geben bedeutende Impulse für die ge-
sellschaftliche Entwicklung und bereichern 
das Leben der BewohnerInnen der Part-
nerstädte in vielerlei Hinsicht.

Mag. David Hirtner, Koordinator für  

Städtepartnerschaften, Landeshauptstadt Linz
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INFOS:
Städtepartnerschaften beruhen auf interkommu-
nalen schriftlichen Verträgen zwischen zwei oder 
mehreren Kommunen. Vorschriften über Form oder 
Inhalt dieses Übereinkommens zur Zusammenarbeit 
bestehen grundsätzlich nicht. Einem Städtepartner-
schaftsvertrag kommt keine juristische Rechtskraft 
zu. Vor dem Hintergrund der Völkerverständigung 
stellt er ein evidentes Bekenntnis dar, mit den Ver-
tragspartnern einen vielfältigen Austausch zu pfle-
gen. Um die Flexibilität zu wahren, gehen Partner-
schaftsverträge üblicherweise nur wenig ins Detail. 
Fast immer werden zwar Ziele wie der Wissensaus-
tausch in den Bereichen Soziales, Verwaltung, Um-
welt oder sportliche Wettkämpfe und Bildung etc. 
angeführt, es wird aber gleichzeitig meist auch eine 
Klausel eingefügt, die eine Zusammenarbeit von 
ungenannten Themen mit einschließt. 

Freundschaftsstädte unterscheiden sich von Part-
nerstädten dadurch, dass das Bekenntnis zur Zu-
sammenarbeit nicht als schriftlicher Vertrag vorliegt. 
Dennoch kann auch Städtefreundschaften ein 
„Freundschaftsbrief“ oder ein „Letter of Intent“ zu-
grunde liegen. Ein Charakteristikum von Freund-
schaftsstädten ist, dass gemeinsame Aktivitäten 
meist in unregelmäßigen Abständen stattfinden und 
die Zusammenarbeit insgesamt unverbindlicher 
verstanden wird als bei Partnerstädten. Der Vorteil 
liegt in der Flexibilität, Projekte temporär aufzu-
bauen, ohne dabei weiteren Erwartungen ausge-
setzt zu sein. Oft entwickeln sich aus den Städte-
freundschaften formale Städtepartnerschaften. 

Die Städtepartnerschaft mit 
San Carlos/Nicaragua besteht 
seit dem Jahr 1988.

Linz hat weltweit Kontakt mit Städten und Ge-
meinden in vielen Staaten (rosa eingefärbt). 
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Smarte Sache 
Intelligente Verkehrssysteme für den 
städtischen Verkehr sind auf dem 
Vormarsch. Ein wesentlicher Aspekt 
dieser Anwendungen sind aber Ver-
lässlichkeit und Kundenakzeptanz.

Wenn in Städten der Verkehr überhand 
nimmt und für herkömmlichen Infra-
strukturausbau schlicht und einfach das 
Geld, der Platz oder die öffentliche Akzep-
tanz fehlt, ist schnell von intelligenten 
Verkehrssystemen (IVS) die Rede. In allen 
programmatischen Verkehrsdokumenten 
der EU-Kommission sind sie inzwischen 
fixer Bestandteil. Anlass genug, um sich 
dieses Schlagwort näher anzusehen, was 
seitens der EU-Kommission zu städti-
schem Verkehr in der Pipeline ist.

Was sind intelligente  
Verkehrssysteme?
Allgemein assoziiert man unter IVS eine 
verbesserte Anpassungsfähigkeit bei Prob-
lemsituationen oder erhöhte Ziel- und Ef-
fizienzgerichtetheit bei Verkehrsprozessen. 
EU-rechtlich werden darunter Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien 
verstanden, die auf dem Gebiet des Stra-
ßenverkehrs angewandt werden, inklusive 

seiner Infrastrukturen, Fahrzeuge und Be-
nutzer, des Verkehrs- und Mobilitätsma-
nagements sowie Schnittstellen zu anderen 
Verkehrsmitteln.1 Vielfach geht es ganz 
einfach darum, die begrenzten menschli-
chen Kapazitäten zur Informationsverar-
beitung durch IVS zu unterstützen.2 
Die diversen IVS-Anwendungen können 
konkret zu Verkehrssicherheit (z.B. E-call 
bei Autounfällen) oder einer besseren Ka-
pazitätsauslastung von Infrastrukturen 
(z.B. City Maut) beitragen. Durch dyna-
mische Reiseinformationen in Echtzeit 
bekommt das Schlagwort Intermodalität 
eine konkrete Ausformung. Gerade in 
vielschichtigen urbanen Ballungsräumen 
rückt damit eine örtliche oder zeitliche 
Entzerrung des Verkehrs bzw. eine Koor-
dination und Veränderung der Verkehrs-
mittelwahl in greifbare Nähe. Indirekt 
ergeben sich für die Städte eine verbes-
serte Standortqualität und Umweltbilanz 
sowie mehr Servicequalität für ÖV-Be-
nützerInnen.

Es gibt noch viel  
Verbesserungspotenzial
Dies sollte freilich nicht darüber hinweg-
täuschen, dass durch Fragmentierung, 
fehlende Spezifikationen und Interopera-
bilität das Potenzial bei IVS-Applikatio-
nen bei weitem noch nicht ausgeschöpft 
ist. Die kürzlich beschlossene IVS-Richt

linie der EU3 und der angehängte Akti-
onsplan sollen diesen Zustand beenden. 
Aus kommunaler Sicht sollte gerade auf 
die Aktion 6.4 verwiesen werden, die eine 
urbane IVS-Plattform etabliert hat. Auf-
grund der bisherigen Arbeiten  kristallisie-
ren sich die Schwerpunkte Austausch von 
Best-practice-Beispielen, Erstellung von 
Guidance-Handbüchern und Abschätzung 
des Standardisierungsbedarfs heraus.4 Im 
Kontext des Subsidiaritätsprinzips können 
sie eine wertvolle Basis für Innovation im 
städtischen Verkehr erarbeiten.  

Mag. Franz Greil, AK Wien,  

Abteilung Umwelt und Verkehr

1  RICHTLINIE 2010/40/EU DES EUROPÄISCHEN 
	 PARLAMENTS UND DES RATES vom 7. Juli 2010 zum 

Rahmen für die Einführung intelligenter Verkehrssysteme im 
Straßenverkehr und für deren Schnittstellen zu anderen

	 Verkehrsträgern.
2	 Werner Rothengartner. Was sind intelligente Verkehrssysteme, 

Vortrag am 11. November 2010 in Wien.
3	 Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Festlegung eines Rahmens für die Einführung 
intelligenter Verkehrssysteme im Straßenverkehr und für 

	 deren Schnittstellen zu anderen Verkehrsträgern
4 	 Workshop Intelligent Transport Systems for Urban Areas. 
	 18 March 2010. Summary of Proceedings.

Die Informationsanzeige in Echtzeit bei den 
Wiener Linien ist ein Beispiel für ein  

intelligentes Verkehrssystem.

Intelligente Verkehrssysteme können positiv 
zur Kapazitätsauslastung beitragen. 
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„POLYWOOD“:  
Neues LIFE+ Projekt der Stadt Klagenfurt 
In der Stadt Klagenfurt wird eine 
Bioraffinerie zur Erzeugung von 
Holzgas aus Hackschnitzel errich-
tet. Dieses Holzgas ist als Grund-
lage für ein synthetisches Erdgas 
vorgesehen.

Mit dem EU-Projekt „POLYWOOD“ 
(Polygeneration of Fuels, Heat and Elec-
tricity from Wood), das von der Landes-
hauptstadt Klagenfurt am Wörthersee, 
Abteilung Umweltschutz, als Projektträger 
gemeinsam mit Umweltreferentin StR. 
Mag.a Andrea Wulz umgesetzt wird, soll 
ein Teil des Holzgases zu einem syntheti-
schen Erdgas (BioSNG) weiterverarbeitet 
und als Treibstoff für CNG-Fahrzeuge ver-
wendet werden. Gemeinsam mit den Pro-
jektpartnern Biogenic gas trade GmbH, 
Babcock Noell GmbH und der Techni-
schen Universität Graz wird die Stadt Kla-
genfurt an „POLYWOOD“ vier Jahre 
(Herbst 2011 bis Dezember 2015) arbei-
ten. Bei Gesamtkosten von rund 9,6 Mio. 
Euro wird das Projekt einerseits im Rah-
men des EU-Förderprogramms LIFE+ mit 
3,9 Mio. Euro und andererseits durch die 
nationale klima:aktiv-Förderung mit 
960.000 Euro co-finanziert.

Mobilität mit synthetischem  
Erdgas
Insgesamt werden 69 CNG-Fahrzeuge an-
geschafft sowie zwei BioSNG-Tankstellen 
in Klagenfurt errichtet. 45 CNG-Fahr-
zeuge sind für ein Anrufsammeltaxisystem 
vorgesehen, welches in Klagenfurt derzeit 
noch nicht installiert ist. Diese Maß-
nahme dient der Stärkung des öffentlichen 
Verkehrs. Die restlichen 24 Fahrzeuge 
werden für die städtische Fahrzeugflotte 
verwendet, um bestehende Dieselfahr-
zeuge auszutauschen.

Projektziel ist die Herstellung von jährlich 
2,5 Mio. Kubikmeter CO2-neutralem 
Treibstoff aus der Holzvergasung zur Re-
duktion von NOx, PM10 und 6.000 Ton-
nen CO2 sowie eine Erhöhung der Ener-
gieeffizienz der Biomasseanlage. Durch 
Marketing und Öffentlichkeitsarbeit in 
Verbindung mit günstigen Treibstoffange-
boten soll die Anschaffung von CNG-
Fahrzeugen im Raum Klagenfurt forciert 
werden.
Eine Vielzahl von Projektmaßnahmen hat 
Demonstrationscharakter: Zu aller erst 
wird eine Kosten-Nutzen-Analyse sowie 
eine Lebenszyklusanalyse erstellt. Auch 
wird eine Aufbereitungsanlage für 
BioSNG und BioSNG-Tankstellen in Be-
trieb gesetzt. Weiters wird ein Vertriebs- 
und Marketingkonzept erarbeitet und 
Businessmodelle für BioSNG-Fahrzeuge 
erstellt. Beschaffung, Betrieb und War-
tung der BioSNG-Fahrzeuge, das Unter-
suchen von Emissionsfaktoren und die 
Durchführung von Emissionsmessungen 
bei BioSNG-Fahrzeugen sind weitere 
wichtige Eckpfeiler des Projektes. Außer-
dem erfolgt die Modellierung von Szena-
rien sowie ein begleitendes Umweltmoni-
toring (NOx, PM10, CO2-Bilanz) mit 
Luftgütemessungen.

Ein Ersatz für fossile Treibstoffe
Die Verbreitung der Technologie und de-
ren Anwendung in der regionalen Ziel-
gruppe werden gemessen und bewertet 
und sind ausschlaggebend für den Erfolg 
des Projektes. Wenn im Maßstab der Ge-
samtproduktion des biogenen Treibstoffes 
eine Substitution fossiler Treibstoffe im re-
gionalen Verkehr gelingt, ist ein großes 
Potential zur CO2-Reduktion im äußerst 
komplexen Bereich der Mobilität gelun-
gen. Diese Form der innovativen Techno-

logie (BioSNG-Aufbereitungsanlage als 
Prototyp) kann überall errichtet werden, 
wo entsprechende Holzreserven verfügbar 
sind. Im Projekt sind somit wichtige Maß-
nahmen zur internationalen Verbreitung 
der Ergebnisse vorgesehen, um andere 
Städte und Anlagenbetreiber zur Nachah-
mung zu motivieren. Damit kann POLY-
WOOD europaweit verbreitet werden.

Infos:
Wenn Sie mehr über das Projekt wissen 
möchten, kontaktieren Sie Dr. Wolfgang 
Hafner, wolfgang.hafner@klagenfurt.at.
Zum Programm LIFE+ informieren 
ExpertInnen des Lebensministerium 
http://www.umweltnet.at/article/
archive/20222 zu allen programmrele-
vanten Fragen und unterstützen bei 
Projektantragstellung und Durchführung.
www.eu-guide.at, 
Mag. Alexandra Schantl, 
schantl@kdz.or.at, Tel. (01) 8923492-37
  

Mag. Sandra Habib,  

Magistrat der Landeshauptstadt Klagenfurt  

am Wörthersee, Abteilung Umweltschutz

Die Stadt Klagenfurt (im Bild die Bioraffine-
rie) fördert alternative Antriebstechnologien.
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Im Zuge dieses Projekts wurde neben ei-
ner flächendeckenden Befragung aller 
Mitglieder des Städtebundes in acht Städ-
ten bzw. Gemeinden (u.a. Engerwitzdorf, 
Dornbirn, Kufstein, Leoben, Linz, Schwe-
chat, Wiener Neustadt) eine vertiefende 
Evaluierung durchgeführt. Thomas Prorok 
und Klaus Wirth (beide KDZ) konnten 
berichten, dass sich vielerorts einiges be-
wegt hat, aber noch ein großes Stück Weg 

zurückzulegen ist. Mehrheitlich finden 
sich punktuelle Reforminitiativen, selten 
ganzheitliche Ansätze. Klassische Maßnah-
men wie Struktur- und Prozess-reformen, 
Bürgerservice, IKT / e-Government domi-
nieren. Die Reformelemente, die insbe-
sondere für einen Paradigmenwechsel im 
Management stehen, wurden nur selten 
bearbeitet.
Eine wichtige Entwicklungsperspektive ist 
das konsequente Fortsetzen der Reformen, 
da es keine besseren Reformalternativen 
als die vorliegenden Public Management- 
und Governance-Konzepte gibt. Ver-
stärkte Akzente wären in den Bereichen 
Strategie und Führung zu setzen, die wei-
tere Öffnung hin zu den BürgerInnen er-
lauben sowie die Weiterentwicklung des 
Finanzmanagements. Dabei ist pragma-
tisch vorzugehen, es gibt kein universales 
„Erfolgsmodell“, jedoch sollte der Fokus 
auf Steuerung mit Zielen und auf Ergeb-
nisse und Wirkungen gerichtet werden. 
Eine stärkere Verzahnung von Manage-
mententwicklung und gesellschaftlicher 
Innovation wäre anzustreben. Die Re-
formpartnerschaft von Politik und Verwal-
tung wäre auszubauen, in Personal- und 
Führungskräfteentwicklung sollte mehr 
investiert werden.

Spannungsfelder für Public  
Management und Governance
Otto Brodtrick brachte in seinem Beitrag 
„Städte erfolgreich lenken“ seine kanadi-
schen Erfahrungen ein. Einen Schwer-
punkt seines Beitrags bildeten die Span-
nungsfelder für Public Management und 
Governance: Disgruenz zwischen dem 
Konzept der öffentlichen Verwaltung und 

neuen Herausforderungen; Widersprüche 
im Denken der Führungskräfte der öffent-
lichen Verwaltung; widersprüchliche Vor-
stellungen davon, welche Werte zu beach-
ten sind. Das traditionelle Konzept der 
Verantwortlichkeit verhindert, dass sich 
die öffentliche Verwaltung zu einer inno-
vativeren Institution entwickelt. Im zwei-
ten Teil widmet sich Brodtrick der DNA 
von Organisationen und kommt dabei 
zum Schluss, dass es für ein „gutes Regie-
ren“ in Städten angesichts der turbulenten 
Zeiten sinnvoller ist, sorgfältig ausge-
wählte Teams für spezifische Projekte ein-
zusetzen, als permanente Teams, die für 
alle Aufgaben genutzt werden.

Die Zukunft des  
öffentlichen Dienstes
Bundesministerin Gabriele Heinisch-Ho-
sek stellte in ihrem Beitrag die Perspekti-
ven für den öffentlichen Dienst vor. In sie-
ben Thesen ging es um das knapper wer-
dende Angebot qualifizierter Arbeitskräfte, 
Diversität als Erfolgsfaktor, flexiblen und 
bedarfsgerechten Personaleinsatz, aktive 
Personalentwicklung als Antwort auf dy-
namische Rahmenbedingungen, eine opti-
mierte und transparente Verwaltungsorga-
nisation durch „Wirkungsorientierung“ 
und das Fördern eines modernen Rech-
nungswesens, mit dienstrechtlichen Re-
formmaßnahmen die Leistungsfähigkeit 
sichern, sowie um den Weg des Ausbaues 
zur technologiebetriebenen Reform des 
öffentlichen Dienstes. Die Thesen sollen 
in den nächsten zwölf Monaten öster-
reichweit breit diskutiert und die Umset-
zung begonnen werden. Am Nachmittag 
gab es in vier Werkstätten die Möglichkeit 

Public Management-Reformen in den Städten: 
Ein Workshop-Bericht

Seit Ende 2010 wurde in Österreichs Städten der Fortschritt der Public Management-
Reformen in einem gemeinsamen Projekt des Österreichischen Städtebundes und des 

KDZ-Zentrum für Verwaltungsforschung evaluiert. Am 12. Oktober 2011 konnten in 
einem Workshop die wichtigsten Ergebnisse vorgestellt werden.

Mag. Peter Biwald, KDZ-Zentrum für Verwaltungsforschung

Eine vertiefende Evaluierung wurde bei acht 
Städten vorgenommen. Foto: Kufstein

Die Reformen beinhalten oft nur wenige 
Veränderungen, wie im digitalen Bereich.
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des Lernens aus konkreten Re-
formprojekten. In der Werkstatt 
1 stellte Michael Müllegger den 
Weg zur Grazer Konzernsteue-
rung vor; in der Werkstatt 2 
stand mit Wolfgang Domian 
der Leobener Weg der integrier-
ten Steue-rung im Mittelpunkt. 
In der Werkstatt 3 diskutierte 
Otto Brodtrick wichtige As-
pekte des Governance. In der 
Werkstatt 4 standen die KDZ-
Erfahrungen mit konkreten Pu-
blic Management-Reformen im 
Zentrum.

BürgerInnen in die  
Reformprozesse  
einbeziehen
Resümee des Workshops ist, 
dass die Public Management-
Reformen zu intensivieren 
sind. Dabei ist insbesondere 
der Nutzen für die Politik stär-
ker in den Mittelpunkt zu stel-
len: mehr Klarheit, wofür das 
Geld ausgegeben wird; mehr 
Verbindlichkeit und klare Ver-
antwortlichkeit; Konzentration 

auf das Wesentliche. Inhaltlich 
ist das strategische Manage-
ment auszubauen, das Rollen-
verständnis von Politik und 
Verwaltung weiterzuentwi-
ckeln, Leistungsvereinbarun-
gen in Verbindung mit Global-
budgets zu forcieren sowie 
BürgerInnen aktiver einzube-
ziehen, wie auch den BürgerIn-
nen wieder mehr Verantwor-
tung zurückzugeben. Für die 
Umsetzung bedarf es eines Stu-
fenkonzepts; die Politik ist 
dort abzuholen, wo sie steht, 
mit ihren Bedenken und Be-
dürfnissen. Veränderungen 
sind positiv erlebbar zu ma-
chen; die Reformeckpunkte 
sind im Planungs- und Steue-
rungsprozess zu institutionali-
sieren. Schließlich bedarf es 
Lernpartnerschaften, da das 
Von- und Miteinander-Lernen 
Reformprozesse beschleunigt. 
Erfolge sind so einfacher zu 
erreichen und die Reformen 
können dadurch rascher ver-
breitet werden.    � ■

Frau Bundesministerin Gabriele Heinisch-Hosek ging in ihrem 
Beitrag auf die zukünftigen Herausforderungen im Bereich des 
öffentlichen Dienstes ein.
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Recycling nutzt unserer Wirtschaft:  
2010 wurden sage und schreibe 178.342 
Tonnen Plastikflaschen und andere 
Leichtverpackungen verwertet –  
als wertvoller Rohstoff und wichtige 
Energiequelle für Österreichs Industrie. 
Danke allen, die mitsammeln.

178.342 t

GESPART MIT DEM

ARA SYSTEM

Klima schonen 
und gewinnen!

Gewinnen Sie 1 von 5 zauberhaften 
Wochenenden für 2 Personen in  
einem Österreichischen Nationalpark.
(Teilnahme auch auf www.ara.at oder

www.facebook.com/ARA.recycling)

ARA_Herbst_Kunststoff1_88x256_OeGemeinde.indd   1 21.11.11   11:23
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Der KDZ-Quicktest 2011 stellt eine Er-
weiterung des etablierten KDZ-Quick-
tests dar. Er ermöglicht mit demselben 
Aufwand eine noch präzisere Analyse.

Erweiterung des  
bewährten Quicktest
Wie gewohnt wird auch beim KDZ-
Quicktest 2011 der Haushalt nach den 
etablierten Kriterien Ertragskraft, Eigenfi-
nanzierungskraft, finanzielle Leistungs
fähigkeit und Verschuldung analysiert. 
Auch die gewohnten Kennzahlen (Öf-
fentliche Sparquote, Quote freie Finanz-
spitze, Eigenfinanzierungskraft, Verschul-
dungsdauer und Schuldendienstquote) 
bleiben erhalten. Die folgenden Neuerun-
gen wurden implementiert:
Präzisere Bewertung: Die bisher bekannte 
Bewertung durch Schulnoten wird durch 
eine Punktewertung (es sind bis zu 100 
Punkte zu erreichen) ergänzt. Dies ermög-
licht eine präzisere Einschätzung.
Übersichtliche Gesamtbewertung: Die 
Gesamtbewertung wird im Zeitablauf dar-
gestellt. Darüber hinaus ist durch die neue 
Darstellungsform die Ursachenanalyse für 
die Entwicklung auf einen Blick möglich 
(In nachfolgender Grafik: von 2008 auf 
2009 schlechtere Bewertung durch weni-
ger Punkte in der finanziellen Leistungsfä-
higkeit und Eigenfinanzierungskraft).

Neue Kennzahlen: Mit dem Verschul-
dungsgrad (Schulden gemessen an den 
laufenden Einnahmen), der Quote der 
Schuldendeckungsart 1 und der Eigenfi-
nanzierungsquote exkl. Kapitaltransfers 
werden Kennzahlen für eine noch aussage-
kräftigere Analyse im Rahmen des Ge-
meindefinanzbenchmarks ergänzt.
Gemeindefinanzbenchmark: Im KDZ-
Quicktest 2011 wird es erstmals möglich 
sein, die eigenen Kennzahlen automatisch 
und präzise mit den (anonymisierten und 
kategorisierten) Ergebnissen anderer öster-
reichischer Gemeinden zu vergleichen, um 
die eigene finanzielle Lage besser einzu-
schätzen.

Die Zielgruppe
Der KDZ-Quicktest 2011 basiert auf ei-
ner Excel-Arbeitsmappe, die ohne beson-
dere Vorkenntnisse befüllt werden kann. 
Seit Ende Oktober 2011 steht die Ar-
beitsmappe Mitgliedern des KDZ und 
des Österreichischen Städtebundes sowie 
von der Bank Austria empfohlenen Ge-
meinden kostenlos zur Verfügung. � ■

Der KDZ-Quicktest 2011
Der KDZ-Quicktest ist ein Kennzahlen-Set, das einen schnellen Überblick über die finanzielle 
Situation einer Gemeinde zulässt. In den letzten Jahren hat sich der KDZ-Quicktest als vielfach 
erprobtes und nützliches Instrument zur Analyse und Steuerungen von Gemeindehaushalten 
erwiesen, weil er ohne großen Aufwand zuverlässige Ergebnisse liefert.

INFOS:
Download: www.praxisplaner.at bzw. 
KDZ-Mitgliederplattform; Kontakt: Mag. Manuel Köfel, 
Tel.: +43 1 8923492-38, E-Mail: koefel@kdz.or.at

Ein Vergleich mit anderen Städten und Gemeinden hilft bei der Einschätzung der Lage.
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Innovationsführer Lindner präsentierte von 21. bis 26. Oktober 2011 seine neuen Profi modelle Geotrac 84, 
94, 104 und 124 Pro – Ein weiteres Highlight war der Kommunaltag mit Vorführungen und einem Vortrag 
von Gemeindebundpräsident Helmut Mödlhammer

Traditioneller Fixpunkt im heimischen Traktorenkalender ist die 
Herbst-Werksausstellung des Tiroler Landmaschinenspezia-
listen Lindner, die von 21. bis 26. Oktober über die Bühne 
ging. Tausende Interessierte kamen ins Ausstellungszentrum 
nach Kundl und informierten sich über die Geotrac- und 
Unitrac-Serie, technologische Innovationen und über die viel-
fäl-tigen Einsatzgebiete der Traktoren und Transporter aus dem 
Tiroler Unterland.  

Im Blickpunkt: die neuen Geotrac-Pro-Modelle. Im Rahmen der 
laufenden Herbstaktion sind die Modelle Geotrac 84, 94, 104 
und 124 in der speziellen Pro-Ausführung erhältlich. Einsatz-
gebiete der Traktoren sind das Grünland, Transportarbeiten, 
Landschaftspflege sowie der Winterdienst, der vor der Tür 
steht. „Wir orteten sowohl bei den landwirtschaftlichen Be-
suchern als auch bei den Gemeindevertretern reges Interesse 
an den Pro-Modellen“, erklärt Geschäftsführer Hermann Lindner.

Stärkstes Pro-Modell ist der Geotrac 124 Pro in der 50km/h-
Ausführung, der 126 PS bei 550 Nm Drehmoment auf das 
Gelände bringt. Ausstattungshighlights sind die Fronthydraulik, 
die gefederte Achse, eine Druckluftanlage, Kabinenluftfede-
rung, der IBC-Monitor und die leistungsstarke Automatik-Klima-
anlage. Die elektronische Hubwerksregelung EHR mit Schwin-
gungstilgung, die bei allen Geotrac-Pro-Modelle inkludiert ist, 
eignet sich ideal für den professionellen Feldeinsatz im Acker-
bau und schont den Fahrer sowie die Anbaugeräte beim 
Transport.

Winterdienst im Fokus
Beim Kommunaltag am 25. Oktober stand der kommende 
Winterdienst im Mittelpunkt. Den fachlichen Auftakt des 
Schwerpunkttages für Bürgermeister und Fuhrparkleiter bildete 
das Lindner-Fuhrparksymposium. Bei diesem forderte Ge-

meindebundpräsident Helmut Mödlhammer den verstärkten 
Einsatz von Geräten, die im ganzen Jahr und universell einge-
setzt werden können. Stefan Lindner, Geschäftsführer Technik, 
erörterte unter anderem die intensiven Prüfverfahren und die 
elektronische Vernetzung, die maßgeblich zu den höchsten 
Sicherheitsstandards der Lindner-Fahrzeuge beitragen. Am 
Nachmittag präsentierte Lindner die kommunale Vielseitigkeit 
von Unitrac und Geotrac – vom Transport über Streu- und 
Kehrarbeiten bis hin zum Böschungsmähen.

Gewinner
Im Rahmen des Fuhrparksymposiums wurde außerdem ein 
Unitrac 102 für drei Monate inklusive Streugerät und Schnee-
pflug verlost. Der Preis ging ins Südtiroler St. Leonhard in 
Passeier: Ab Jänner wird der Winterdienst dort für mehrere 
Woche mit Transporter-Technologie aus Kundl verrichtet.

Lindner im Internet: www.lindner-traktoren.at

Neue Geotrac Pro-Modelle 
lockten zur Lindner-Werksausstellung

www.lindner-traktoren.at
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Die Nachbargemeinden Ottensheim (ca. 
4.800 EinwohnerInnen) und Puchenau 
(ca. 5.000 EinwohnerInnen) betreiben je-
weils einen eigenen Bauhof. Die Leistun-
gen der beiden kommunalen Betriebe sind 
sehr typisch und auch sehr ähnlich. In Ot-
tensheim wird vom Bauhof zusätzlich die 
Wasserversorgung betreut; außerdem wird 
in Ottensheim Personal für die private 
Müllabfuhr zur Verfügung gestellt. Auch 
die Personalausstattung ist vergleichbar 
hoch. In beiden Gemeinden besteht An-
lass, die jeweiligen Bauhofstandorte zu 
überdenken. In Ottensheim, weil der Bau-
hof baulich überaltert und zu klein ist; in 
Puchenau, weil der Bauhof ebenfalls er-
neuert werden müsste, und weil darüber 
hinaus über eine alternative Nutzung des 
bisherigen Standortes nachgedacht wird.
Vor diesem Hintergrund ist von Seiten der 
Bürgermeisterin in Ottensheim und ihres 
Kollegen aus Puchenau sowie der beiden 
AmtsleiterInnen die Idee entstanden, die 
beiden getrennten Bauhöfe organisato-
risch an einem neuen gemeinsamen 

Standort zusammenzulegen und diesen 
dann von beiden Gemeinden gemeinsam 
zu betreiben.

Erwarteter Nutzen der Kooperation
In Vorbereitung einer solchen organisato-
rischen Fusion wurde zunächst versucht 
abzuschätzen, ob eine Zusammenführung 
überhaupt vorteilhaft ist, und ob ein nen-
nenswerter, insbesondere wirtschaftlicher 
Nutzen aus der Fusion resultieren würde. 
Dazu wurden die bisherigen Leistungen 
und Standards, die vorhandene Ausstat-
tung (insbesondere Maschinen und Werk-
zeuge) sowie die verfügbaren Personalres-
sourcen untersucht und die möglichen Po-
tenziale einer Kooperation ermittelt. Die 
Analysen haben gezeigt, dass eine Fusio-
nierung für beide Gemeinden ein nen-
nenswertes wirtschaftliches Potenzial 
birgt.
Ein gemeinsamer Standort bietet auf-
grund der reduzierten Flächenerforder-
nisse ein finanzielles Einsparpotenzial bei 
der Errichtung in Höhe von 504.000 bis 
560.000 Euro. Unter der Annahme, dass 
die Förderung des Landes bei Kooperation 
auch höher ausfällt (zusätzliche 20%), 
könnten die beiden Gemeinden zusätzli-
che Investitionsmittel in Höhe von rund 
360.000 bis 400.000 Euro erwarten. 
Durch eine Kooperation wird es möglich, 
einen Unimog/LKW weniger anzuschaf-
fen und dadurch einmalig 150.000 bis 
275.000 Euro (und zusätzlich die laufen-
den jährlichen Betriebskosten für einen 
LKW) zu sparen. Im laufenden Betrieb 
des gemeinsamen Bauhofes sind weiters 
Einsparungen (Betriebskosten, reduzierte 
Personalkosten) im Umfang von rund 
80.000 Euro möglich. Diesen Einsparun-
gen stehen zusätzliche Aufwendungen 

durch einen erhöhten Verkehr zwischen 
den beiden Gemeinden und daraus resul-
tierenden Aufwendungen gegenüber. 
Diese liegen aber nach Einschätzung des 
Projektteams deutlich unter den genann-
ten Einsparungen.

Betriebs- und Errichtungskonzept
Mit Blick auf einen gemeinsamen Bauhof-
betrieb wurde ein Errichtungs- und Be-
triebskonzept ausgearbeitet. Als Rechts-
form wurde der Verband gewählt, insbe-
sondere deshalb, weil zukünftig erhebliche 
Investitionen notwendig werden und einer 
festen, institutionalisierten Zusammenar-
beit gegenüber anderen loseren Formen 
der Vorzug gegeben wurde. Angesichts der 
bald schon zu erwartenden Möglichkeit 
zur Bildung von Mehrzweckverbänden ist 
es offen, in Zukunft vielleicht weitere be-
triebliche Leistungen (z.B. Facility Ma-
nagement) im Rahmen dieses Verbandes 
erbringen zu lassen.

Überzeugungsarbeit und langer 
Atem waren notwendig
Ein großes Plus in diesem Projekt war si-
cherlich die große Einigkeit auf Seiten 
des/der Bürgermeisters/in und Amtslei-
ters/in der beiden Gemeinden, und dies 
trotz unterschiedlicher parteipolitischer 
Orientierungen. Ohne diese Einigkeit 
wäre das Projekt spätestens mit dem Auf-
treten erster Widerstände von Seiten des 
Personals bzw. einiger Gemeindemanda-
tare abgebrochen worden. Denn während 
die Spitzen von Politik und Verwaltung 
vor allem die Chancen des Projekts gese-
hen haben und sich vehement für eine Re-
alisierung einsetzten (sie hatten dabei die 
Rückendeckung der Gemeindeabteilung 
und des Landes), wurden insbesondere 

Ottensheim und Puchenau  
fusionieren ihre Bauhöfe
Beide Gemeinden haben den regionalen Gemeindeverband Wirtschaftshof Ottensheim-Puchenau 
gegründet. Nach der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde und der Bestellung der 
Verbandsorgane wird der gemeinsame Bauhof ab Jänner 2012 die operative Tätigkeit aufnehmen.
Renate Gräf (Ottensheim), Manfred Arnezeder (Puchenau), Klaus Wirth (KDZ)

Ausführliche Infos waren für die Realisie-
rung des Projekts hilfreich. Foto: Puchenau
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von den betroffenen MitarbeiterInnen 
und MandatarInnen die Nachteile in den 
Vordergrund gerückt und die Sinnhaftig-
keit des Projekts in Frage gestellt (Mehr-
aufwand an Fahrten zwischen den Ge-
meinden, Mehrkosten, Benachteiligung 
gegenüber der anderen Gemeinde). Ohne 
intensive Gespräche, eine offene und kon-
sequente Informationspolitik und eine en-
gagierte Überzeugungsarbeit des Bürger-
meisters und seiner Amtskollegin bzw. der 
Amtleiterin und ihres Pendants in der 
Nachbargemeinde wäre dieses Projekt 
nicht möglich gewesen.
Hilfreich in der Überzeugungsarbeit war in 
diesem Zusammenhang auch, dass das 
Land Oberösterreich Gemeindekooperatio-
nen generell fördert und unterstützt1 und 
speziell in diesem Fall relativ kurzfristige 
Unterstützung beim Neubau und auch den 
Ersatzbeschaffungen beim Fahrzeugpark in 
Aussicht gestellt hat. Damit können die er-
kannten räumlichen und fahrzeugtechni-
schen Defizite rascher behoben werden, als 
dies im Alleingang möglich gewesen wäre. 
Es sollten in absehbarer Zeit auch konkrete 
Veränderungen in diesem Bereich für alle 
Beteiligten sichtbar werden.

Aktueller Stand und  
nächste Schritte
Beide Gemeinden haben mittlerweile per 
Gemeinderatsbeschluss den „Regionalen 
Gemeindeverband Wirtschaftshof Ot-
tensheim/Puchenau“ gegründet. Nach 
Genehmigung durch die Aufsichtsbe-
hörde und Bestellung der Verbandsor-
gane wird der Verband ab Jänner 2012 
die operative Tätigkeit aufnehmen. Paral-
lel dazu läuft die Personalsuche nach 
einem/r gemeinsamen BetriebsleiterIn. 
Die organisatorische Zusammenführung 
erfolgt daher mit Beginn des nächsten 
Jahres, vorerst unter Beibehaltung der 
bisherigen Standorte.
Die Auswahl des Standorts für den neuen 
gemeinsamen Bauhof erfolgt noch im 
Jahr 2011 anhand eines zwischen den 
Gemeinden abgestimmten Objektivie-
rungsverfahrens.
Basis für den im Anschluss durchzufüh-
renden Architektenwettbewerb bildet das 
vorliegende, vom Land Oberösterreich 
genehmigte, Raumprogramm mit einem 
Kostenrahmen von rund 2,4 Mio. Euro 
netto. Mit einem Baubeginn kann bereits 
2013 gerechnet werden.

Ausblick
Wesentlich für das Gelingen der Koopera-
tion wird es sein, bereits in der Projektie-
rungsphase die Basis für eine effektive 
Steuerung im laufenden Betrieb zu schaf-
fen. Dadurch kann rasch unerwarteten 
Entwicklungen gegengesteuert werden. 
Generell muss man sich als Kooperations-
gemeinde darüber im Klaren sein, dass die 
Begleitung einer Kooperation nicht mit 
der Realisierung enden kann. Ständige 
Pflege und Steuerung sind notwendig, um 
die Kontinuität und Weiterentwicklung 
der Zusammenarbeit zu fördern.   � ■

1 So wurden etwa auch die Kosten für die externe Begleitung 
vom Land Oberösterreich getragen.

Im Jahr 2012 wird der Bauhof für beide 
Gemeinden seine Arbeit aufnehmen. 

Foto: Ottensheim  
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FINANZEN

Ertragsanteilsvorschüsse für November 2011 (Beträge in 1.000 Euro)

a) Berechnungsbasis für die Vorschüsse an gemeinschaftlichen Bundesabgaben (GBA)

	 Ertrag für 11/20111)	 Veränderung ggü. 11/2010	 Ertrag für 01-11/2011	 Veränderung ggü. 01-11/2010

	 in 1.000 EURO	 in %	 in 1.000 Euro	 in %

GBA mit einheitlichem Schlüssel	 5.010.240	 4,8%	 59.342.379	 6,9%

davon:

Veranlagte Einkommensteuer	 47.720	 417,8%	 2.359.524	 5,7%

Lohnsteuer	 1.726.259	 -1,8%	 19.235.820	 4,4%

Körperschaftsteuer	 497.940	 86,6%	 4.474.879	 27,3%

Umsatzsteuer	 1.961.584	 1,1%	 21.361.032	 3,7%

Mineralölsteuer	 329.962	 15,0%	 3.801.967	 9,2%

GBA mit speziellen Schlüsseln	 147.368	 1,0%	 1.556.002	 3,8%

davon:					   

Bodenwertabgabe	 24	 -64,1%	 5.572	 -2,1%

Werbeabgabe	 6.606	 -7,6%	 106.465	 3,7%

Grunderwerbsteuer	 67.050	 0,3%	 675.052	 3,8%

GBA gesamt	 5.157.608	 4,7%	 60.129.468	 6,8%
1) i.d.R. basierend auf dem Steueraufkommen des zweiten vorangegangenen Monats				  

b) Gemeindeertragsanteile

	 Vorschuss für 11/2011	 Veränderung ggü. 11/2010	 Vorschuss für 01-11/2011	 Veränderung ggü. 01-11/2010	

	 in 1.000 EURO	 in %	 in 1.000 Euro	 in %

Burgenland	  16.853 	 11,2%	 191.194	 9,9%

Kärnten	  41.510 	 9,6%	 460.925	 7,3%

Niederösterreich	  107.660 	 10,2%	 1.210.875	 9,9%

Oberösterreich	  102.159 	 9,1%	 1.152.873	 8,8%

Salzburg	  46.240 	 12,3%	 510.401	 9,1%

Steiermark	  83.956 	 12,4%	 939.231	 9,8%

Tirol	  56.633 	 13,8%	 635.838	 9,0%

Vorarlberg	  29.937 	 10,6%	 341.394	 10,0%

Wien	  162.584 	 5,9%	 1.864.917	 7,1%

Summe	  647.532 	 9,6%	  7.307.647 	 8,7%
Zu den Festtagen rund um Weihnachten und Silvester bietet Wien eine Reihe von Veranstaltungen, aber 
auch Hilfe und Unterstützung. Was wo und wann über die Bühne geht, erfahren die Wienerinnen und 
Wiener schnell und einfach in der Veranstaltungsdatenbank. 
Stadtinformationszentrum: 1., Friedrich-Schmidt-Platz 1, Telefon 01/525 50, geöffnet Mo–Fr 8–18 Uhr,
Heiliger Abend (24. 12.) und Silvester (31. 12.) 8–12 Uhr. www.veranstaltungen.wien.at
Alles zum Dienstleistungs- und Serviceangebot der Stadt Wien fi nden Sie unter www.wien.at

Guten Rutsch! 
Der Silvesterpfad führt auch 
heuer wieder von der 
Altstadt bis zum Prater, wo das 
Feuerwerk um Mitternacht über 
die Bühne geht. 14–2 Uhr 
www.wien-event.at

spielebox-
winterspieltage 
24. 12., 10–14 Uhr, 
27.–30. 12., 14–17.30 Uhr, 
Teilnahme gratis!
wienXtra-spielebox, 
8., Albertgasse 35/II, 
Tel. 01/40 00-83424
www.spielebox.at

Christbäume 
entsorgen 
Misttelefon 01/546 48

Schau:  
Angelo Soliman

Die traurige Geschichte des 
„fürstlichen Hofmohren“. 

Bis 29. 1. 2012, Wien Museum, 
4., Karlsplatz, 

Telefon 01/505 87 47
www.wienmuseum.at

Kino
Verkürzt die Zeit bis 

zur  Bescherung. 24. 12., 
„Mama Muh und die Krähe“, 

11 Uhr, „Mein Freund Knerten, 14 Uhr
wienXtra-cinemagic, 
1., Friedrichstraße 4, 

Telefon 01/40 00-83400, EUR 4
www.cinemagic.at 

Notruf-
nummern
Feuerwehr: 122

Polizei: 133, Rettung: 144
24-Stunden Frauennotruf: 

01/71 71 9, Psychiatrischer 
Notruf: 01/313 30

Telefonseelsorge: 142

 Ramba 
 Zamba 

Riesenspielfest
Eintritt frei! 4.–6. 1. 2012, 
14–19 Uhr, 1., Rathaus, 

Tel. 01/40 00-84400
www.kinderinfowien.at

Essen gehen 
Infos zu Lokalen, die am 

24. 12. & 31. 12. offen haben. 
Stadtinformationszentrum, 

1., Friedrich-Schmidt-Platz 1, 
Tel. 01/525 50, Mo–Fr 8–18 Uhr, 

www.buergerdienst.wien.at
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Viele Entscheidungen der EU reichen weit in die österreichischen 
Gemeinden hinein. Mit der Initiative „Europa fängt in der Ge-
meinde an“ wollen das Bundesministerium für europäische und 
internationale Angelegenheiten und die Vertretung der Europä-
ischen Kommission BürgermeisterInnen und Gemeindevertre-
terInnen als Europa-Beauftragte gewinnen und ihnen Wissen, 
Erfahrung und Kontakte vermitteln – damit die EU auch in den 
österreichischen Gemeinden (be)greifbarer wird.

Servicepaket für 
Europa-GemeinderätInnen

n   EU-Helpline im Außenministerium
n   E-Mail-Newsletter mit kompakten Informationen und  

Fakten zu aktuellen EU-Fragen
n   Bildungs- und Informationsreisen zu den EU-Institutionen 

nach Brüssel
n   maßgeschneiderte Aus- und Weiterbildung
n   jährliches Netzwerktreffen der Europa-GemeinderätInnen

Nehmen Sie diese Serviceleistungen in Anspruch und beteiligen 
Sie sich an dieser Initiative!

KoNtAKt
Helpline für Europa-GemeinderätInnen: 0501150-3805
Zum Ortstarif aus dem österreichischen Festnetz

E-Mail: abti3@bmeia.gv.at

www.aussenministerium.at
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